
    
        
   

		
			China genoss in vielen Teilen der Welt lange ein hohes Ansehen. Das lag auch daran, dass China konsequent das Prinzip der Nichteinmischung beachtete und zu politischen Entwicklungen in anderen Staaten nicht Stellung nahm. Die Volksrepublik respektierte einen der Grundpfeiler der Westfälischen Ordnung und akzeptierte die Souveränität anderer Staaten uneingeschränkt.

			Noch im September 2018 erneuerte Generalsekretär Xi Jinping dieses Versprechen beim chinesisch-afrikanischen Gipfel in Peking. Peking werde sich nicht in die inneren Angelegenheiten afrikanischer Staaten einmischen:

			»Wir verfolgen in unseren Beziehungen zu Afrika einen Ansatz, der auf fünf Nein basiert: keine Einmischung in das Streben afrikanischer Länder nach nationalen Entwicklungspfaden; keine Einmischung in die inneren Angelegenheiten afrikanischer Länder; keine Durchsetzung unseres Willens gegenüber afrikanischen Ländern; keine Verknüpfung der Hilfe für Afrika mit politischen Bedingungen; und kein Streben nach egoistischen politischen Gewinnen bei Investitionen und der Finanzierung der Zusammenarbeit mit Afrika.«1

			Das Prinzip der Nichteinmischung prägt die chinesische Außenpolitik seit den 1950er Jahren. Allerdings weicht es inzwischen mehr und mehr einer aktiven Einmischung in die Angelegenheiten anderer Staaten. Gideon Rachman bemerkt, es entwickle sich eine Nichteinmischung mit chinesischen Merkmalen.2

			Selbst der lange zurückhaltende Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) kritisiert China heute scharf, sieht einen wachsenden ­systemischen Wettbewerb mit der VR China und warnt vor den Risiken der chinesischen Politik. Mittlerweile befindet sich China weltweit in einer defensiven Rolle und muss mit wachsenden Widerständen kämpfen.

			Allerdings liefert die chinesische Regierung bislang keine Hinweise darauf, dass sie erkannt hat, in eine Sackgasse geraten zu sein. Die zunehmend feindselige Haltung gegenüber Peking seitens zahlreicher Regierungen im indopazifischen Raum, aber auch in Europa belegt, dass China sein Blatt überreizt hat. Die heutige Parteiführung ist zu einer Korrektur ihrer Politik aber entweder nicht fähig oder nicht bereit. Vielmehr greift Peking zu Boykotten in den Bereichen Tourismus und Bildung, aber auch zur Sanktionierung einzelner Unternehmen.3 Ein Beispiel sind die Drohungen, die der chinesische Botschafter in Australien im April 2020 aussprach: Chinas Bürger könnten auf Urlaubsreisen nach Australien genauso verzichten wie auf den Konsum australischen Weins, wenn die Regierung in Canberra weiterhin Peking kritisiere.4

			Allerdings erscheint es möglich, dass die aggressive Politik der KP Chinas nicht nur als Reaktion auf Kritik zu verstehen ist, sondern den Kern der Strategie Xi Jinpings darstellt. Viele der außenpolitischen Handlungen Pekings deuten darauf hin, dass der Generalsekretär die Abkopplung seines Landes von anderen Staaten anstrebt, also eher auf Isolation als auf Interdependenz setzt. Dennoch reagiert Peking gegenüber ausländischer Einflussnahme im eigenen Land sehr sensibel, interveniert aber in anderen Ländern zunehmend aggressiv.

			6.1	Formen der Einflussnahme und Chinas sharp power

			Ein Instrument der Einflussnahme sind die Radioprogramme von China Radio International (CRI). China bedient sich mit dem Sender erprobter Propagandainstrumente anderer Länder. In West-Berlin versuchte der Rundfunk im amerikanischen Sektor (RIAS) seinerzeit, die Bewohner Ost-Berlins und der DDR zu informieren, und agitierte dabei unverhohlen. Bis heute versucht der amerikanische Sender Radio Free Europe/Radio Liberty Einfluss auf die Innenpolitik osteuropäischer Länder einschließlich Russlands zu nehmen. Auch im Fall dieses vom amerikanischen Kongress finanzierten Senders war anfangs unklar, dass es sich um ein Propagandainstrument der USA handelte. Chinas Auslandssender China Radio International versteckt seine Auslandsaktivitäten durch Minderheitsbeteiligungen an lokalen Radiostationen. 33 Radiostationen in 14 Ländern werden zwar formell von chinesischstämmigen Geschäftsleuten betrieben, de facto gehören diese Sender aber zu China Radio International.

			Die Kommunistische Partei nimmt in anderen Ländern durch eine komplexe, häufig subtile und differenzierte Kette von Anreizsystemen und Drohkulissen Einfluss auf die Innenpolitik jener Länder. Ziel ist es, den Diskurs über China zu bestimmen und drei Erzählstränge zu verankern: China ist friedvoll und nutzbringend. Der Aufstieg Chinas ist unaufhaltsam. China ist rachsüchtig und gefährlich, wenn es provoziert wird.5 Während die beiden ersten Erzählstränge von Politikern und Diplomaten genutzt werden, erfolgen die Warnungen vor den Reaktionen Chinas häufig über Staatsmedien, etwa die Zeitung Global Times. Allerdings haben in den vergangenen Jahren auch chinesische Diplomaten immer wieder Warnungen an ausländische Regierungen öffentlich ausgesprochen.

			6.1.1	Was ist sharp power?

			Recht spät und plötzlich haben Politiker und Vertreter der Zivilgesellschaft in vielen Ländern ihr Bild Chinas korrigiert und nehmen nun Chinas sharp power deutlich war. Diese Form der Machtausübung unterscheidet sich von der klassischen hard power, die sich in militärischer und ökonomischer Macht niederschlägt, und soft power, mit der in erster Linie weiche, kulturelle Faktoren gemeint sind. Sharp power ist grundsätzlich aggressiv und häufig verdeckt.

			Sharp power bezeichnet eine Außenpolitik, die auf der einen Seite versucht, Berichte über das eigene Land zu zensieren und zu ­manipulieren, Kritiker auszuschalten und missliebige Regierungen ökonomischem Druck auszusetzen. Auf der anderen Seite versucht sharp power durch staatlich geförderte wissenschaftliche Einrichtungen, Medienunternehmen und Austauschprogramme, ein positives Bild des jeweiligen Landes im Ausland zu vermitteln. Während der zweite Teil dieses Ansatzes weitverbreitet ist, ist der aggressive erste Teil auf autoritäre Staaten beschränkt, die sich die Offenheit demokratischer Staaten zunutze machen.6

			In demokratischen Gesellschaften sind Kultur, Wissenschaft, Medien und Verlagswesen offen und im Idealfall frei von staatlicher Einflussnahme. Diese Offenheit ist ein konstitutives Element von Demokratien, macht sie aber zugleich verwundbar für die Aktivitäten ausländischer autoritärer Regime. Es wäre fatal, wenn Demokratien aus Angst vor der Einflussnahme durch andere Staaten nun ihrerseits zu Zensur und Kontrolle übergehen würden. Der Spagat zwischen Offenheit und Verhinderung der Subversion ist schwierig.

			Ein Beispiel für Chinas Einsatz von sharp power sind die Konfuzius-Institute, die die chinesische Regierung als reine Bildungseinrichtungen, vergleichbar mit den Goethe-Instituten oder dem British Council, darzustellen versucht – was sie nicht sind. Mitarbeiter von Konfuzius-Instituten versuchen auf die Wissenschaftsfreiheit an den Universitäten, an denen sie angesiedelt sind, einzuwirken und etwa Debatten zu Tibet, ­Taiwan, Hongkong oder den uigurischen Muslimen zu unterbinden.7 Die als konservativ geltende Association of Scholars untersuchte in einem 2017 erschienenen Bericht die Aktivitäten von Konfuzius-Instituten an amerikanischen Universitäten und empfahl die Schließung aller Einrichtungen. Sollte dies nicht umsetzbar sein, solle ein Maßnahmenkatalog zur Stärkung der wissenschaftlichen Unabhängigkeit der Institute umgesetzt werden.8

			Es stellt sich die Frage, welche Strategie die chinesische Regierung mit ihrer Politik verfolgt. Sie hat in den vergangenen Jahren zahlreiche Freunde in Feinde verwandelt und dies mag Hybris oder Unfähigkeit geschuldet sein. Unzweifelhaft hat diese Politik aber Folgen: Sie macht es den USA sehr viel leichter, eine Koalition zu schmieden, deren Ziel die Eindämmung von Chinas Macht und Ambitionen ist.9 Gleichzeitig wächst in Chinas Wirtschaftselite der Unmut über Xi Jinpings neuen außenpolitischen Kurs, der das sehr erfolgreiche alte Modell der außen- und handelspolitischen Zurückhaltung ablöste.10 Der Nutzen des Einsatzes von sharp power erschließt sich dieser Gruppe offenbar nicht.

			6.1.2	Chinas Druck auf andere Länder

			Generalsekretär Xi vertritt chinesische Positionen mit Vehemenz. Dabei missachtet er offen internationale Regelwerke, ohne dafür Sanktionen in Kauf nehmen zu müssen. Der Ständige Schiedshof in Den Haag hat die chinesischen Gebietsansprüche in der Südchinesischen See als ungerechtfertigt zurückgewiesen. Doch China ignoriert den Schiedsspruch zu seinen Ungunsten und fährt fort, seine Militärstützpunkte auf den Inseln auszubauen und Land aufzuschütten.11

			Die Südchinesische See ist zum einen wegen der reichen Fischbestände und der dort vermuteten Öl- und Gasfelder von Bedeutung. Sie ist zum anderen eine der wichtigsten Schifffahrtswege: Ein Drittel des weltweiten Schiffsverkehrs passiert die Region. Die USA, die stets das Recht auf friedliche Durchfahrt betonen, entsenden regelmäßig Kriegsschiffe, was Peking ebenso regelmäßig zu Protesten veranlasst.12 Allein zwischen 2016 und 2018 kam es zu 16 Beinahezusammenstößen zwischen chinesischen und amerikanischen Kriegsschiffen.13

			Angesichts dieser Missachtung internationaler Normen und Regeln haben die europäischen Länder einschließlich Deutschland ein vitales Interesse daran, diese Verletzungen des Völkerrechts nicht stillschweigend zu tolerieren und damit China zu weiteren Regelverletzungen zu ermutigen. Die Einschätzung einzelner Beobachter, Europa habe weder ein sicherheitspolitisches Problem mit China, noch könne Europa die Rivalität zwischen den USA und China nennenswert beeinflussen, muss daher ­überraschen.14

			Um seine außenpolitischen Ziele durchzusetzen, verwendet Peking zunehmend eine Mischung aus Druck und Belohnungen. In den vergangenen Jahren häuften sich Beispiele für die Bereitschaft Pekings, auf missliebige Partnerländer ökonomischen Druck, ja Zwang auszuüben. Nachdem die Regierung der Mongolei, ein kleines Land mit 3,2 Millionen Einwohnern, 2016 den Dalai Lama empfangen hatte, erhob China Strafgebühren für den Warentransit in die Mongolei. Zugleich wurden die Verhandlungen über einen Kredit im Umfang von 4 Mrd. US-Dollar abgebrochen. Das chinesische Außenministerium betonte anschließend, man hoffe, dass die Lektion verstanden worden sei.15

			Devotes Verhalten hingegen wird honoriert. Der philippinische Präsident Rodrigo Duterte erhielt 2016 von Peking Zusagen über Investitionen im Umfang von 24 Mrd. US-Dollar, nachdem seine Regierung darauf verzichtet hatte, den Schiedsspruch des Ständigen Schiedsgerichts zugunsten der Philippinen im selben Jahr bezüglich des Hoheitsgebietes im Südchinesischen Meer weiterzuverfolgen.16

			Im März 2018 beugte sich Vietnam einem chinesischen Ultimatum. Das Land hatte in der 200-Meilen-Zone vor seinen Küsten mit der Erschließung von Ölfeldern begonnen und den spanischen Konzern Repsol mit den Arbeiten beauftragt. China missbilligte das Projekt und forderte Hanoi unter Androhung militärischer Gewalt auf, die Arbeiten einzustellen. Vietnam beugte sich den chinesischen Drohgebärden.17

			Es ist zu erwarten, dass die von Peking verfolgte außenpolitische Strategie sich schon mittelfristig als ein gefährlicher Irrweg erweisen wird. China zwingt andere Länder zur Entscheidung: entweder eine glänzende Zukunft an der Seite Pekings, was die Umsetzung der dort entworfenen Vorgaben beinhaltet, oder Reduzierung der Kontakte zu China und, damit verbunden, wirtschaftliche Schwächung.18 Doch der von Peking ausgeübte Druck steigert die Attraktivität Chinas keineswegs, sondern mobilisiert Abwehrmechanismen und sorgt für die Entstehung neuer Allianzen, die es den ­teilnehmenden Staaten erlauben wird, dem Druck aus China standzuhalten.

			Dabei werden die im Ausland lebenden Chinesen in eine problematische Rolle gedrängt. Die Regierung hat es in den vergangenen Jahren verstanden, einen Teil der im Ausland lebenden Diaspora für die Propagierung ihrer politischen Ziele einzuspannen. Insbesondere bei drei Themen werden diese Auslandschinesen für die Partei eingespannt: Der Dalai Lama, das geistliche Oberhaupt der Tibeter, gilt als Staatsfeind und zu seinen Auftritten mobilisiert Peking häufig protestierende Auslandschinesen. Ebenso prononciert vertreten viele im Ausland lebende Chinesen die Regierungsposition in Sachen Taiwan und seit 2019 Hongkong.19

			6.2	Die Reaktionen einzelner Länder im indopazifischen Raum

			Der Konflikt zwischen den USA und China ist auch ein Ringen um die Wertschätzung des jeweiligen Landes von Bürgern in anderen Ländern. Auch Supermächte benötigen politische Partner und dabei halten die USA einen großen Vorsprung vor China. Gemäß einer Umfrage aus dem Jahr 2019 finden die USA im indopazifischen Raum sehr viel mehr Unterstützung als China. In der zwischen Mai und Oktober 2019 durchgeführten Umfrage in sechs indopazifischen Staaten (Australien, Indien, Indonesien, Japan, Philippinen, Südkorea) hatten 64 Prozent der Befragten eine positive Meinung von den USA. Dagegen hatten Mehrheiten der Befragten eine negative Meinung über China: in Japan 85 Prozent, in Südkorea 63 Prozent und in Australien 57 Prozent.

			Besonders ausgeprägt ist der Unterschied in der Wahrnehmung der beiden Länder in Japan. Dort haben 68 Prozent der Befragten eine positive Meinung von den USA, aber nur 14 Prozent von China. Auch in Südkorea (77 Prozent positive Meinung über die USA, 34 Prozent von China), den Philippinen (80 Prozent USA, 42 Prozent China) und Indien (60 Prozent USA, 23 Prozent China) haben die Menschen eine sehr viel positivere Einschätzung der USA als von China. Lediglich in Indonesien liegt der Unterschied zwischen der Wahrnehmung der USA und Chinas unter zehn Prozentpunkten: 42 Prozent positive Wahrnehmung der USA, 36 Prozent Chinas.20

			Diese positiven Bewertungen der USA sind überraschend, weil der ehemalige amerikanische Präsident Trump nur von wenigen Bürgerinnen und Bürgern in den Nachbarstaaten Chinas als fähiger Präsident betrachtet wurde. In ­Australien etwa vertrauten 2019 nur 35 Prozent der Befragten den Entscheidungen Trumps in der internationalen Politik, verglichen mit 84 ­Prozent Zustimmung, die Präsident Obama am Ende seiner Amtszeit erhielt.

			6.2.1	Australien – der Kanarienvogel in der Kohlegrube?

			Ein markantes Beispiel für die Verschlechterung der bilateralen Beziehungen zu China ist Australien. Seit 2017 nehmen die Spannungen zwischen Australien und China nennenswert zu. Die australische Regierung steht heute unter anhaltendem, massivem Druck aus Peking. In der öffentlichen Debatte wird China inzwischen als Bedrohung wahrgenommen.21

			Auslöser der neuen Wahrnehmung Chinas in Australien waren eine kleine Gruppe hartnäckiger Journalisten und die Sicherheitsorgane des Landes.22 Der australische Geheimdienst, Australian Security Intelligence Organisation (ASIO), warnte 2015 die großen politischen Parteien Australiens vor Großspendern mit engen Verbindungen zur chinesischen Kommunistischen Partei.23 Am 5. Juni 2017 sendete das renommierte Politikmagazin Four Corners die zusammen mit der Mediengruppe Fairfax erarbeitete Reportage »Power and Influence«.24 Der in Australien für erhebliches Aufsehen sorgende Bericht dokumentierte, wie die chinesische Kommunistische Partei und ihre Mittelsmänner auf die australische Politik Einfluss zu nehmen versuchen.

			Für Australien ist die Lage indes besonders vertrackt. Kein anderes Land hat vom wirtschaftlichen Aufschwung Chinas so sehr profitiert wie Australien. Seit dem Goldrausch in den 1850er Jahren haben chinesische Zuwanderer zur Entwicklung Australiens beigetragen. Bis zur Coronakrise studierten dort etwa 180.000 Chinesinnen und Chinesen. Jedes Jahr reisten 1,2 Millionen Chinesen nach Australien. Die gleiche Anzahl an Personen mit chinesischen Wurzeln lebt auf dem fünften Kontinent.25 Schon seit 2007 ist China der größte Handelspartner des Landes.26 2017 war China mit etwa 100 Mrd. australischen Dollar das mit Abstand wichtigste Zielland australischer Exporte. Japan lag mit 44 Mrd. australischen Dollar mit deutlichem Abstand dahinter.

			China ist nicht nur der wichtigste Abnehmer australischer Rohstoffe, sondern auch von australischen Tourismus- und Erziehungsdienstleistungen. Australische Universitäten, namentlich die University of Sydney, sind von Studierenden aus China, die stattliche Gebühren bezahlen müssen, abhängig. Angesichts der starken wirtschaftlichen Abhängigkeit meinen einige Beobachter, Australiens Aufbegehren gegen China sei ein Sturm im Wasserglas und werde über kurz oder lang einer Politik weichen, die auf Forderungen Pekings bereitwillig eingeht.

			In den vergangenen zwei Jahren nahmen die Spannungen zwischen Australien und China deutlich zu. Immer wieder ist das Land heftigen Angriffen durch Peking und dessen Vertreter ausgesetzt.27 Das Verbot, den ­chinesischen Technologiekonzern Huawei am Aufbau des ­australischen 5-G-Mobilfunknetzes zu beteiligen, sorgte für anhaltende Verärgerung in Peking.

			Zuvor hatten sich australische Politiker und Manager ebenso blauäugig im Umgang mit China wie die vieler anderer Länder gezeigt. Die Australian Broadcasting Corporation (ABC), ein renommierter Sender mit hohem Ansehen für seine journalistische Unabhängigkeit, verpflichtete sich in einer Kooperationsvereinbarung mit dem chinesischen Anbieter Shanghai Media Group 2014, in seinem sowohl in Australien als auch im Ausland gesendeten Programm in chinesischer Sprache (Mandarin) auf Inhalte zu verzichten, die Peking nicht genehm wären.28 Das Geschäft war schon damals umstritten und ist heute undenkbar geworden.

			China verfolgt in Australien drei konkrete Ziele. Der fünfte Kontinent ist ein wichtiger Verbündeter der USA im indopazifischen Raum und China ist daran interessiert, diese Allianz zu schwächen. Zweitens ist Australien eine unabhängige Macht im Indopazifik, dessen freimütige Kritik an China in vielen Ländern zur Kenntnis genommen wird und die zur Bildung von gegen China gerichteten Allianzen fähig ist. Peking möchte insbesondere offen geäußerte Kritik Canberras unterbinden. Drittens leben in Australien viele Menschen chinesischer Herkunft, von denen etliche das Regime in Peking offen kritisieren. China will Dissidenten auch in Australien zum Schweigen bringen und nur noch Stimmen zulassen, die die Kommunistische Partei unterstützen. Wenn es gelänge, die chinesische Diaspora in Australien gleichzuschalten, hätte dies Signalwirkung für andere Länder.29

			Der im Iran geborene Senator der Labor Party Sam Dastyari musste Anfang 2018 zurücktreten, weil er Zahlungen aus China akzeptiert und im Gegenzug die Positionen Pekings unterstützt hatte, etwa im Hinblick auf die chinesischen Gebietsansprüche in der Südchinesischen See.30 Die Dastyari-Affäre führte zu einem neuen Gesetz, das die Beeinflussung von australischen Amtsträgern durch ausländische Akteure untersagte.31 Australien hat mit ihm politische Spenden aus dem Ausland verboten und Lobbyisten gezwungen, ihre Verbindungen zu ausländischen Unternehmen offenzulegen.32 Das Gesetz wurde mit Unterstützung von beiden politischen Lagern im Parlament verabschiedet.

			China, das großen Wert auf die Nichteinmischung anderer Staaten in die internen Angelegenheiten des eigenen Landes legt, versucht durch verdeckt arbeitende Organisationen der Kommunistischen Partei die Politik in anderen Ländern zu beeinflussen. In Australien sorgte das United Front Work Department (UFWD) für Aufsehen. Das UFWD propagiert das Gedankengut Xi Jinpings im Ausland.33

			Die chinesischen Staatsmedien haben im Jahr 2018 immer wieder scharfe Kritik an Australien geübt. Die Beziehungen zu Australien wurden von der regierungsnahen Zeitung Global Times als sehr schlecht bezeichnet. Allerdings sei das ein Problem Australiens, nicht Chinas:

			»Die Fehlinterpretation der chinesisch-australischen Beziehungen hat nur Canberra und nicht Peking zusätzliche Probleme bereitet. Die Beziehungen zwischen China und Australien haben in der Pekinger Diplomatie keine große Bedeutung und die Chinesen haben kein Gefühl der Dringlichkeit, die Beziehungen zu Canberra zu verbessern. Aber für Australien ist die Situation anders. China hat einen enormen Einfluss auf die Entwicklung Australiens. Canberra wird sich wegen der Verschlechterung der Beziehungen zu Peking sicherlich unwohl fühlen.«34

			2015 hatte die konservative Regierung Malcolm Turnbulls einen Vertrag zur Nutzung des Hafens von Darwin durch ein chinesisches Unternehmen noch entschlossen verteidigt. Der damalige Handelsminister Andrew Robb rechtfertigte den Leasingvertrag mit einer Laufzeit von 99 Jahren an das Unternehmen Landbridge als begrüßenswertes Ergebnis des australisch-chinesischen Freihandelsvertrages, obwohl der Hafen auch als Nachschubbasis für die amerikanische Marine dient.35

			Robb war als Handelsminister für die Aushandlung des Freihandelsvertrages mit China zuständig. Etwa zur Zeit der Unterzeichnung des Abkommens erhielt er eine Unterstützung von 100.000 australischen Dollar für seine Wahlkampagne von einem chinesischen Geschäftsmann.36 Noch anrüchiger ist, dass Robb nach seinem Ausscheiden aus dem Parlament 2016 eine hoch dotierte Stellung als Berater beim Käufer der Nutzungsrechte für den Hafen von Darwin, Landbridge, annahm.37 Robb bezog dort ein Jahresgehalt von 880.000 australischen Dollar.38

			Australien verzeichnete einen beachtlichen Rückgang chinesischer In­­vestitionen um 36 Prozent von 13 Mrd. australischen Dollar (10 Mrd. US-Dollar) im Jahr 2017 auf 8,2 Milliarden australische Dollar (6,2 Mrd. US-Dollar) 2018. Betrachtet man den Bestand ausländischer Direktinvestitionen, hatten die USA 2018 mit einem Anteil von 26,7 Prozent und einem Volumen von 939,5 Mrd. australischen Dollar die Spitzenposition. Großbritannien folgte mit 574,8 Mrd. australischen Dollar (16,4 Prozent) auf Platz 2, während China lediglich Rang 9 einnimmt. 2018 betrugen die gesamten chinesischen Investitionen in Australien (Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen und andere Investitionen) 63,6 Mrd. australische Dollar und wiesen damit einen deutlichen Rückgang gegenüber 2016 auf, als diese noch 85,0 Mrd. australische Dollar betrugen.39

			Während Australien in den Jahren des chinesischen Wirtschaftsbooms von der hohen Nachfrage nach Rohstoffen profitierte, hat sich inzwischen das Blatt gewendet. Die starke Abhängigkeit von China wird eher als Bürde denn als Segen wahrgenommen. Deutlich wurde dies im Frühjahr 2019, als chinesische Häfen die Löschzeiten für Kohlefrachter aus Australien nahezu verdoppelten – von 25 auf 45 Tage. Von Beobachtern wurde diese Verzögerung als gezielte Maßnahme gewertet, das Land von einer Fortsetzung seiner chinakritischen Politik abzuhalten.40 Schon im Frühjahr 2017 hatte es Verstimmungen zwischen Canberra und Peking gegeben. Ein bilaterales Auslieferungsabkommen wurde ebenso wenig unterzeichnet wie ein Memorandum zum Beitritt Australiens zur Belt-and-Road-Initiative.41

			Eine Rückkehr zu einer Politik, die Peking aufgeschlossen und unvoreingenommen gegenübersteht, erscheint bis auf Weiteres ausgeschlossen. Im November 2017 veröffentlichte die australische Regierung ein neues außenpolitisches Weißbuch, in dem sie die Außenpolitik des Landes neu justierte: Zum einen definierte sie den geografischen Raum neu, der für Australien von primärem Interesse ist; er wird seither als indopazifisch bezeichnet. Zum anderen bezeichnete die australische Regierung die wachsende Bedeutung Chinas als Herausforderung, identifizierte von China verursachte Risiken für die Stabilität der Region und kritisierte offen dessen hegemoniale Politik.42

			Die australische Gesellschaft steht China zunehmend skeptisch gegenüber. Die Hälfte der Australier hatte im Jahr 2019 eine positive Meinung von den USA trotz aller Schwierigkeiten mit der amerikanischen Regierung und Präsident Trump, doch nur etwa ein Drittel der Australier hatte eine vorteilhafte Meinung von China – obwohl Australiens Wohlstand wesentlich von Rohstoffexporten sowie von Erziehungs- und touristischen Dienstleistungen nach China abhängt.43 Es ist daher kein Zufall, dass sich die australische und die US-amerikanische Politik gegenüber China etwa zum gleichen Zeitpunkt geändert haben. Aus australischer Sicht ist es fraglos vorteilhaft, im Konflikt mit China die USA als Verbündeten zu haben.44

			Ende 2017 verschärfte, wie erwähnt, die australische Regierung die Gesetze zum Schutz vor ausländischer Beeinflussung. Der damalige Premierminister Malcolm Turnbull stellte im Parlament die Prinzipien der australischen Politik heraus: Australien lehne verdeckte, aggressive oder korrumpierende Verhaltensweisen anderer Staaten ab. Das Land setze auf Transparenz, Rechtsdurchsetzung, Abschreckung und Handlungsfähigkeit.45 Australien habe »sich erhoben«, erklärte Turnbull, und erinnerte damit an die Gründung der Volksrepublik China:

			»Das moderne China wurde mit der Erklärung gegründet, dass das chinesische Volk sich erhoben habe. Und heute, und zwar jeden Tag, erhebt sich das australische Volk und behauptet seine souveränen Rechte als Nation mit seinem Parlament und mit seinen Gesetzen.«46

			Auch in Australiens Nachbarschaft wird Chinas Politik immer deutlicher erkennbar und bereitet Australien erhebliche Sorgen. Die australische Entwicklungshilfeministerin Concetta Fierravanti-Wells warf Peking Anfang 2018 vor, die Inselstaaten des Südpazifiks in die Verschuldung zu treiben. Gebaut würden »nutzlose Gebäude« und »Straßen ins Nirgendwo«. Die chinesische Regierung bezeichnete diese Kritik als »von Unwissen und Ignoranz« geprägt.47 Der chinesische Botschafter in Australien, Cheng ­Jingye, warnte Canberra vor weiterer Kritik an China. Dies könnte »unerwünschte Folgen« für die bilateralen Handelsbeziehungen haben.48

			Wie andere chinesische Botschafter verwendete Cheng eine sehr undiplomatische Sprache und drohte offen. Die Beziehungen könnten sich weiter verschlechtern und einfache Chinesen könnten dann aufhören, ihre Kinder nach Australien zu schicken und australischen Wein oder Rindfleisch zu kaufen. Die Forderung der australischen Regierung nach einer unabhängigen Untersuchung über den Ursprung des SARS-CoV-2-Virus bezeichnete Cheng als »politisch motiviert«, schon deshalb könne eine solche Untersuchung kein objektives Ergebnis erbringen.49

			Die Drohungen des chinesischen Botschafters weisen auf ein strukturelles Problem hin. Für die australische Gesellschaft stellt sich zu Beginn der 2020er Jahre die gleiche Frage wie für die deutsche: Sind Bürgerinnen und Bürger bereit, auf wirtschaftlichen Nutzen aus dem Handel mit China zu verzichten? Überwiegt das Interesse an einer Mehrung des Wohlstands oder sind Gesellschaften bereit, für den Erhalt der eigenen Freiheit auf einen Teil ihres Wohlstandes zu verzichten? 2014 hatte der damalige Premierminister Tony Abbott auf die Frage von Kanzlerin Merkel, was die Treiber der australischen China-Politik seien, auf »Gier und Angst« verwiesen.50 Daran hat sich nichts geändert. Allerdings finden sich auch in anderen Ländern Reaktionen, die mit denen der australischen Politik und Gesellschaft vergleichbar sind, etwa in Japan und in Indien.

			6.2.2	Japans und Indiens Chinapolitik

			Japan ist der wichtigste Gegenspieler Chinas im ostasiatischen Raum. Allein Tokio hat das Potenzial, einen asiatischen Gegenpol zu China aufzubauen.51 Japan ist für diese Rolle einerseits prädestiniert und andererseits durch seine imperiale Geschichte gebunden. In Europa wird vielfach übersehen, dass der Aufstieg Japans zu einer führenden ökonomischen wie politischen Macht in einigen Ländern Vorbildcharakter hat. Japan gilt diesen Beobachtern als das erste asiatische Land, das sich von der Dominanz des Westens befreite. Insbesondere in Indien, das allerdings im Zweiten Weltkrieg nicht unter japanischer Besatzung zu leiden hatte, wird diese Einschätzung immer wieder geäußert.

			Die amerikanische Politikwissenschaftlerin Jennifer Lind hat angeregt, dass sich die japanische Außenpolitik an der der Bundesrepublik Deutschland im Kalten Krieg orientieren sollte: ein enger Verbündeter der USA, der zwar der benachbarten aufstrebenden Macht unterlegen ist, zugleich aber gemeinsam mit den USA für Sicherheit in der Region sorgt.52

			Die japanische Politik hat auf die Außenpolitik Xi Jinpings reagiert und 2015 einen Gegenentwurf zur Belt-and-Road-Initiative präsentiert: die Partnership for Quality Infrastructure. Das Maßnahmenpaket ist mit 110 Mrd. US-Dollar ausgestattet.53 Japan betont bei seinen Projekten sowohl eine nachhaltige Finanzierung als auch eine hohe Qualität. Sofern die Qualitätsansprüche erfüllt werden, arbeitet Tokio auch mit China bei der Implementierung der Projekte zusammen.54

			Indien versucht einen Spagat: Einerseits kooperiert das Land mit Peking, andererseits kritisiert es die Ambitionen Chinas sehr offen. Seit dem Chinesisch-Indischen Krieg von 1962 haben indische Politikerinnen und Politiker anhaltende Vorbehalte gegenüber China.55 Die indische Regierung befürchtet, dass China Indien einkesseln möchte, und beargwöhnt deshalb insbesondere die Belt-and-Road-Initiative.56

			Ein Problem für die indische Regierung ist die enge Beziehung des Nachbarn Pakistan mit China, denn Indien liegt mit Pakistan seit der Teilung des Landes 1947 in andauerndem Konflikt. Die chinesisch-pakistanische Partnerschaft, die seit der Konferenz der Blockfreien 1955 in Bandung stabil und von innenpolitischen Turbulenzen unbeschadet geblieben ist, wird daher in Indien mit Argusaugen beobachtet.

			Indien hat als größter und mächtigster Staat in Südasien zwar einerseits ein Interesse an der Entwicklung der Infrastruktur in den Nachbarländern, von der auch indische Unternehmen profitieren können. Andererseits ist es aus indischer Sicht gefährlich, wenn die ausnahmslos armen Nachbarstaaten in finanzielle Abhängigkeit von China geraten und damit erpressbar werden.

			6.3	Der Konflikt zwischen den USA und China und das ­mögliche Ende der Pax Americana

			Der Konflikt zwischen den Vereinigten Staaten und China wird die internationalen Beziehungen vermutlich noch Jahrzehnte prägen. Der kurze »unipolare Moment« (Charles Krauthammer), in dem die USA die einzige Supermacht waren, ging durch den Aufstieg Chinas zu Ende. Die Wahl Donald Trumps hat an dieser Konstellation nichts geändert. Trump ist nicht der Auslöser des Konfliktes zwischen den beiden Supermächten, aber er hat auf die von China verursachten Probleme hingewiesen und damit in der amerikanischen Innenpolitik Unterstützung gewonnen.

			Die liberale Nachkriegsordnung im Westen erhielt nach dem Zweiten Weltkrieg vor allem durch die USA und Großbritannien ihre Prägung. Das Ende der Pax Americana ist schon häufiger ausgerufen worden und es stellt sich die Frage, ob dieses Mal die USA als Führungsmacht tatsächlich abgelöst werden könnten. Dabei hilft ein Blick auf die Theorien internationaler Beziehungen.

			Die Theorie hegemonialer Stabilität erklärt, warum es einer hegemonialen Macht bedarf, um eine liberale internationale Ordnung zu schaffen und zu erhalten.57 Um die Position der USA als Hegemonialmacht zu schwächen, muss die konkurrierende Macht auf verschiedenen Ebenen zu dominieren versuchen: auf militärischer, wirtschaftlicher und institutioneller Ebene sowie wie bei der Entwicklung eines attraktiven weltanschaulichen Modells.58 Einige Beobachter betrachten das Ende der US-Dominanz bereits als gegeben und sind überzeugt, dass China den USA bereits heute in den meisten Feldern den Rang abgelaufen hat. Allerdings: Unter seiner heutigen Führung könnte China weit davon entfernt sein, die USA als Hegemonialmacht abzulösen. Ein wichtiger Faktor für diese Skepsis ist die in Kapitel 2 untersuchte wirtschaftliche Schwäche. Diese könnte sich in den kommenden Jahren deutlich verstärken und damit den weiteren Aufstieg Chinas beenden.59

			Lange spielte der Konflikt der beiden Großmächte in den USA keine große Rolle. Washington tolerierte den Diebstahl geistigen Eigentums und ungleichen Marktzugang bis zu einem gewissen Grad, weil es glaubte, dass China Fortschritte in Richtung Marktprinzipien und Rechtsstaatlichkeit machen würde. Diese Phase ist vorüber, vor allem wegen der Veränderung der chinesischen Politik unter Xi Jinping. Heute sehen amerikanische Politikwissenschaftler wie Elisabeth Economy die Notwendigkeit einer neuen China-Politik. Die Vereinigten Staaten müssten im eigenen Land eine entschlossene Abwehr betreiben, da sie nicht mehr darauf zählen könnten, dass China den Reform- und Öffnungsprozess fortsetzt. Die USA sollten, so Economy, aufhören, die eigene wirtschaftliche und politische Sicherheit zu opfern.60

			In Washington herrscht heute ein bemerkenswerter Konsens hinsichtlich der Notwendigkeit einer härteren Politik gegenüber China.61 Die Annahme, China werde sich zu einem verantwortungsbewussten Akteur entwickeln und sich schrittweise liberalisieren, wird in den USA als falsch betrachtet.62 Dem amerikanischen Präsidenten kommt dabei die Rolle eines Katalysators zu, aber auch ohne Donald Trump stehen die USA heute in einem Konflikt mit China. Auch Joe Biden muss in seiner China-Politik die Forderungen der amerikanischen Abgeordneten genauso berücksichtigen, wie Trump dies tat.

			Die veränderte Wahrnehmung Chinas durch US-Bürger belegen Umfragen aus dem Jahr 2020. Gemäß einer vom Pew Research Center im Zeitraum vom 3. bis zum 29. März 2020 durchgeführten Umfrage haben zwei Drittel der befragten US-Bürger eine negative Meinung von China, nur gut ein Viertel eine positive. 2017 waren die beiden Lager noch etwa gleich groß: 47 Prozent der US-Amerikaner äußerten sich negativ über China, 44 Prozent hatten ein positives Bild. Heute betrachten neun von zehn Amerikanern China als Bedrohung, 62 Prozent sogar als »bedeutende Bedrohung«.63

			Im Jahr 2020 äußerten sich amerikanische Politiker zum Konflikt mit China in undiplomatischer Offenheit. Der damalige Justizminister William Barr, der sich schon in seinem Studium mit China beschäftigte, räumte im Februar 2020 ein, beim Konflikt zwischen den USA und China handele es sich keineswegs nur um einen ökonomischen Konflikt. Barr appellierte an die Verbündeten der USA, gemeinsam der chinesischen Herausforderung zu begegnen.64 Der damalige Außenminister Pompeo warnte vor einer Fortsetzung des bisherigen Wunschdenkens in der amerikanischen China-Politik und verlangte, China so zu betrachten, wie es ist, und nicht so, wie es sein sollte.65 David Helvey, zu dieser Zeit Staatssekretär im amerikanischen Verteidigungsministerium, äußerte sich ähnlich. Er mahnte ein gemeinsames Vorgehen der transatlantischen Gemeinschaft an, das Chinas Politik rechenschaftspflichtig machen sollte. Strategien, die kurzfristigem wirtschaftlichem Nutzen Vorrang vor sicherheitspolitischen Erwägungen und der freiheitlichen Lebensweise westlicher Länder geben, lehnte ­Helvey ab.66

			In diesem Tenor mahnte der damalige US-Verteidigungsminister Mark Esper auf der Münchener Sicherheitskonferenz 2020 die Staatengemeinschaft, die Aushöhlung der regelbasierten internationalen Ordnung nicht zu übersehen, und forderte gemeinsame Reaktionen:

			»Gleichzeitig fordern wir unsere Freunde auf, sich eindeutig für ein globales System zu entscheiden, das die Demokratie unterstützt, die Menschenrechte schützt und unsere größten immateriellen Vorteile bewahrt: unsere Werte, unsere gemeinsamen Interessen und unser unübertroffenes Netz von Allianzen und Partnerschaften. Wir sind der Meinung, dass die Wahl eindeutig ist, erkennen aber an, dass sie schwierig sein kann, dass die wirtschaftlichen Folgen kurzfristig einen Tribut fordern können, dass aber unsere gemeinsame Zukunft in der Schwebe hängen wird, wenn wir die schwierigen Entscheidungen nicht jetzt und langfristig treffen.«67

			Amerikas Politiker betonen unterdessen, dass sie die Zusammenarbeit mit China nicht abbrechen wollen. Das wäre auch unklug, weil der chinesische Markt für US-Unternehmen sehr wichtig ist. General Motors etwa verkauft in China mehr Fahrzeuge als in den USA. So konzentriert sich die Auseinandersetzung vor allem auf Forderungen, die chinesische Regierung müsse die Regelwerke der wirtschaftlichen Zusammenarbeit respektieren und anwenden. Dass diese Ermahnungen Früchte tragen, ist eher unwahrscheinlich, denn die Kommunistische Partei müsste vermutlich das bisherige staatskapitalistische System aufgeben und würde damit den eigenen Untergang einleiten. Die Angebote der USA zur Zusammenarbeit sind daher vor allem als Versuch zu sehen, die Form zu wahren und gegenüber den eigenen Bündnispartnern nicht zu kriegerisch zu erscheinen.

			Die USA waren nach dem Zusammenbruch der UdSSR in militärischer Hinsicht unangefochtene Supermacht. Kein Land konnte den USA auch nur annähernd das Wasser reichen. Im Kern ist dies bis heute so geblieben. Es erscheint allerdings möglich, dass China als regionale Militärmacht mit den USA gleichzuziehen beginnt.68 Im Unterschied zur UdSSR ist China aber nicht nur ein ökonomischer Wettbewerber, sondern auch ein wichtiger Handelspartner. 1987 betrug der jährliche Handel der USA mit der Sowjetunion zwei Milliarden US-Dollar. Dieses Volumen erreichte der amerikanisch-chinesische Handel im Jahr 2018 pro Tag.69

			Bislang sind die USA China in militärischen Belangen weit überlegen. China hat seine Rüstungsausgaben zwischen 2009 und 2018 zwar (inflationsbereinigt) um 83 Prozent gesteigert und konnte damit in einigen Bereichen zu den Vereinigten Staaten aufschließen. Es verfügt heute über präzise treffende Raketen, unbemannte Frachtflugzeuge und elektro­magnetische Gewehre. Trotzdem wäre es falsch, das Land als aggressive Militärmacht zu bezeichnen. Es hat anders als die USA in den vergangenen vier Jahrzehnten keinen Krieg geführt.70 Die Amerikaner verfügen heute über 20-mal so viele Atomwaffen, eine überlegene Luftwaffe und ein Militärbudget, das mindestens dreimal so hoch ist wie das chinesische.71 Zudem haben die USA ein weltweites Netz von Militärbündnissen geschaffen. In der unmittelbaren Nachbarschaft Chinas sind Japan und Südkorea seit den 1950er Jahren Bündnispartner der Amerikaner. Indien und Vietnam werden zu immer engeren Partnern. Mit Australien und den Philippinen verbindet die USA eine lange Partnerschaft. China dagegen hat – über Nordkorea hinaus – keine Militärbündnisse abgeschlossen.

			6.3.1	Der ökonomische Wettbewerb und der Handelskrieg

			Wenige Themen haben in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen seit 2018 so viel Aufmerksamkeit genossen wie der von Donald Trump inszenierte Handelskrieg. Der ökonomische Konflikt zwischen den USA und China beeinflusst die Weltwirtschaft – und keineswegs nur die bilateralen Beziehungen – von Anfang an. Seit Beginn des Handelskrieges am 22. März 2018, als die USA weltweite Schutzzölle auf Stahl und Aluminium einführten, gab es zwischen beiden Seiten mehr als ein Dutzend Verhandlungsrunden. Aus vielen Reden und Twitter-Äußerungen geht hervor, dass Präsident Trump vor allem zwei Ziele verfolgte: zum einen das Handelsdefizit der USA gegenüber der Welt, insbesondere gegenüber China, zu verringern und zum anderen die bestehenden Lieferketten zu verändern und die Produktion (zurück) zu verlagern. Die amerikanische Regierung möchte Chinas Wirtschaftskraft strategisch schwächen.

			Doch was strebt Peking an? Jonathan Eyal vermutet, dass die Strategie von Chinas Führung auf zwei Annahmen basiert: Zum einen nehme Peking an, dass sich der Prozess der internationalen Arbeitsteilung weiter fortsetzen wird. Die zweite Annahme ist, dass sich der Westen in einer anhaltenden Abwärtsspirale befindet. Von diesen Prämissen ausgehend, unterstelle Peking, dass der weitere Aufstieg Chinas zu einer Weltmacht nur auf mäßigen Widerstand stoßen werde. Beide Annahmen träfen indes nicht zu.72 Im Gegenteil: Sowohl die USA als auch die Länder der Europäischen Union erweisen sich als wirtschaftlich robuster und zugleich als wehrhafter als von vielen Beobachtern erwartet. Auch die SARS-­CoV-2-Seuche wird an diesem Befund mittelfristig nichts ändern.

			Generalsekretär Xi forderte die Chinesen zu Beginn des Handelskriegs, wie erwähnt, dazu auf, sich auf einen neuen Langen Marsch vorzubereiten.73 Vizepremierminister Liu He, der die Verhandlungen mit der US-Regierung leitet, unterstrich die Bereitschaft Chinas, einen lange währenden Konflikt durchzuhalten, und betonte, China könne in grundsätzlichen wirtschaftspolitischen Fragen keine Konzessionen machen.

			Häufig wird übersehen, dass die Eskalation des Konfliktes von China und nicht von den USA ausging. Im Mai 2018 lag ein unterschriftsreifes Handelsabkommen zwischen beiden Staaten vor. China, mutmaßlich Generalsekretär Xi persönlich, zog die Zustimmung zu dem bereits ausverhandelten Abkommen zurück, forderte Nachbesserungen und veränderte den Vertragstext in der irrigen Annahme, die Regierung Trump werde den einseitigen Vertragsänderungen zustimmen. Diese Fehleinschätzung zeigt, dass Xi entweder sehr unerfahren ist oder seiner eigenen Propaganda zu viel Glauben schenkt.74 Ein schnaubender amerikanischer Präsident setzte daraufhin die bis heute anhaltenden Strafzollrunden in Gang.75

			Generalsekretär Xi hatte möglicherweise deshalb kein ausgeprägtes Interesse an der Unterzeichnung des bereits ausgehandelten Abkommens, weil private Unternehmen 90 Prozent der chinesischen Exporte erwirtschaften und die ihm besonders wichtigen Staatsbetriebe von den amerikanischen Strafzöllen daher weniger betroffen sind.76 Xi hat in den frühen Verhandlungen mit den USA nicht viel Geschick bewiesen. Vermutlich hat Peking zu Beginn des Handelskriegs sowohl Trump als auch die Unterstützung, die dieser für seine China-Politik erhält, unterschätzt.77

			Dabei ist die Verhandlungsstrategie der chinesischen Regierung für deren Partner zermürbend. Der Verhandlungsführer, im Fall der USA Vizepremierminister Liu He, hat kein Mandat für den Abschluss der Verhandlungen, sondern muss mit Peking Rücksprache halten, bevor das Handelsabkommen unterzeichnet werden kann. Das Beispiel des Handelskrieges zeigt, dass die Konzentration der Macht, die Generalsekretär Xi seit 2012 erwirkt hat, problematische Folgen zeitigt. Die Korrektur von Strategien wird erschwert, wenn innerhalb der engsten Führungskader der Kommunistischen Partei dem Generalsekretär nicht mehr offen widersprochen werden darf.78 Da passt es ins Bild, wenn Beobachter der Verhandlungen berichten, die chinesische Delegation vermittle den Eindruck, keinerlei für China unvorteilhafte Zugeständnisse machen zu können.79

			Bislang setzt China im Handelskonflikt vor allem auf defensive Maßnahmen. Zwar antwortete das Land im Juli und August 2018 auf die amerikanischen Strafzölle noch mit eigenen Zöllen in gleicher Höhe, aber seitdem versucht es, nicht allzu fordernd aufzutreten. Der Zugang zum US-Markt ist China sehr wichtig und über Jahrzehnte aufgebaute Lieferketten könnten Schaden nehmen: Der Waren- und Dienstleistungshandel der USA mit China beliefen sich im Jahr 2018 auf etwa 737,1 Mrd. US-Dollar. Die Exporte betrugen 179,3 Mrd. US-Dollar, die Importe 557,9 Mrd. US-Dollar. Das Handelsbilanzdefizit der USA mit China lag 2018 bei 378,6 Mrd. US-Dollar.80

			Eine andere, bereits erwähnte Lesart der chinesischen Politik wäre, die Abkopplung vom Weltmarkt als bewusste Strategie von ­Generalsekretär Xi zu interpretieren. Damit träte er auch außenwirtschaftspolitisch in Maos Fußstapfen und würde die alten Traditionen der Kaiserreiche aufgreifen. Chinas Regierung hätte demnach gar kein Interesse an der Beilegung des Handelskrieges, sondern würde in dessen Schatten die wirtschaftliche Autarkie des Landes vorantreiben.

							Seltene Erden als Waffe im Wirtschaftskrieg

Eine Waffe im Kampf zwischen China und den USA und anderen Ländern des Westens sind die von China geförderten und für die Elektronikindustrie sehr wichtigen Seltenen Erden. Der Begriff ist irreführend: Es handelt sich um 15 häufig zu findende Metalle. China hat bei Seltenen Erden einen Marktanteil von etwa 80 Prozent. Dies liegt zum einen an den üppigen Vorkommen dieser Rohstoffe in China, zum anderen an den niedrigen Umweltstandards in China, die den Abbau der Rohstoffe trotz hoher Belastungen für die Umwelt und die im Bergbau Beschäftigten ermöglichen. In Baotou in der Mongolei entstand ein riesiger giftiger See. Die Kosten für die Reinigung der Erde und des Grundwassers werden auf mehrere Milliarden US-Dollar geschätzt.81

Auf die Bedeutung der Seltenen Erden hatte Deng Xiaoping schon 1987 hingewiesen. Bei einer Reise durch die Innere Mongolei, wo sich eine der beiden Hauptlagerstätten befindet, erklärte Deng, der Nahe Osten verfüge über Rohöl, China habe dafür Seltene Erden.82 Erste Anzeichen für eine mögliche Nutzung der Seltenen Erden in politischen Konflikten deuteten sich 2006 an, als in China Einschränkungen des Exports nach Japan diskutiert wurden.83

In die Schlagzeilen gerieten Seltene Erden im Jahr 2010. Chinesische Planer hatten auf die sinkende Nachfrage mit einer Produktionskürzung reagiert und, als die Nachfrage wieder anzog, waren die Märkte leergefegt und die Preise für Seltene Erden vervielfachten sich. Sowohl die Preissprünge als auch die angedrohte Unterbrechung der Belieferung von Kunden außerhalb Chinas führten dazu, dass Unternehmen die Suche nach Ersatzstoffen intensivierten. Toyota etwa kündigte an, einen Ersatzstoff für Neodym zu finden, das bei der Herstellung von Elektro- und Hybridfahrzeugen verwendet wird.84

Aber die Preissprünge beflügelten nicht nur die Suche nach Ersatzstoffen, sondern auch nach neuen Lagerstätten. Sowohl in Australien als auch in den USA könnten wegen zu hoher Kosten geschlossene Minen wieder reaktiviert werden. Insbesondere die kalifornische Mountain Pass Mine könnte die chinesischen Lieferanten ersetzen. Mountain Pass war 1949 in Betrieb genommen worden und lieferte von den 1960er Jahren an Seltene Erden an industrielle Verbraucher. China begann in den 1980er Jahren, Seltene Erden zu exportieren. Zuvor hatte Edward Nixon, der Bruder von US-Präsident Richard Nixon, China die Technologie zur Herstellung von Magneten mithilfe von Seltenen Erden verkauft. Das chinesische Monopol ist nicht nur deshalb entstanden, weil China so preiswert produziert, sondern auch, weil Umweltauflagen die Produktion in Kalifornien verteuerten. Mountain Pass stellte den Abbau Seltener Erden im Jahr 2002 ein. Die Mine könnte zwar die Produktion von Seltenen Erden wiederaufnehmen, aber die Verarbeitung der Rohstoffe müsste dennoch in China erfolgen, weil in den USA die entsprechenden Verarbeitungskapazitäten fehlen.85

Handelsdaten für das Jahr 2019 zeigen, dass die amerikanischen Strafzölle das Volumen der Importe aus China beeinflusst haben. In den ersten sieben Monaten des Jahres schrumpften die Importe aus China auf 260,5 Mrd. US-Dollar, was einem Rückgang von 36,6 Mrd. US-Dollar oder 12,3 Prozent gegenüber dem gleichen Zeitraum des Jahres 2018 entspricht. Das Handelsdefizit der USA mit China sank von 222,9 Mrd. US-Dollar in den ersten sieben Monaten des Jahres 2018 auf 200 Mrd. US-Dollar im gleichen Zeitraum des Jahres 2019, ein Rückgang um 22,9 Mrd. US-Dollar oder 10,3 Prozent.

Aber der Handelskonflikt wirkt sich auch auf andere Volkswirtschaften aus. Die Errichtung von Handelsbarrieren gegenüber China hat zwar dämpfende Wirkungen auf den Wohlstand sowohl der Amerikaner als auch der Chinesen, aber zugleich gibt es Nutznießer des Konfliktes in Drittländern. Die Produktion von Gütern wird aus China in Länder verlagert, die keinen Strafzöllen unterliegen. Die Ergebnisse lassen sich messen. In den ersten sieben Monaten des Jahres 2019 stiegen die Importe aus anderen Volkswirtschaften in die Vereinigten Staaten von 197,2 Mrd. US-Dollar im gleichen Zeitraum des Jahres 2018 auf 209,7 Mrd. US-Dollar.86

Die Gesamtzunahme der amerikanischen Importe aus Mexiko, Vietnam, Japan, Südkorea und Taiwan belief sich auf etwa 35 Mrd. US-Dollar und entspricht damit recht genau dem Rückgang der Importe aus China in den ersten sieben Monaten 2019. Obwohl die Strafzölle auf chinesische Importe erst am 6. Juli 2018 eingeführt worden waren, stellten sich Unternehmen rasch auf die neuen Rahmenbedingungen ein.

Mit der Einführung von Zöllen werden die Importe in die USA nicht mehr von den billigsten Anbietern, in vielen Fällen aus China, sondern von den billigsten Herstellern unter Berücksichtigung der Zölle bezogen. Seit die Trump-Regierung selektiv Zölle gegen China verhängt hat, sind die Gesamteinfuhren in die USA und das US-Handelsdefizit weiter gestiegen, während sich die länderübergreifende Zusammensetzung der US-Importe bereits erheblich verändert hat und sich weiter verändert. Im Textilsektor etwa geht man davon aus, dass die US-Handelspolitik nicht revidiert werden wird. Michael Casey, Geschäftsführer von Carter’s, einer amerikanischen Kinderbekleidungskette, erklärte, dass seiner Ansicht nach die Strafzölle bis auf Weiteres erhoben werden würden.87

Die Verlagerung von Produktionslinien ist natürlich nichts Neues. Jack Welsh, der im März 2020 verstorbene langjährige Vorstandsvorsitzende von General Electric, spottete einst: »Im Idealfall würde man jedes Werk, das man besitzt, auf einem Lastkahn betreiben, um es in Abhängigkeit von Schwankungen der Wechselkurse und Veränderungen in der Wirtschaftspolitik zu verlagern.«88

Fabriken sind von diesem »Idealfall« naturgemäß weit entfernt. Doch die Textilindustrie ist mutmaßlich mobiler als andere Industriezweige, denn es erfordert wesentlich mehr Zeit und Aufwand, etwa eine Halbleiterfabrik zu verlagern. Daher kann die Textilindustrie als Frühindikator für längerfristige Trends dienen: Wenn die Textilproduktion verlagert wird, dürften andere Branchen über kurz oder lang nachziehen.

In den vergangenen zwei Jahren haben einige Volkswirtschaften in Chinas Nachbarschaft damit begonnen, Programme zu entwickeln, um produzierende Unternehmen aufzunehmen, die China verlassen wollen. Thailands Board of Investment (BOI) etwa entwickelt ein »Verlagerungspaket«, um ausländische Unternehmen anzuziehen. Ziel ist es, 100 Unternehmen, darunter auch chinesische Firmen, anzulocken.89

Vietnam und Taiwan sind zwei Volkswirtschaften, die infolge des Handelskrieges einen Exportboom in die USA erleben. Vietnam, oft als größter Gewinner des Handelskrieges gefeiert, hat ein großes Interesse, die erste Adresse für eine Standortverlagerung aus China zu sein. GoerTek, Hersteller der Airpod-Kopfhörer, kündigte 2018 an, die Produktion von Shandong in China nach Vietnam zu verlagern. Gleiches hat Foxconn, der Hauptlieferant von Apple, erklärt.90 Schon heute ist Vietnam nach China der zweitgrößte Exporteur von Bekleidung in die USA.91

Zur Attraktivität Vietnams beigetragen haben die selbst im Vergleich zu den Nachbarländern niedrigen Löhne: Der tägliche Mindestlohn liegt zwischen 4,2 und 6,0 US-Dollar und damit deutlich unter dem thailändischen, wo die Arbeiter mindestens 10,80 US-Dollar pro Tag verdienen.92

Einer noch umfangreicheren Verlagerung steht entgegen, dass die Arbeitnehmer nicht über das vergleichsweise hohe Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte in China verfügen. Vietnam, ein Land, dessen Bevölkerung weniger als ein Zehntel der chinesischen Bevölkerung ausmacht, wird China in absehbarer Zeit nicht ersetzen können. Gegenwärtig fehlen in Vietnam die spezialisierten Lieferketten, die China über Jahrzehnte entwickelt hat.93 Angesichts dieser Schwierigkeiten produzieren Firmen weiterhin in China für Nicht-US-Märkte, aber verlagern die Produktion an andere Orte für den Export in die USA. Diese Strategie wird als »China +1« bezeichnet.94

Das bisherige Ergebnis des Handelskrieges ist die teilweise Verlagerung der Produktion in eine Reihe anderer Volkswirtschaften. Vietnam, Thailand und Bangladesch profitieren von leicht verlagerbaren Produktionsstätten. Bei komplexeren Produkten sind eher Südkorea, Japan und Taiwan im Vorteil. Allerdings nimmt die Verlegung von komplexen Produktionsanlagen mehr Zeit in Anspruch.

Einige Produzenten könnten versuchen, die US-Strafzölle zu umgehen, indem sie in China gefertigte Waren in Volkswirtschaften, die nicht vom Strafzöllen betroffen sind, neu verpacken und neu etikettieren. Aber ein solcher Ansatz wird aufgrund der sogenannten Ursprungsregeln (rules of origin) wahrscheinlich nicht funktionieren. Die amerikanischen Zollbehörden haben ein ausgeklügeltes Instrumentarium entwickelt, um ­solche Taktiken zu entdecken und zu sanktionieren. Importeure müssen den Ursprung ihrer Produkte dokumentieren. Es gibt mehrere Möglichkeiten, den Ursprung zu ermitteln: natürlicher Ursprung, wesentliche Umwandlung des Produkts (substantial transformation), ein Wechsel der Klassifizierung im sogenannten Harmonisierten System und schließlich der Mindestwertschöpfungsansatz.95 Letzterer ist sowohl die komplexeste als auch die am häufigsten verwendete Methode. Sämtliche Verfahren verursachen für die Importeure Kosten. Sind die Kosten für die Erstellung eines Ursprungszeugnisses höher als der Zoll, verzichten Importeure in der Regel auf die Dokumentation des Warenursprungs.96

Die Rivalität zwischen den beiden größten Volkswirtschaften beschränkt sich indes nicht auf den Warenhandel, sondern zeigt sich insbesondere beim Kampf um die technologische Führungsrolle. Schließt China hier zu den USA auf oder ist es den USA in einigen Bereichen schon überlegen?

6.3.2	Chinas schwache Innovationskraft

Eine kurzfristig kaum zu beseitigende Schwäche Chinas ist seine mangelnde Innovationsfähigkeit.97 Dies mag zunächst überraschen, da China bei der Produktion von technologisch anspruchsvollen Gütern der amerikanischen und europäischen Konkurrenz ebenbürtig zu sein scheint. Aber es fehlt dem Land noch immer an technologischer Kompetenz. Im Jahr 2020 finden sich etwa in der Liste der zehn umsatzstärksten Hersteller von Halbleitern sechs Firmen aus den USA, zwei Unternehmen aus Südkorea und je ein Unternehmen aus Taiwan und Japan, aber keines aus China.98

Branchenanalysten sind der Ansicht, dass Chinas führende Chiphersteller bis zu einem Jahrzehnt hinter ihren internationalen Konkurrenten zurückliegen. Diesen Rückstand konnten auch die langjährige finanzielle Unterstützung aus Peking, die zunehmenden Marktanteile chinesischer Elektronikkonzerne und die erheblich verbesserten Fähigkeiten der chinesischen Chipdesignunternehmen nicht reduzieren.99

China will zu den führenden Unternehmen aufschließen, aber diese werden sich nicht kampflos aus dem Markt zurückziehen. Die Lücke zwischen den führenden Chipherstellern und den chinesischen Anbietern wird sich wahrscheinlich eher noch vergrößern, da die Kosten für die Chipherstellung sowie für die Forschung und Entwicklung zur Herstellung der fortschrittlichsten Prozessoren, die in Hochleistungscomputern, mobilen High-End-Geräten und bei künstlicher Intelligenz eingesetzt werden, immer höher werden. China strebt bei Halbleitern bis 2025 einen Selbstversorgungsgrad von 70 Prozent an, aber dieses Ziel wird nach Einschätzung von Branchenkennern verfehlt werden. Im Jahr 2015 scheiterte der Versuch eines chinesischen Investmentfonds, den amerikanischen Halbleiterhersteller Micron für 23 Milliarden US-Dollar zu kaufen. Das Unternehmen lehnte das Übernahmeangebot mit dem Hinweis ab, dass die notwendige Genehmigung des Committee on Foreign Investment in the United States (CFIUS) ohnehin nicht erteilt würde.100 Wenn China bei Halbleitern zur Weltspitze aufschließen möchte, wird es in den kommenden Jahren enorme Investitionen in die entsprechende Fertigungstechnologie benötigen, die wiederum aus dem Ausland importiert werden müsste.101

Die Regierung der USA wird nicht nur eigene Unternehmen am Export dieser Hochtechnologie hindern, sondern auch Unternehmen aus anderen Ländern den Export nach China verbieten. Ein Präzedenzfall ist der von Präsident Obama untersagte Verkauf des deutschen Unternehmens ­Aixtron an einen chinesischen Erwerber. Aixtron, ein in Deutschland ansässiges börsennotiertes Unternehmen, stellt Anlagen für die Halbleiterindustrie her, darunter sogenannte MOCVD-Anlagen, die zur Herstellung von Verbindungshalbleitermaterialien verwendet werden. Der Präsident stützte seine Entscheidung auf eine Empfehlung des CFIUS.102

Der Fall Aixtron zeigt zweierlei. Zum einen macht er deutlich, dass die Skepsis in der amerikanischen Politik gegenüber China keine Erfindung von Präsident Trump ist. Dieser hat den lange schwelenden Konflikt nur publikumswirksam in Szene gesetzt. Zum anderen zeigt der Fall Aixtron, dass die Vereinigten Staaten bereit sind, in anderen Ländern, in diesem Fall Deutschland, Druck auszuüben, um ihre Interessen durchzusetzen. Im Fall Aixtron war das möglich, weil das Unternehmen in Kalifornien eine Tochtergesellschaft unterhält und für den Verkauf auf die Zustimmung der amerikanischen Regierung angewiesen war.

Präsident Trump setzte 2017 die Politik seines Vorgängers unverändert fort und blockierte die 1,3 Milliarden US-Dollar schwere Übernahme der Lattice Semiconductor Corp. durch eine chinesische Investmentfirma, Canyon Bridge Capital Partners. Im selben Jahr wurde der Kauf des Halbleiterherstellers Qualcomm durch eine in Singapur ansässige Firma für 117 Milliarden US-Dollar von Trump untersagt.103

Mitte Januar 2020 unterzeichneten beide Länder einen Vertrag, mit dem ein Burgfrieden erreicht wurde. China verpflichtete sich, seine US-Importe gegenüber 2017 um mindestens 200 Milliarden US-Dollar zu erhöhen. Davon sollen auf die Landwirtschaft 32 Milliarden, auf die Industrie 78 Milliarden, auf Energielieferungen 52 Milliarden und auf Dienstleistungen 38 Milliarden US-Dollar entfallen. China versprach außerdem, verstärkt gegen Produktpiraterie vorzugehen. Ein Ende der Strafzölle ist mit dieser Vereinbarung nicht verbunden. Die USA werden ihre Zölle von bis zu 25 Prozent auf chinesische Waren im Wert von rund 360 Milliarden US-Dollar beibehalten und China wird ebenfalls die meisten Strafzölle unverändert lassen.104

Die Vereinbarung bedeutet keineswegs das Ende des Handelskriegs.105 Betrachtet man die Vereinbarungen im Einzelnen, wird deutlich, dass 2021 eine Verschärfung des Konfliktes droht. Um zusätzlich 200 Milliarden US-Dollar an Waren und Dienstleistungen aus den USA zu importieren, müsste China seine Einfuhren aus den USA mehr als verdoppeln. Das war schon vor Ausbruch des Coronavirus unwahrscheinlich, weil die USA eine Reihe von teuren Waren nicht nach China liefern. Dazu gehören die neuesten und leistungsfähigsten Halbleiter, aber auch Verkehrsflugzeuge, die Boeing entweder nicht in ausreichender Stückzahl liefern kann (Modelle 787 und 777X) oder die schon seit Monaten nicht ausgeliefert werden (Modell 737 MAX).

Es stellt sich die Frage, ob die bilaterale Vereinbarung dem Geist und den Regeln der Welthandelsorganisation entspricht. Es handelt sich bei dieser Vereinbarung nicht um eine nach Art. 24 des GATT-Vertrages zu­­lässige Freihandelszone zwischen China und den USA, sondern um ein Geschäft zulasten Dritter. Die Vereinbarung schließt etwa Anbieter aus der EU implizit aus. Präsident Biden wird hier vermutlich auf Widerspruch der Europäer stoßen.

Wichtiger als die Frage nach den kurzfristigen, taktischen Zielen der amerikanischen Regierung ist jedoch die nach den strategischen. Was will Washington im Konflikt mit Peking erreichen? Berücksichtigt man die Aussagen führender amerikanischer Politiker, auch der Demokraten, schält sich als strategisches Ziel die Zerschlagung des chinesischen staatskapitalistischen Modells heraus.106 Sollte diese Einschätzung zutreffen, ist damit zu rechnen, dass der Konflikt nicht Jahre, sondern Jahrzehnte anhalten wird.

6.3.3	Konkurrierende neue Institutionen und der Wettbewerb der Weltanschauungen

Bislang hat China zwar einige neue Institutionen geschaffen, etwa die Asia­tische Infrastrukturinvestmentbank, aber der große Gegenentwurf ist bislang ausgeblieben. Die Schlüsselfrage ist daher, ob sich China weiterhin in die Normen und Verfahren der bestehenden, weitgehend von westlichen Staaten geprägten internationalen Ordnung einbinden lassen wird oder ob es künftig eigene, sich stark von den vorhandenen Organisationen unterscheidende Institutionen schaffen will, die die Ideen und Präferenzen Pekings stärker berücksichtigen.107

Allerdings wäre ein solcher institutioneller Wettbewerb nur ein erster Schritt. Im zweiten Schritt müsste China Verbündete suchen und finden. Dies ist angesichts des weltweit wachsenden Misstrauens gegenüber den Zielen und Motiven der Kommunistischen Partei kein einfaches Unterfangen. Ohnehin ist es verblüffend, wie wenige Verbündete Peking besitzt. Bis heute ist es China nicht gelungen, ein Netzwerk von Bündnispartnerschaften zu schließen. In den vergangenen Jahren hat die Volksrepublik China Unsummen ausgegeben, um ihr Ansehen in anderen Ländern zu verbessern, aber die positiven Effekte dieser Strategie sind bislang sehr bescheiden.108 Das Land strebt zwar seit dem Ende der Herrschaft Maos eine Normalisierung seiner internationalen Beziehungen an, war damit aber nicht erfolgreich. In der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit ist Nordkorea der einzige Vertragspartner. Allerdings ist die Volksrepublik ohnehin ein Land, das bindenden, vertragsbasierten Verpflichtungen abgeneigt ist und auf nicht bindende Absprachen setzt.109 Dies mag aus der Perspektive Pekings nützlich erscheinen, führt aber zwangsläufig zu einer Unverbindlichkeit, die die Partner Chinas nicht goutieren.

Auch wenn es keinen harten Wettbewerb zwischen China und dem Westen bei der Schaffung neuer Institutionen gibt, ist 2020 deutlich geworden, dass die weltanschaulichen Differenzen zwischen China und den westlichen Ländern größer geworden sind. Dies erinnert an den Beginn des ersten Kalten Krieges. Der amerikanische Diplomat George Kennan hat in seinem legendären Telegramm aus Moskau im Februar 1946 auf die Gründe für die Politik der Sowjetunion aufmerksam gemacht und die Vereinigten Staaten auf einen anhaltenden Konflikt mit der UdSSR vorbereitet. Kennan stellte zudem fest, dass die amerikanische Macht von der Fähigkeit der Vereinigten Staaten abhängt, unter den Völkern den Eindruck eines Landes zu erwecken, das weiß, was es will, das seine inneren Angelegenheiten erfolgreich bewältigt und die Verantwortung einer Weltmacht übernimmt. Ohne den Begriff zu benutzen, der erst später von Joseph Nye eingeführt wurde, verwies er damit auf die Bedeutung von soft power. Kennan glaubte, dass die Ziele der sowjetischen Kommunisten steril und weltfremd erscheinen müssten, wenn es den USA gelänge, ihre eigenen Ziele zu erreichen.110

Einige von Kennans Beobachtungen wirken erstaunlich aktuell. Er bescheinigte der Führungsspitze der Sowjetunion, gute Psychologen zu sein, die sehr klug auf erregte Kommentare westlicher Politiker reagierten. Eine unabdingbare Voraussetzung im Umgang mit der Sowjetunion sei daher, jederzeit kühl und gelassen zu bleiben. Zugleich mahnte Kennan an, auf die Befindlichkeiten der sowjetischen Führung einzugehen und Maßnahmen, die dem russischen Prestige schadeten, zu unterlassen.111

In den westlichen Ländern blieben die Parallelen zwischen der Ideologie der sowjetischen Kommunistischen Partei und der chinesischen KP unter Generalsekretär Xi lange unbeachtet. Die intensivere Beobachtung der chinesischen Politik hat nun dazu geführt, dass dieser Dimension größere Aufmerksamkeit gewidmet wird. Dabei fällt auf, dass Xis Rhetorik derjenigen Nikita Chruschtschows gleicht. Letzterer sprach davon, dass die Geschichte aufseiten der Kommunisten sei und den Kapitalismus vernichten werde. 60 Jahre später sagt Generalsekretär Xi, der Kapitalismus werde unweigerlich sterben und der Sozialismus unweigerlich gewinnen. Dies sei ein unumkehrbarer Trend der historischen Entwicklung.112

Nach dem Zusammenbruch der UdSSR hatten politische Eliten in den meisten OECD-Ländern angenommen, dass es eine weltweite Konvergenz der Systeme geben werde. Das liberale, kapitalistische Modell habe sich durchgesetzt. Über kurz oder lang würden alle Gesellschaften die wichtigsten Elemente dieser Ordnung – politische Freiheit, demokratische Verfasstheit, eine liberale Wirtschaftspolitik – übernehmen. In jenen 1990er Jahren erlebte auch die Entwicklung von multilateralen Institutionen ihre größte Blüte. Die zunehmende Internationalisierung verlangte, so die Befürworter von Global Governance, die Schaffung von Institutionen, die ein »Regieren jenseits des Nationalstaates« (Michael Zürn) ermöglichten.

Lange Zeit wurden einige wichtige Ungereimtheiten des Konzeptes kaum diskutiert. Globale Regulierungen etwa in der Handels- oder Finanzpolitik setzen voraus, dass die Präferenzen der Beteiligten deckungsgleich oder zumindest sehr ähnlich sind. In demokratischen Gesellschaften können Wählerinnen und Wähler jedoch Präferenzen entwickeln, die sich von denen anderer Gesellschaften stark unterscheiden. Damit erodiert die Basis für die Entwicklung von multilateralen Strukturen. Nur bei einem Ausschluss von unterschiedlichen Ansätzen kann die Entwicklung globaler Regelwerke etwa in der Finanzpolitik gelingen.

Der Ökonom Dani Rodrik hat auf diese Problematik schon seit Langem hingewiesen und spricht von einem Paradoxon der Globalisierung. Sehr weit reichende Globalisierung erfordere die Unterordnung der nationalen Wirtschaftspolitik unter für alle Staaten geltende Paradigmen. Rodrik sieht ein Spannungsverhältnis zwischen Demokratie, Globalisierung und Nationalstaat. Es sei unmöglich, das heutige System der Nationalstaaten zu erhalten, diesen Staaten demokratische Entscheidungen zu ermöglichen und eine vollständige Globalisierung (»Hyperglobalisierung«) zu erreichen. Von drei Zielen – Hyperglobalisierung, Nationalstaatlichkeit und demokratische Ordnung – seien maximal zwei gleichzeitig erreichbar.

	Ohne demokratische Ordnung können Hyperglobalisierung und der Nationalstaat erhalten werden, aber die an diesem Prozess teilnehmenden Staaten müssen auf eigene wirtschaftspolitische Wege verzichten. Anders gesagt: Unabhängig von den Präferenzen einer Gesellschaft sind globale Normen und Regeln zu implementieren, um die Hyperglobalisierung zu erreichen. Gesellschaften verlieren in diesem Modell Wahlmöglichkeiten und damit ihren demokratischen Charakter.

	Die zweite Möglichkeit beschreibt die heutige Situation in den westlichen Industrieländern: Das Streben nach Hyperglobalisierung wird verbunden mit demokratischer Partizipation. Dabei geht ökonomische und politische Integration miteinander einher. Der Nationalstaat verliert in diesem Modell, das Rodrik als Global Governance bezeichnet, schrittweise an Relevanz. Dieser Ansatz beschreibt Entwicklungen in Europa, aber auch Regulierungen etwa in der Handelspolitik.

	Die dritte Möglichkeit verbindet den Nationalstaat mit einer demokratischen Ordnung, verzichtet dabei aber auf die Hyperglobalisierung. Anders formuliert: Gesellschaften verzichten auf maximalen wirtschaftlichen Nutzen zugunsten von Demokratie und Nationalstaat. Diese Variante kann auch als Kompromiss von Bretton Woods bezeichnet werden. Die Volkswirtschaften werden etwa durch Beschränkungen des Kapitalverkehrs voneinander getrennt. Auf den Nutzen durch internationale Arbeitsteilung wird nicht verzichtet, aber Gesellschaften erhalten sich in diesem Modell Spielräume für nationale Sonderwege.113

	Wohlwollend formuliert, hat sich die Volksrepublik China dem Zwang zum Konsens in der Wirtschaftspolitik entzogen und damit eine neue Systemdebatte entfacht. Das Land missachtet international vereinbarte Normen und verfolgt eine eigene, an chinesischen Interessen orientierte Politik. Dies ist fraglos legitim, verursacht aber Probleme, weil andere Staaten Nachteile für die eigene Bevölkerung hinnehmen müssen.



Ein Beispiel für den chinesischen Sonderweg sind die Finanzmärkte. Seit dem Zusammenbruch des Regimes von Bretton Woods vor knapp 50 Jahren gelten offene Finanzmärkte für viele Ökonomen als nützlich. Nahezu alle OECD-Länder verfolgen diesen Ansatz und haben den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr von Beschränkungen befreit. Die Länder der Europäischen Union haben dieses Konzept sogar in die Europäischen Verträge aufgenommen und in Art. 63 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union ein Verbot von Kapitalverkehrsbeschränkungen sowohl innerhalb der EU als auch mit Drittstaaten aufgenommen.114

China hat sich dafür entschieden, die Risiken, die mit unreguliertem Kapitalverkehr verbunden sind, zu reduzieren. Die OECD-Länder haben sich stattdessen entschieden, diese Risiken einzugehen und die finanzpolitischen Präferenzen einer bestimmten Gruppe zu berücksichtigen. In den OECD-Ländern haben also die Interessen der Finanzwirtschaft einen hohen Stellenwert, während die Nachteile dieser Finanzpolitik ohne große Debatte in Kauf genommen werden.

Zu den gravierenden Folgen unbeschränkten Kapitalverkehrs gehört, dass die Profite von international operierenden Unternehmen sehr viel schwieriger zu besteuern sind als vor der Liberalisierung des Kapitalverkehrs. Der Ökonom Richard Cooper hat auf den Zusammenhang zwischen liberalem Kapitalverkehr und sinkender Fähigkeit zur Besteuerung von Profiten schon 1999 hingewiesen. Die Besteuerung von Kapitalerträgen sei Ausdruck von gesellschaftlichen Normen und des Anspruchs, sozialen Ausgleich zu schaffen. Durch die Abschaffung der Kapitalverkehrsbeschränkungen entfalle diese Möglichkeit und werde durch die vage Perspektive ersetzt, eine weltweit vergleichbare Form der Besteuerung von Kapitalerträgen zu entwickeln.115

Gut 20 Jahre später zeigt sich, dass Coopers Prognose zutrifft. Noch immer ist eine Besteuerung von Unternehmensprofiten schwierig und gelingt nicht einmal innerhalb der Europäischen Union, geschweige denn weltweit. An dieser Stelle könnte sich der neue Systemwettbewerb mit China als nützlich erweisen. Es erscheint möglich, wenn dies gegenwärtig auch eher eine Hoffnung als eine Erwartung sein mag, dass die Exzesse der unregulierten Hyperglobalisierung entschärft werden und sich ein ­Konsens zur stärkeren Besteuerung von Unternehmensgewinnen entwickelt.

6.4	Die Reaktionen der Europäer auf Chinas neue ­Außen­politik

In Europa hat man den Wandel der Außenpolitik Chinas unter Generalsekretär Xi lange nicht zur Kenntnis genommen. Die Regierungen europäischer Staaten einschließlich Deutschlands taten sich schwer, eine angemessene Antwort auf die offensive Außen- und Außenwirtschaftspolitik Chinas zu finden. Inzwischen hat sich dies geändert. Seit März 2019 liegt ein Dokument der Europäischen Kommission vor, das China explizit als »systemischen Rivalen« brandmarkt.116

Zunächst bewerteten etliche Europäer den Konflikt zwischen China und den USA vor dem Hintergrund ihrer Einschätzung von Donald Trump. In den ersten beiden Jahren seiner Präsidentschaft hielten viele Europäer den 45. Präsidenten der Vereinigten Staaten für unberechenbar und den Aufgaben des Amtes nicht gewachsen. Sie konnten sich nicht vorstellen, dass sich hinter der bizarren Fassade der Trump-Präsidentschaft die Bereitschaft und Fähigkeit verbergen könnte, Themen anzusprechen, die auch für die europäischen Gesellschaften von Interesse sind. Vor allem die Deutschen zeigten eine sehr positive Wahrnehmung seines Vorgängers Barack Obama und verabscheuten Donald Trump. Bundeskanzlerin ­Merkel bildete da keine Ausnahme. In einer Rede an der Harvard-Universität im Mai 2019 kritisierte sie offen Trumps Außenpolitik.117 Merkels giftige Bemerkungen stellten eine Abkehr von der langjährigen Tradition in der deutschen Nachkriegsaußenpolitik dar: Die (west)deutschen Regierungen unterstützten die USA stets ohne Vorbehalte, selbst wenn es immer wieder Meinungsverschiedenheiten über bestimmte amerikanische außenpolitische Entscheidungen gegeben hat.

Trotz des anfänglichen Unwillens, die amerikanische China-Politik zu unterstützen, haben die europäischen außenpolitischen Eliten diese Position inzwischen zögerlich übernommen. Die treibende Kraft dieses Politikwechsels war die Erkenntnis, dass sich China verändert hat: Die aggressive Politik und Rhetorik der chinesischen Diplomaten hat viele verprellt, die zuvor eine eher chinafreundliche Einstellung hatten.

Im Jahr 2020 sind die kritischen Stimmen noch zahlreicher geworden. So hat der Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), der 3.200 vor allem kleine und mittelständische Unternehmen vertritt, seine Einstellung zu China geändert. Viele Jahre lang war der Branchenverband daran interessiert, die wirtschaftlichen Beziehungen zu China zu vertiefen. Deutsche Unternehmen stellten die Werkzeugmaschinen zur Verfügung, die den Aufstieg Chinas als Fertigungsstandort ermöglichten. Aufgrund ihres hohen Spezialisierungsgrades sahen sich diese Unternehmen keiner intensiven Konkurrenz aus China ausgesetzt.

Noch im Herbst 2018 lehnte der Präsident des VDMA, Carl Welcker, spezifische Regelungen ab, die deutsche Unternehmen vor chinesischen Übernahmen hätten schützen können. Im Januar 2020 hat der VDMA diese Haltung revidiert, China sei aufgrund seiner politisch kontrollierten Wirtschafts- und Investitionspolitik kein Investor wie jeder andere. Es herrsche keine Chancengleichheit: Chinesische Anleger fänden in Europa weitgehend offene Türen vor, während europäische Investoren auf erhebliche Hindernisse stießen und weiterhin mit detaillierten Auflagen konfrontiert seien. Abgesehen von strengen Beschränkungen für Direktinvestitionen in China, kritisiert der Industrieverband die sich verschlechternden Arbeitsbedingungen dort. Visaanträge seien komplizierter geworden, die Einschränkungen bei der Nutzung des Internets stiegen und die Einführung eines Sozialkreditsystems auch für Unternehmen sei höchst problematisch.118

Der Zeitpunkt für einen Angriff auf die chinesische Außenwirtschaftspolitik ist gut gewählt. Noch 2018 wäre es sehr viel schwerer gewesen, sie zu Konzessionen in der Handels- und Finanzpolitik zu bewegen. Die chinesische Regierung war lange davon überzeugt, dass ihre Strategie gegenüber den Europäern aufgehen würde: Kontakte zu europäischen Ländern fanden bevorzugt auf bilateraler Ebene statt. Einzelne Länder profitierten von chinesischen Investitionen und sahen sich daher als Verbündete Pekings. Eine gemeinsame europäische Position gegenüber der chinesischen Außen- und Außenwirtschaftspolitik war lange nicht zu erkennen.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie begonnen, die Regeln für ausländische ­Direktinvestitionen zu verschärfen. Galt bisher die Schwelle von zehn Prozent, ab der das Ministerium Nicht-EU-Direktinvestitionen genehmigen muss, nur für Unternehmen der kritischen Infrastruktur, wird der Katalog nun erweitert. Künftig werden ausländische Direktinvestitionen in Unternehmen, die in den Bereichen künstliche Intelligenz, Robotik, Halbleiter, Biotechnologie und Nanotechnologie tätig sind, überprüft, wenn die ­Investitionen ­darauf abzielen, mehr als zehn Prozent des Kapitals eines Unternehmens zu übernehmen.119

Europa hat also begonnen, sich der amerikanischen Skepsis gegenüber China anzuschließen. Noch vor der Politik haben Manager von Privatunternehmen dazugelernt und ihre Wahrnehmung Chinas verändert. Eine treibende Rolle in der Politik übernimmt inzwischen der französische Präsident Macron. Im März 2019 erklärte er anlässlich des Besuches von Generalsekretär Xi in Paris, die Zeiten europäischer Naivität in Bezug auf China seien vorbei.120 Bei seinem jüngsten China-Besuch im November 2019, bei dem er vom irischen EU-Kommissar für Handel und der deutschen Bildungsministerin begleitet wurde, agierte er als Europäer und nicht allein als französischer Politiker. Auf Wunsch Macrons waren während der Unterzeichnungszeremonie für ein Abkommen über den Schutz der geografischen Herkunft von Waren nur zwei Flaggen zu sehen: die chinesische und die EU-Flagge.121 Dies war angemessen, weil die Vereinbarung zwischen China und der EU getroffen wurde, zugleich aber symbolisch zu verstehen.

Zweifellos haben die politischen Entscheidungsträger Europas die Botschaft inzwischen verstanden. Von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen über den französischen Präsidenten Macron bis hin zur deutschen Bundeskanzlerin Merkel gilt: Die bisherige Naivität gegenüber China hat ein Ende. Auch Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat bei seiner Rede anlässlich der Eröffnung der Münchener Sicherheitskonferenz im Februar 2020 China gleich mehrfach angesprochen und die Regelverletzungen Chinas kritisiert.122 Allerdings kritisierte er die Verletzungen der Rechte der Minderheiten in China stärker als Chinas Missachtung des Völkerrechts in der Südchinesischen See. Letztere »verstöre die Nachbarn in der Region«.123 Dies ist eine gefährliche Verharmlosung: Die Verletzung des Völkerrechts hat nicht nur für Vietnam und die Philippinen, sondern auch für europäische Länder Relevanz und Signalwirkung. Während die britische und die französische Regierung dies verstanden haben und die Notwendigkeit sehen, der chinesischen Aggression etwa durch Durchsetzung des Rechts auf freie Passage in der Südchinesischen See entgegenzutreten,124 betrachtet das deutsche Staatsoberhaupt den Bruch des Völkerrechts durch China lediglich als regionales Problem.

Die EU hat auch gelernt, dass Uneinigkeit ihre Position schwächt, und strebt nun ein gemeinsames Vorgehen an. Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Hälfte des Jahres 2020 plante in Leipzig einen EU-China-Gipfel abzuhalten, der aber wegen der Coronapandemie durch ein virtuelles Treffen ersetzt wurde. Bundeskanzlerin Merkel betonte 2019, dass die China-Politik im Mittelpunkt der deutschen EU-Präsidentschaft stehen werde.125

Allerdings ist es China gelungen, mit dem EU-Schwergewicht Italien eine besonders intensive Beziehung aufzubauen. Die beiden Länder unterzeichneten im März 2019 eine Absichtserklärung zu Italiens Teilnahme an der Belt-and-Road-Initiative.126 Die italienische Regierung erhofft sich damit verbesserten Zugang zum chinesischen Markt für italienische Unternehmen und Produkte, höhere chinesische Investitionen in Italien und schließlich, dass China italienische Anleihen auch in einer Situation von Turbulenzen auf den internationalen Märkten zukauft.

Durch die offizielle Teilnahme an der Belt-and-Road-Initiative untergräbt die italienische Regierung China jedoch Bemühungen der EU, eine gemeinsame Haltung gegenüber Peking zu finden, und leistet Hilfestellung, einen Keil in das atlantische Bündnis zu treiben. Zugleich schwächte die italienische Regierung die Position Donald Trumps im Tauziehen mit Xi Jinping.127

Die SARS-CoV-2-Krise hat zumindest temporär zu einer Vertiefung der Beziehungen zwischen Italien und China geführt. Mario die Stefano, Staatssekretär im italienischen Außenministerium, betonte den Wert der Lieferung von medizinischen Hilfsgütern aus China; die Stärke Chinas bei der Herstellung von medizinischen Gütern unterstreiche die Notwendigkeit enger italienisch-chinesischer Beziehungen.128

Die Krise im Frühjahr 2020 führte in Italien nicht zu Zweifeln der italienischen Politik und Gesellschaft an China, sondern eher zu einer Verstärkung der bereits seit Jahren zu beobachtenden Skepsis gegenüber der Europäischen Union. Allerdings gab es im Sommer 2020 Zeichen, dass sich Italiens Politik und Gesellschaft wieder verstärkt um die Vertiefung der europäischen Integration bemühen. Zuvor war dies kurzzeitig anders: Während zahlreiche europäische Länder, insbesondere Deutschland und Frankreich, sich nach und nach von China distanzierten, machte Rom einen Schritt auf Peking zu.

Rom verhindert mit einem Alleingang die Entwicklung eines gemeinsamen europäischen Ansatzes. Einige Regierungsmitglieder, etwa ­Giovanni Tria, von Juni 2018 bis September 2019 italienischer Wirtschaftsminister, träumte im März 2019 sogar von einer »Brückenfunktion«, die Italien zwischen China und den USA ausüben könnte. Italien könne dazu beitragen, den »konfrontativen Umgang« der Supermächte zu beenden.129

Dagegen kritisiert die Europäische Kommission nachdrücklich, dass die angekündigten Reformen der Wirtschaftspolitik Chinas ausgeblieben sind.130 Die Kommission benennt die Bereiche, in denen China seine Verpflichtungen nicht erfüllt:

»China schützt seine einheimischen Märkte für seine Marktführer, indem es sie vor Wettbewerb abschirmt, und zwar durch selektive Marktöffnung, Lizenzen und andere Investitionsbeschränkungen, hohe Subventionen für staatliche wie private Unternehmen, die Abschottung seines Beschaffungsmarktes, Lokalisierungsauflagen – auch für Daten –, die Bevorzugung einheimischer Wirtschaftsbeteiligter bei Schutz und Durchsetzung von Rechten an geistigem Eigentum und anderen natio­nalen Gesetzen sowie die Beschränkung des Zugangs ausländischer Unternehmen zu staatlich finanzierten Programmen. Wirtschaftsbeteiligte aus der EU sind beim Zugang zum chinesischen Markt beschwerlichen Auflagen unterworfen wie z. B. der Gründung von Joint Ventures mit lokalen Unternehmen oder der Weitergabe von Schlüsseltechnologien an chinesische Partner.«131

Chinas Protektionismus beschränkt sich nicht auf den Zugang zum Gütermarkt. Bei Finanzdienstleistungen ist der Mangel an reziproker Kooperation besonders offensichtlich und die mangelnde Bereitschaft der chinesischen Regierung, diese Politik zu ändern, ist für die europäischen Regierungen nach wie vor ein Problem. Während chinesische Fintech- und Onlinezahlungsunternehmen, Kreditkartenanbieter, Banken und Versicherer ihre Präsenz in der EU ausbauen, wird den europäischen Pendants der Zugang zum chinesischen Markt verwehrt.132

Ein Hemmnis für die Entwicklung einer gemeinsamen amerikanisch-europäischen Strategie für den Umgang mit China war lange die polternde Rhetorik des US-Präsidenten. Trump umwehte in vielen europäischen Hauptstädten ein Hautgout. Europa wird es leichter fallen, an die Seite der von Biden geführten USA zu treten und gegenüber Peking eine entschlossene Haltung einzunehmen.133

Anfang 2020 machte Europas damaliger Handelskommissar Phil Hogan die Politik gegenüber China zu einer Priorität. Eine seiner ersten ­Reisen als EU-Kommissar führte ihn nach Washington, wo er versuchte, die Trump-Administration von der Notwendigkeit eines koordinierten Vorgehens zu überzeugen. Die EU, die USA und Japan haben sich nun zusammengeschlossen und drängen China, seine Politik in Bezug auf Subventionen und erzwungenen Technologietransfer zu ändern.134

Unterdessen hat die Europäische Kommission ihre Forderungen an China deutlich verschärft. Das seit sieben Jahren zwischen China und der EU verhandelte Investitionsabkommen wurde 2020 vereinbart, muss aber noch vom EU-Parlament bestätigt werden. Die Europäer wollen das Abkommen aber nur dann unterzeichnen, wenn die bisherige Vorzugsbehandlung für chinesische Staatsunternehmen beendet wird.135 Diese Forderung geht nicht nur über die Erwartungen der USA hinaus, sie stellt die Kommunistische Partei und Generalsekretär Xi vor ein unlösbares Problem: Im Grunde fordern die Europäer die Aufgabe von Chinas bisherigem Wirtschaftsmodell. Es ist kaum vorstellbar, dass die chinesische Seite auf diese Forderungen eingehen wird. Wie in Abschnitt 1.4 diskutiert, hat die Bedeutung der Staatsunternehmen deutlich zugenommen und ist nicht gesunken.

Die Forderungen der EU sind sehr konkret. Staatsunternehmen sollen wie private Unternehmen profitorientiert arbeiten. Dies würde bedeuten, dass die Staatsbetriebe effizienter werden und Arbeitnehmer entlassen müssten. Wenn europäische Investoren über Benachteiligungen klagen, soll die EU-Kommission von Chinas Regierung über die Eigentumsverhältnisse von Unternehmen Auskunft verlangen können.136 ­Perspektivisch würde Gleichbehandlung auch bedeuten, dass europäische Investoren Zugang zu den gleichen Kreditkonditionen wie ihre chinesischen Konkurrenten erhalten müssten. Da die wirtschaftliche Entwicklung Chinas aus den in Kapitel 2 erörterten Gründen in den kommenden Jahren verhalten sein wird, sind die europäischen Forderungen für Peking schon deshalb kaum erfüllbar.

Da sich die Wertschätzung Chinas in Europa stark verschlechtert hat, kann die EU-Kommission von ihrer harten Verhandlungslinie kaum abrücken. Sowohl Brüssel als auch Peking stehen mit dem Rücken zur Wand. Ein Formelkompromiss wird weder von der europäischen Politik noch von der europäischen Wirtschaft akzeptiert werden. Die Zeichen im chinesisch-europäischen Verhältnis stehen auf Sturm. Ganz ähnlich ist die Situation in Kanada.

Ähnlich wie in Europa nahmen auch Kanadas Politik und Gesellschaft lange Anstoß an Donald Trumps ruppiger Rhetorik. Der kanadische Premierminister Justin Trudeau stritt mit Präsident Trump mehrfach öffentlich. Den NATO-Gipfel im Dezember 2019 etwa verließ Trump verärgert vorzeitig und bezichtigte Trudeau der Doppelzüngigkeit.137

Im Jahr 2020 haben Kanada und die USA ihre China-Politik stärker verzahnt. Die kanadische und die amerikanische Regierung stimmen nun überein, dass Meng Wanzhou, Finanzvorständin von Huawei und Tochter des Firmengründers, wegen Verstößen gegen amerikanische Gesetze an die USA ausgeliefert werden soll. China reagierte mit der Verhaftung von zwei kanadischen Staatsbürgern unter dem Vorwurf der Spionage. Einen ins Spiel gebrachten Gefangenenaustausch lehnte Trudeau mit Hinweis auf Kanadas Rechtsstaatstradition ab.138

Premierminister Trudeau weiß, dass er nur im Tandem mit den USA im Konflikt mit China bestehen kann. Ähnlich wie bei den Europäern steht hinter dem kanadisch-amerikanischen Bündnis die nüchterne Erkenntnis, dass der Konflikt mit einem willkürlich operierenden autoritären Staat wie China ohne mächtige Verbündete nicht gewonnen werden kann.

6.5	Ist eine Konfrontation mit China noch zu vermeiden oder hat der zweite Kalte Krieg schon begonnen?

Das Zerwürfnis zwischen den USA und China hat heute eine Dimension erreicht, die an den Kalten Krieg erinnert. Die USA sind überzeugt, dass China seinen Aufstieg mit unfairen Mittel vorantreibt. Zugleich sieht Washington die Gefahr der Entstehung eines konkurrierenden, autoritären politischen Systems. Obwohl die Parteien in den USA in nahezu allen Fragen unversöhnlich einander gegenüberstehen, gibt es in Bezug auf China einen stabilen Konsens. China dagegen sieht sich von den USA daran gehindert, seinen legitimen Aufstieg zu einer führenden Macht fortzusetzen.139

Die Antwort auf die Frage, ob ein neuer Kalter Krieg begonnen hat, ist von der Einschätzung abhängig, ob weiterhin von einer Konvergenz der Systeme gesprochen werden kann. China schickt sich an, eine eigene Ordnung zu entwickeln, die mit der liberalen Ordnung amerikanischer Prägung konkurriert und danach strebt, diese abzulösen. Der Politikwissenschaftler Ulrich Menzel spricht von einer möglichen »eurasischen Weltordnung«, die die alte atlantische Ordnung ablösen könnte.140 Allerdings bleiben die Konturen dieser Ordnung vage. Möglich erscheint, dass China mittels der BRI lediglich ein Subsystem schaffen möchte und ansonsten an den etablierten multilateralen Strukturen festhält.

Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) etwa hat Anfang des Jahres 2019 ein Positionspapier veröffentlicht, das eine Abkehr der bisherigen, die Kooperation mit China unterstützenden Politik darstellt. Allerdings war das Papier im BDI umstritten; es gab Verbandsmitglieder, die China nicht kritisieren wollten. Siemens etwa forderte größere Zurückhaltung gegenüber China.141 Deutlich war die Position von Siemens bereits beim Davoser Weltwirtschaftsgipfel 2018 geworden, als der Vorstandsvorsitzende Joe Kaeser die Belt-and-Road-Initiative begrüßte und sich zu der Behauptung verstieg, die BRI werde eines Tages die Welthandelsorganisation ersetzen.142

Für den BDI ist China dagegen vom Partner zum Kontrahenten geworden.143 Er nimmt nicht mehr an, dass das Land sich dem Modell der west­lichen Industrieländer annähern wird, sondern sieht einen Systemwettbewerb zwischen den westlichen Ökonomien und dem kommunistischen China:

»Lange sah es so aus, als würde sich China durch die Integration in die Weltwirtschaft bei der Ausgestaltung seines Wirtschaftssystems allmählich auf die liberalen, offenen Marktwirtschaften westlichen Musters zubewegen. Diese Konvergenzthese ist nicht mehr haltbar. China entwickelt sich strukturell kaum mehr in Richtung Marktwirtschaft und Liberalismus, sondern ist im Begriff, sein eigenes politisches, wirtschaftliches und gesellschaftliches Modell zu verwirklichen.«144

Der BDI stellte fest, dass sich China nicht nur zu einem Wettbewerber für deutsche Unternehmen entwickelt habe, sondern dass heute ein systemischer Wettbewerb zwischen China und liberalen Marktwirtschaften zu beobachten sei.

6.6	Wirtschaftspolitische Strategien: Umgang mit ­chinesischen Investitionen

Die europäische Sichtweise auf China hat sich in den vergangenen Jahren deutlich verändert. Früher wurde der Aufstieg Chinas vor allem als Chance gesehen. Europäische Unternehmen waren darauf bedacht, den Handel mit China auszuweiten. Daher sind die wirtschaftlichen Verbindungen zwischen den europäischen Volkswirtschaften und China heute viel enger als zwischen China und den USA.

Die EU-Exporte nach China sind von 2008 bis 2018 sehr viel stärker gewachsen als die chinesischen Exporte nach Europa. Die europäischen Exporte nach China wuchsen von 78,3 Mrd. Euro im Jahr 2008 auf 209,9 Mrd. Euro 2018, ein Anstieg um 268 Prozent. Die chinesischen Exporte waren 2008 mit 249,1 Mrd. Euro schon sehr hoch und sind seitdem um 58,5 Prozent auf 394,7 Mrd. Euro gestiegen.145

Es überrascht nicht, dass Deutschland mehr nach China exportiert als jedes andere EU-Land. Aber es ist bemerkenswert, dass Deutschland höhere Exporte nach China verzeichnet als die nächsten acht Länder zusammen. Deren Exporte nach China machten 2018 insgesamt 92,9 Milliarden Euro aus. Deutschland exportierte 2018 mehr als viereinhalbmal so viel nach China wie Frankreich. Die Zahlen geben einen Hinweis darauf, warum die Chinapolitik der Bundesregierung sehr viel vorsichtiger ist als die des französischen Präsidenten. Weiterhin ist zu bedenken, dass fast die Hälfte der Ausfuhren Frankreichs nach China Airbus-Flugzeuge sind und China hier nicht einfach auf andere Anbieter ausweichen kann. Deutschland ist verwundbarer oder genauer: erpressbarer. Der Politikwissenschaftler Peter Rudolf konstatiert, dass eine starke Abhängigkeit bereits besteht; dies sei ein Hemmnis für eine entschlossene Politik gegenüber China. Für den Fall wachsenden amerikanischen Drucks auf die Europäer erwartet er ein tiefes transatlantisches Zerwürfnis.146

Tab. 7: Exporte nach China nach Ländern im Jahr 2018 (in Mrd. Euro)




	Land


	Exporte





	Deutschland


	93,715




	Vereinigtes Königreich


	23,365




	Frankreich


	20,850




	Italien


	13,169




	Niederlande


	11,123




	Belgien


	6,989




	Schweden


	6,556




	Spanien


	6,275




	Irland


	4,612







Quelle: Eurostat, EU-28 exports of goods to China by Member State, 2018, im Internet unter https://bit.ly/3ibjfTd

Tatsächlich spricht viel dafür, dass mit der Abhängigkeit von China ein Verlust von Autonomie einhergeht. Die Debatte in der deutschen Politik um die Frage, ob der chinesische Telekommunikationsausrüster Huawei weiterhin mit der Lieferung von Komponenten beauftragt werden sollte, zog eine Drohung des chinesischen Botschafters Wu Ken nach sich. Er warnte Mitte Dezember 2019, China würde im Fall des Ausschlusses von Huawei die Frage prüfen, ob deutsche Autos in China nicht ein Risiko für die nationale Sicherheit darstellten.147 Dass hier zwei sehr unterschiedliche Themen – hier eine für die nationale Sicherheit immens wichtige Infrastrukturmaßnahme, dort ein Konsumgut – miteinander verknüpft wurden, spielte im Eifer des Konflikts keine Rolle.

6.7	China und die liberale Handelsordnung

Die liberale internationale Handelsordnung hat Chinas spektakulären Aufstieg ermöglicht, aber die immer wieder angekündigte Umsetzung von grundsätzlichen Reformen der chinesischen ­Außenwirtschaftspolitik ist bislang ausgeblieben. Immer wieder haben sich chinesische Regierungsvertreter auf internationalen Konferenzen zum Geist der liberalen Handels­ordnung und zu marktwirtschaftlichen Reformen bekannt, doch dies blieben Lippenbekenntnisse.148

Im Jahr 2020 haben die USA, die EU und Japan den Druck auf China, bestimmte wirtschaftspolitische Praktiken zu beenden, aufrechterhalten. Die EU-Kommission hat die chinesische Regierung gewarnt, dass es den Zusammenbruch der Welthandelsorganisation riskiert, wenn es weiterhin aggressiv Subventionen und andere Politiken, etwa den erzwungenen Technologietransfer, einsetzt. Peking würde damit ein Handelssystem, von dem es stark profitiert hat, aufs Spiel setzen.149

EU-Diplomaten beklagen, dass China sehr geschickt darin sei, Grau­zonen in den WTO-Verträgen zu nutzen, und auch nicht davor zurückschrecke, Vertragsrecht zu verletzen. Auf Fehlverhalten angesprochen, reagierten chinesische Diplomaten oft mit viel Verständnis, ohne dass dies zu einem geänderten Verhalten führe.150

Der strukturelle Konflikt zwischen China und anderen Volkswirtschaften liegt darin begründet, dass China seine semimerkantilistische Handelspolitik fortsetzen möchte und nicht bereit ist, auf die ­Forderungen anderer Länder einzugehen.151 Zwar jubelten die Besucher des Weltwirtschaftsforums in Davos Generalsekretär Xi begeistert zu, als dieser ein Loblied auf die Globalisierung sang.152 Derartige Lobpreisungen dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass Xis Vision einer vom Staat geprägten chinesischen Wirtschaft mit einer auf fairem Wettbewerb basierenden liberalen Handelsordnung inkompatibel ist.

Es ist kaum möglich, China innerhalb der existierenden multilateralen Handelsordnung zu einer Änderung seiner Politik zu zwingen. Weder die chinesische noch die amerikanische Regierung können von der WTO oder anderen Mitgliedsländern verpflichtet werden, ihre Politik zu ändern. Die Welthandelsorganisation WTO ist, wie der frühere WTO-Generaldirektor Pascal Lamy immer wieder betont hat, eine von den Mitgliedsländern gesteuerte Organisation (member-driven organization). Die WTO lebt von Voraussetzungen – der Beachtung der vereinbarten Prinzipien –, die sie selbst nicht herstellen kann.

Die WTO stellt die mangelnde Unterstützung, die sie von den beiden wichtigsten Mitgliedsstaaten erfährt, vor ein nahezu unlösbares Problem. Während die USA seit der Schaffung des Regimes von Bretton Woods die liberale Handelsordnung unterstützt haben, ist seit der Wahl von Donald Trump die WTO in Misskredit geraten. Allerdings wäre es falsch, allein Präsident Trump für diese Entwicklung verantwortlich zu machen. Schon sein Vorgänger Obama betonte immer wieder die Bedeutung einer »fairen« Handelsordnung und brachte damit die in der Demokratischen Partei weitverbreitete Skepsis gegenüber einer liberalen Handelspolitik zum Ausdruck.

Angesichts der harschen Rhetorik des amerikanischen Präsidenten und seiner kompromisslosen Haltung, etwa in der Frage der Nachbesetzung von Richterstellen im Streitschlichtungsgremium der WTO, nehmen viele Beobachter an, Trump und seine Regierung wollten die WTO zerstören. Plausibler erscheint indes die Annahme, dass die USA die heutige multilaterale Ordnung ändern, aber nicht abschaffen wollen. Es gäbe dann die Chance, dass die USA Mitglied in einer reformierten WTO bleiben.

Angesichts der Orientierung sowohl der USA als auch Chinas am eng definierten Eigennutz ist es dennoch wenig plausibel, eine rasche Weiterentwicklung der multilateralen Ordnung zu erwarten – zumal die Politiken anderer wichtiger Akteure wie der Europäischen Union oder Indiens es ebenfalls häufig an einer multilateralen Perspektive fehlen lassen. Die Zeit großer Ambitionen auf supranationaler Ebene ist vorerst vorbei und mittelfristig wird es keine hinreichend große Koalition zur Renaissance des Multilateralismus geben.

Das Verhältnis Chinas zur liberalen Handelsordnung ist indes anderer Natur als das der USA. In China steht unter Generalsekretär Xi die liberale Marktwirtschaft in der Kritik. Die wachsende Kontrolle der Unternehmen in China belegt, dass es ein tief sitzendes Misstrauen gegenüber marktwirtschaftlichen Prozessen gibt. Schon deshalb kollidiert die Politik Chinas mit den Bestimmungen und dem Geist der WTO. Nicolas Lardy hat auf den fundamentalen Widerspruch in Chinas Politik hingewiesen:

»China kann sich nicht glaubwürdig für die weitere Globalisierung, die von freien und offenen Märkten abhängt, einsetzen, wenn sich seine inländische Wirtschaftspolitik weiterhin in die entgegengesetzte Richtung bewegt.«153

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie die liberal gesinnten Mitgliedsländer der WTO mit den strukturellen Blockaden durch die USA und China umgehen sollten. Es gibt in der WTO eine große Gruppe von Staaten, die sowohl die Sabotage am Streitschlichtungsmechanismus durch die USA als auch die mangelnde Prinzipientreue Chinas bemängeln. Innerhalb der bestehenden Ordnung hat diese Gruppe allerdings keine Optionen, diese Lage zu verändern. Es gibt jedoch mindestens zwei Wege, um die WTO zu stärken.

Der erste wäre die Schaffung von Clubs unter dem Dach der WTO. Plurilaterale Abkommen würden es gleich gesinnten Ländern ­ermöglichen, die WTO weiterzuentwickeln. Im Idealfall würde es sich um offene Abkommen handeln, die jedem anderen WTO-Mitgliedsland die Nutzung des Regelwerkes ermöglichten, ohne dass es selbst die Regeln des Clubs anwenden müsste. In der heutigen Konstellation erscheint dies schwierig, weil ja gerade die Nutzung von liberalen Regeln durch Länder mit einer wenig liberalen Wirtschaftspolitik unterbunden werden soll.

Deshalb erscheinen plurilaterale Regelwerke in Form geschlossener Clubs zielführender. Diese Clubs könnten sowohl China als auch die USA ausschließen und hätten damit alternative Regelwerke geschaffen. Allerdings sind solche geschlossenen Clubs im Regelwerk der WTO verboten. Artikel 24 des GATT-Vertrages lässt Ausnahmen von Artikel 1, der Meistbegünstigungsklausel, nur für Freihandelszonen und Zollunionen zu. Einer Änderung des GATT-Vertrages müssten China und die USA zustimmen, was unwahrscheinlich erscheint.

Damit bleibt nur der zweite Verfahrensweg, die Neugründung der WTO ohne China und die USA. Wenngleich dies ein radikaler Vorschlag ist, gibt es dazu nur wenige Alternativen. Natürlich kann man darauf hoffen, dass sich die chinesische Regierung von ihrer bisherigen Wirtschaftspolitik verabschiedet und marktwirtschaftliche Reformen einführt. Auf absehbare Zeit erscheint dies wenig wahrscheinlich. Die Forderung des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, den Dialog mit China zur Reform der WTO zu intensivieren, erscheint vor dem Hintergrund der bisherigen Handelspolitik des Landes blauäugig.154 Dieser Ansatz wird keinen Beitrag zur Veränderung der chinesischen Politik leisten.

6.8	Sicherheitspolitische Gegenmaßnahmen

Eine Zäsur in der Wahrnehmung der chinesischen Außenpolitik unter Generalsekretär Xi Jinping war die Ablehnung des Urteils des Ständigen Schiedsgerichtshof der Vereinten Nationen zur Seerechtskonvention im Jahr 2016. Das Gericht hatte festgestellt, dass China keine Rechte an den beanspruchten Inseln im Südchinesischen Meer hat und diese somit widerrechtlich besetzt. Dennoch war und ist China nicht gewillt, auf seinen Anspruch und die Nutzung eines Raumes im Umkreis von 200 Seemeilen zu verzichten.155

Für Australien wurde damit deutlich, dass man nicht länger erwarten kann, China werde völkerrechtliche Regeln in den internationalen Beziehungen akzeptieren und beachten.156 Während einer Diskussionsveranstaltung im März 2016 an der Universität in Canberra machte der frühere australische Außenminister Gareth Evans einer aus Peking angereisten Delegation von Völkerrechtlern klar, dass die Position Pekings von keiner Regierung im asiatisch-pazifischen Raum geteilt wird.

Eine der Konsequenzen der veränderten Einschätzung Chinas durch seine Nachbarstaaten ist die Schaffung des Viererbundes Quad, einer bislang losen Zusammenarbeit Australiens, Indiens, Japans und der USA. Die Quadgruppe wird von Beobachtern als demokratischer Gegenentwurf zum zunehmend autokratischen China verstanden. Über Absichtserklärungen ist der Quadbund freilich bislang nicht hinausgekommen.

Auch der französische Präsident Macron hat bei einem Besuch in Australien im Mai 2018 das Interesse seines Landes an den Entwicklungen im pazifischen Raum unterstrichen. Macron nannte nicht nur ökonomische, sondern explizit auch sicherheitspolitische Interessen, die sein Land im pazifischen Raum verfolge, und forderte die Schaffung einer starken »indopazifischen Achse«.157

Die USA haben 2019 ihre Strategie in Bezug auf die Südchinesische See modifiziert. Während bislang Aufklärung und abstrakte Abschreckung im Vordergrund standen, verlegte die amerikanische Marine im November 2019 zwei Küstenkampfschiffe in die Region und führte gemeinsam mit zwei australischen Kriegsschiffen eine Übung durch. Verteidigungsminister Mark Esper erklärte, die Maßnahmen sollten ein Signal senden, dass sich China nicht auf Kosten anderer Länder über Normen und Regeln hinwegsetzen könne.158

Chinas demografische Entwicklung ist eine schwere Hypothek für die machtpolitischen Ambitionen seiner Führung. Aufstrebende Mächte zeichneten sich bisher immer durch wachsende Bevölkerungen aus. Deutschlands Bevölkerung etwa wuchs von 41 Millionen Menschen im Jahr 1871 auf 65 Millionen im Jahr 1910, obwohl in jenen Jahrzehnten eine massive Auswanderung in die USA stattfand. Auch Japan und Russland verzeichneten von etwa 1870 bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs deutliche Steigerungen ihrer Einwohnerzahlen.159 Es wäre außergewöhnlich, wenn Chinas Aufstieg zur Weltmacht mit einer schrumpfenden Bevölkerung einherginge. Die Bevölkerungszahl wird aller Voraussicht nach nicht nur stagnieren, sondern die chinesische Bevölkerung wird im Mittel älter werden. Ihr Durchschnittsalter (Medianwert) übersteigt schon 2020 das der amerikanischen. Zur Jahrhundertmitte wird das Durchschnittsalter in China bei nahezu 50 Jahren liegen und damit deutlich über dem Wert der USA (42 Jahre) und Indien (38 Jahre).160

Die chinesische Regierung versucht dieses demografische Problem durch Einwanderungsprogramme zu lindern. Hochqualifizierte sollen leichter eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten können. Im Februar 2020 stellten das chinesische Justizministerium und die Einwanderungsbehörde einen umfassenden Gesetzentwurf vor, mit dem die Strategien klassischer Einwanderungsländer übernommen werden. Überdurchschnittlich gut qualifizierte Arbeitskräfte sollen ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht erhalten. An eine Einbürgerung ist offenbar genauso wenig gedacht wie an die Öffnung des Landes für gering qualifizierte Arbeitnehmer. Absolventen renommierter Hochschulen sollen bereits nach drei Jahren Tätigkeit in China die Grüne Karte – auch der Begriff ist von den USA übernommen – erhalten.161

Ebenso wie im benachbarten Japan erscheint es aber unwahrscheinlich, dass China ein Einwanderungsland wird. Erste Reaktionen der Bevölkerung waren zögerlich bis ablehnend. Der Glaube an die Überlegenheit der eigenen Zivilisation ist bei Han-Chinesen ebenso verbreitet wie das Bewusstsein einer 5000-jährigen Kulturgeschichte. Die von Generalsekretär Xi geforderte »Erneuerung des chinesischen Volkes« wird vermutlich nicht bedeuten, dass sich China zum neuen Sehnsuchtsort mobiler Eliten aus Staaten der OECD und anderen Schwellenländern entwickelt. Chinas demografisches Problem wird in China gelöst werden müssen.
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			Der »neue Lange Marsch« der Kommunistischen Partei Chinas wird mit einer Vielzahl von Problemen konfrontiert werden, die sich nicht einfach überwinden lassen. Sowohl das Wirtschaftsmodell Chinas als auch die immer autoritärer werdende Herrschaft von Generalsekretär Xi und der Kommunistischen Partei scheinen nicht nachhaltig zu sein. International ist China heute weniger angesehen als zu Beginn der Ära Xi, es verliert an politischer Unterstützung, insbesondere in den OECD-Ländern. Angesichts der offensiven Außenpolitik unter Xi haben viele Staaten das Inte­resse an einer intensiven Zusammenarbeit mit China verloren. Die Zusammenarbeit beschränkt sich zunehmend auf die wirtschaftlichen Beziehungen; die Euphorie früherer Jahrzehnte ist verflogen. Die Niederschlagung der Demokratie­bewegung in Hongkong hat viele Beobachter auf Chinas innenpolitische Probleme, etwa die Unterdrückung von Minderheiten, aufmerksam ge­­macht.

			Es ist aus heutiger Sicht zu früh, abschließend die Wirkung der Hongkonger Unruhen auf China bewerten zu können. Möglicherweise trifft die Beobachtung des niederländischen Fotografen Ed van der Elsken zu, der sich schon 1989 eine von Hongkong ausgehende Signalwirkung auf das Festland erhoffte:

			»Apropos Veränderung: Hoffen wir, dass die freien Menschen in Hongkong nach 1997 einen gewissen Einfluss darauf haben werden, die Er­­starrung des Kolosses China, der sie verschlingen könnte, zu überwinden. Wer weiß, ob das winzige Hongkong, sein an Freiheit, an Individualismus gewöhntes Volk, in der Volksrepublik China nicht eine Lawine der Liberalisierung auslösen wird.«1

			Selbst wenn Peking mittelfristig verhindern kann, dass sich die Revolte gegen die Kommunistische Partei wendet, bleibt offen, wie die wirtschaftlichen und politischen Probleme des Landes überwunden werden können.

			7.1	Die ökonomische Dimension

			China möchte ökonomische und militärische Weltmacht werden. Seine Währung, der Renminbi, soll eine internationale Währung werden, die mit den etablierten Devisen und insbesondere mit dem US-Dollar konkurrieren kann und damit die Abhängigkeit Chinas vom Dollar reduziert.2 Allerdings wird dieses Vorhaben auf absehbare Zeit nicht realisiert werden können. Der Renminbi ist bislang nicht frei konvertierbar und unterliegt umfassenden Beschränkungen des Kapitalverkehrs. Es ist schwer vorstellbar, dass Kapitalbesitzer den Renminbi als vollwertigen Ersatz für den US-Dollar akzeptieren, solange die Beschränkungen des Kapitalverkehrs aufrechterhalten werden. Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs wäre aber für die chinesische Führung ein enormes Wagnis, das sie auf absehbare Zeit nicht eingehen wird.

			Um das Dilemma der chinesischen Führung zu verstehen, genügt ein Blick auf ein einfaches Theorem. Der kanadische Ökonom Robert ­Mundell hat 1963 einen »unmöglichen Dreiklang der Geldpolitik« (impossible trinity) festgestellt. Er fand heraus, dass von den drei Zielen, die Länder mit ihrer Geldpolitik erreichen wollen (stabile Wechselkurse, unbeschränkter Kapitalverkehr und Autonomie der Geldpolitik), immer nur zwei gleichzeitig erreichbar sind. Entweder wird auf geldpolitische Autonomie, auf unbeschränkten Kapitalverkehr oder auf stabile Wechselkurse verzichtet.3

			Wenn man die Fähigkeit der Notenbanken, auf Schwankungen der Wirtschaftslage zu reagieren, als unverzichtbar betrachtet, gibt es nur eine Alternative: Beschränkungen des Kapitalverkehrs oder (mitunter stark) schwankende Wechselkurse. Letztere hätten insbesondere für chinesische Im- und Exporteure von Waren- und Dienstleistungen Nachteile, weil die Unternehmen entweder mit schwankenden Erträgen kämpfen oder kostspielige Wechselkurssicherungsgeschäfte abschließen müssten. Stark schwankende Wechselkurse wären bei Chinas von starker Exportabhängigkeit geprägten Wirtschaftsstruktur ohnehin problematisch. Zudem müsste die chinesische Führung das Risiko starker Kapitalabflüsse in Kauf nehmen. Schon heute bei noch immer weitreichenden Kontrollen verzeichnet China irreguläre Kapitalabflüsse. Sollte es möglich werden, legal Kapital ins Ausland zu transferieren, würde vermutlich eine große Anzahl chinesischer Kapitalbesitzer von dieser Option Gebrauch machen (vgl. Abschnitt 2.6).

			Doch nicht nur in der Finanzpolitik steht China vor hohen Hürden. Wenn China wirtschaftliche Supermacht werden will, muss es die middle-income trap vermeiden. Der von der Weltbank geprägte Begriff ­bezeichnet Volkswirtschaften, die durch ein mittleres Einkommensniveau charakterisiert sind und es nicht vermochten, sich aus der Gruppe der Länder mit mittlerem Einkommen in die Gruppe der Länder mit hohem Einkommen emporzuarbeiten. Genau genommen, schafften diesen Schritt bislang nur wenige frühere Entwicklungsländer. Japan, Irland, Israel, Singapur, Südkorea und Taiwan gehören zu dieser Gruppe.4 Die Anzahl der Volkswirtschaften, die es nicht vermochten, zur Gruppe der Länder mit hohem Einkommen aufzuschließen, ist ungleich länger. Lateinamerikas wirtschaftliche Schwergewichte Argentinien, Brasilien und Mexiko gehören zu diesen auf halbem Weg gescheiterten Ökonomien ebenso wie die asiatischen Länder Indonesien, Thailand, Malaysia und die Philippinen. Wird China zu den wenigen Volkswirtschaften mit einer großen Bevölkerung gehören, die den Sprung an die Spitze schaffen?

			Daran bestehen aus heutiger Sicht erhebliche Zweifel. Auf der einen Seite kämpft Chinas Wirtschaft mit zu vielen wirtschaftlichen Problemen und zugleich sind die ökonomischen Perspektiven angesichts der Überalterung und Überschuldung des Landes bestenfalls moderat. Seit 2014 ist die Situation auf den chinesischen Finanzmärkten als zunehmend prekär zu bewerten. Heute muss sich die kommunistische Regierung in einer Mission impossible bewähren: China muss weiter wachsen, um die Herrschaft der Kommunistischen Partei zu legitimieren, und zugleich dringend den Abbau der Verschuldung insbesondere der Gebietskörperschaften und der staatseigenen Unternehmen erreichen.5

			Dabei trifft die chinesische Führung zunehmend auf Widerstände, nicht zuletzt im Ausland. China wird in einigen Industrieländern, aber auch in Schwellenländern wie Indien als merkantilistische Ökonomie gesehen, die unbekümmert ausländische Technologie nutzt und strategisch wichtige Unternehmen im Ausland aufkauft, ohne die eigene Volkswirtschaft für ausländische Investitionen zu öffnen.6

			Generalsekretär Xi hat seiner Bevölkerung »vier Kriege« verordnet: die deutliche Reduzierung der industriellen Überkapazitäten, die Überwindung der Wohnungsschwemme durch stärkere Urbanisierung und Umsiedlung von Menschen, die Senkung der Verschuldungsniveaus und die Reduzierung der Kosten von geschäftlicher Tätigkeit.7 Mit Ausnahme des letzten Punktes ziehen diese Vorhaben aber erhebliche soziale und wirtschaftliche Kosten nach sich. Es ist nicht erkennbar, welche Ziele für Xi und die Kommunistische Partei prioritär sind.

			Vor diesem Hintergrund ist eine rasche Überwindung des Konfliktes zwischen China auf der einen und den USA, der EU und Japan auf der anderen Seite unwahrscheinlich.8 Der Forderungskatalog der liberalen Allianz ist zwar nicht spektakulär, aber für die chinesische Führung inakzeptabel. Sowohl der geforderte Verzicht auf erzwungenen Technologietransfer als auch der Abbau des Einflusses des Staates (und der Kommunistischen Partei) auf die Unternehmen sind nicht realisierbar, ohne den Kern des bisherigen chinesischen Modells zu gefährden.

			Dabei haben sich die Fronten in den vergangenen Jahren verhärtet. Auch private Firmen werden von der Kommunistischen Partei immer strenger kontrolliert. Kein Unternehmen, ob privat oder staatlich, kann sich den Forderungen Pekings entziehen. Angesichts der Etablierung von Parteizellen auch in kleinen Unternehmen in ausländischem Besitz ist es schwer, den rechtlichen Status von Unternehmen zu bestimmen: Wie groß darf der Einfluss der Kommunistischen Partei auf ein Unternehmen sein, damit noch von einem Privatunternehmen gesprochen werden kann? Die Nebenwirkung dieser immer engmaschigeren Kontrollen von Unternehmen ist die Stärkung der Skeptiker in OECD-Ländern, die für eine vorsichtigere Politik gegenüber China plädieren.9

			Die wichtigste Entwicklung in der chinesischen Wirtschaft des vergangenen Jahrzehnts ist die ausufernde Verschuldung. Zu lange haben die Verantwortlichen die Augen vor den Risiken einer ausufernden Verschuldung verschlossen. In China könnte sich einmal mehr der Satz von Rüdiger Dornbusch bewahrheiten:

			»Der Ausbruch der Krise braucht viel länger, als man denkt, und dann geht es viel schneller, als man gedacht hat.«10

			Zugespitzt formuliert, könnte man die chinesische Volkswirtschaft als ein gigantisches Pyramidensystem (Ponzi scheme) bezeichnen. Unternehmen und Gebietskörperschaften sind auf die anhaltende Zufuhr frischen Kapitals angewiesen, um liquide zu bleiben. Rentabilitätserwägungen spielen in dieser Konstruktion keine Rolle. Solange immer neue Mittel fließen, bleibt das System lebensfähig. Deshalb wäre es fahrlässig, einen Termin für den Ausbruch einer Krise zu nennen. Gleichwohl ist das chinesische System nicht nachhaltig und bedarf eines drastischen Kurswechsels, zu dem die Staats- und Parteiführung nicht bereit zu sein scheint.

			Offenkundig wird das Ausmaß der Aufgabe bei Betrachtung der Immobilienmärkte. Die Preisblase auf den Immobilienmärkten bedarf einer Korrektur, aber würde sie stattfinden, bedeutete dies die Entwertung von chinesischen Privatvermögen in einem Ausmaß, das die soziale und politische Stabilität gefährden könnte. Die Staats- und Parteiführung sitzt in einer selbst gebauten Falle. Sie hat die Wahl zwischen zwei Übeln: ­Entweder reduziert sie die ausufernde Verschuldung, was zu einer ­gravierenden Wachstumsdelle oder gar Wirtschaftskrise führen würde. Oder sie lässt die Verschuldung weiterwachsen, um einer Wirtschaftskrise zu entgehen. Die Politik des chinesischen Präsidenten läuft auf die zweite Variante hinaus. Die SARS-CoV-2-Krise sorgt für einen weiteren Anstieg der Verschuldung und könnte den Zeitpunkt einer krisenhaften Zuspitzung vorgezogen haben. Damit wächst die Gefahr, dass Peking versuchen könnte, Krisen im Innern mithilfe von militärischen Aktionen in der Region zu überspielen. Das Säbelrasseln Generalsekretär Xis Anfang 2020, als er Taiwan mit dem Einsatz von Militär drohte, ist ein erstes Anzeichen für die verzweifelte Suche nach einem Sündenbock.11

			7.2	Endet die Herrschaft der Kommunistischen Partei?

			Chinas Einparteiregierung herrscht inzwischen mehr als 70 Jahre. Andere Einparteisysteme sind im achten Jahrzehnt ihrer Herrschaft abgelöst worden: die Kommunistische Partei der Sowjetunion (KPdSU, 74 Jahre, 1917 bis 1991), die Partei der Institutionalisierten Revolution (PRI) in Mexiko (71 Jahre, 1929 bis 2000) und die Kuomintang (73 Jahre, 1927 bis 1949 auf dem Festland, 1949 bis 2000 in Taiwan).12 Die KPdSU etwa schien noch wenige Jahre vor dem Zusammenbruch der Sowjetunion zwar geschwächt, aber keineswegs ohne Machterhaltungsoptionen. Es ist schwer zu beurteilen, wie stabil die Herrschaft der Kommunistischen Partei Chinas ist.

			Wenn es in China zu einer anhaltenden Wachstumsschwäche kommen sollte, stellt sich die Frage, wie die Bürgerinnen und Bürger des Landes darauf reagieren werden. Einsichten sozialpsychologischer Attributionstheorien können helfen, Reaktionen der Bevölkerung auf eine anhaltende Krise zu prognostizieren. Vereinfachend gesagt, ist Attribution der Prozess, in dem Individuen die Ursachen von Ereignissen erklären. Die Theorie legt paradoxerweise nahe, dass sich in der Bevölkerung zunächst für eine nicht quantifizierbare Zeitspanne keine Unzufriedenheit einstellen wird, weil die Beendigung des wirtschaftlichen Aufstiegs zunächst sowohl von Bürgern als auch von ausländischen Beobachtern entweder nicht erkannt oder ignoriert wird.13

			Ein wichtiger Grund für dieses Festhalten an bisherigen Perspektiven liegt darin, dass der anhaltende Aufstieg Chinas im 21. Jahrhundert im In- und Ausland als Tatsache betrachtet worden ist.14 Die Erwartung der Menschen prägt ihre Wahrnehmung und eine Änderung der Bewertung tritt oft sehr verzögert ein. Sie könnte eintreten, wenn die ­Kommunistische Partei an ihren selbst gesetzten, sehr ambitionierten Zielen scheitert. Immerhin hat sie die Perspektive eines ununterbrochen anhaltenden, krisenfreien Aufstiegs vermittelt.15

			Den Untergang der Kommunistischen Partei Chinas zu ­prognostizieren, erscheint heute gewagt. Doch stellt sich die Frage, wie attraktiv das Modell der KP noch ist. Schon heute verlassen viele wohlhabende Chinesen das Land und wandern in die gescholtenen alten Demokratien aus. Umgekehrt gibt es nahezu keine Einwanderung nach China. Ende 2018 verfügten gerade einmal 7.356 Menschen über eine unbefristete Aufenthalts­genehmigung.16 Diese niedrige Anzahl mag der hohen Sprachbarriere oder der rigiden Einwanderungsgesetze geschuldet sein. Vor allem aber erscheint es nur wenigen Menschen aus OECD-Ländern attraktiv, in ein Land auszuwandern, das von Repression, Überwachung und stark eingeschränkten Menschenrechten geprägt ist.

			Zugleich ist unklar, ob die chinesische Bevölkerung den Kurs der Staats- und Parteiführung überhaupt mitträgt. Einen Indikator gibt es: Viele der talentiertesten und wohlhabendsten Chinesen verlassen das Land und bringen ihre Familien und ihr Kapital ins Ausland. Aufstrebende Mächte sehen anders aus: Für gewöhnlich ziehen diese Staaten Menschen und Kapital an.

			Es lässt sich einwenden, dass es immer noch hinreichendes Interesse ausländischer Kapitalbesitzer an Investitionen in China gibt. Dies kann allerdings Ausdruck einer Informationsasymmetrie sein. Inländer kennen ihr Land besser als ausländische Investoren und deren Urteil sollte weniger Gewicht beigemessen werden als dem der Chinesen selbst.

			Die Methoden der Kommunistischen Partei erinnern an die erfolglosen Versuche der Länder des damaligen Ostblocks, den dortigen Sozialismus zu erhalten. Eine häufig angewandte Methode waren Reisebeschränkungen für ausländische Regimekritiker. Dieses Konzept wendet die Volksrepublik China heute an. Kritische Wissenschaftler und Journalisten erhalten keine Einreisegenehmigung.17 Aber sind solche Maßnahmen nicht eher Ausdruck von Verzweiflung und Perspektivlosigkeit? Eine aufsteigende Macht, die ein überzeugendes gesellschaftliches Modell aufzuweisen hätte, käme ohne diese Sanktionen aus.

			Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich die Bevölkerung davon überzeugen lassen wird, die Verschlechterung der wirtschaftlichen Perspektiven sei auf das feindliche Ausland zurückzuführen. Eine Kombination von gewiefter Propaganda und ausgefeilter Überwachung der Bürgerinnen und Bürger kann dafür sorgen, dass die Herrschaft der KP auch mittelfristig erhalten werden kann.18 Bislang hat der Handelskrieg mit den USA nicht zu einer Abwendung von der Kommunistischen Partei geführt. Gemäß einer Umfrage vom Sommer 2019 haben 56 Prozent der Befragten bewusst den Kauf von amerikanischen Waren vermieden, um so das eigene Land zu unterstützen.19

			Spätestens seit 2019 zeigen sich Krisentendenzen. Eine Vielzahl von Problemen harrt der Lösung: eine überschuldete Wirtschaft, ein aus den Fugen geratener Wohnungsmarkt, anhaltende Wachstumsschwäche und nicht zuletzt beharrliche Proteste der Bevölkerung Hongkongs. Zwar ist es unmöglich, zu erfahren, welches Maß an Widerstand es gegen Xi in den Führungskadern der Kommunistischen Partei gibt. In Peking wird allerdings davon gesprochen, dass Xis Leibwächter sicherheitshalber regelmäßig ausgetauscht werden.20 Risse in Xis Machtapparat schienen sich anzudeuten, als im November 2019 Dokumente über die Unterdrückung der Uiguren der New York Times zugespielt wurden.21 Vermutlich sollte damit Xi geschwächt werden. Es ist unmöglich, Gerüchte zu verifizieren, die den Umgang Pekings mit den Protesten in Hongkong betreffen: Die inkompetente Politik der Stellvertreter Pekings in Hongkong diene in Wahrheit der Beschädigung Xi Jinpings.

			Abgesehen von Hongkong, gibt es weitere Problemfelder. Die in Ab­­schnitt 2.5 diskutierten Übertreibungen auf dem chinesischen Wohnungsmarkt könnten für Unruhen in der chinesischen Bevölkerung sorgen und damit die Herrschaft der Kommunistischen Partei gefährden. Inzwischen sind in China 30 Durchschnittsjahresverdienste notwendig, um eine durchschnittliche Wohnung zu erwerben.22 Turbulenzen drohen nicht nur bei weiter steigenden Preisen, sondern auch bei einem massiven Einbruch und dem damit verbundenen Vermögensverlust der chinesischen Bürgerinnen und Bürger.

			Ein Kardinalfehler von Generalsekretär Xis Politik der Kontrolle und Bestrafung ist die Schwächung des kreativen Potenzials der chinesischen Gesellschaft. Eine lähmende Angst vor Bestrafung verhindert, dass chinesische Bürgerinnen und Bürger Risiken eingehen und ihre Wirtschaft und Gesellschaft weiterentwickeln. Die Kommunistische Partei und ihr Apparat behindern Innovation und bestrafen kritisches Denken. Die Unfähigkeit der chinesischen Regierung, auf die veränderte Perzeption Chinas im Ausland angemessen zu reagieren, reflektiert letztlich das von Xi Jinping geprägte starre Denken und das Festhalten an vereinfachenden Slogans.

			Die Ausweitung der Kontrolle über den Kreis der eigenen Staatsbürger hinaus, insbesondere die Anwendung des Sozialkreditsystems auch auf Unternehmen aus dem Ausland, dämpft das Interesse ausländischer Unternehmen an China deutlich. Mit den unter Generalsekretär Xi perfektionierten autoritären Strukturen wird die ökonomische und politische Stagnation in der Volksrepublik zementiert.

			Der Historiker Niall Ferguson war sich am 30. Jahrestag des Falls der Berliner Mauer sicher, dass es China – trotz des Einsatzes von Gesichtserkennungstechnologie und künstlicher Intelligenz – nicht gelingen würde, den Totalitarismus wiederzubeleben. Auch die Sowjetunion habe sich als überlegen gesehen, solange die Wirtschaft wuchs.

			Die Kombination aus lahmender Wirtschaft, einer stetig wachsenden und immer anspruchsvolleren Mittelschicht, einem anhaltend ­korrupten politischen System und der verbreiteten Heuchelei wird nach Einschätzung Niall Fergusons dafür sorgen, dass das heutige China innerhalb der nächsten zehn bis 20 Jahre zusammenbricht. Auch die penible Überwachung der Bürger und Unternehmen durch das Sozialkreditsystem wird ­Ferguson zufolge den Zusammenbruch nicht verhindern können.23

			Mindestens so wichtig wie die Entwicklung der Wirtschaft ist aber die Frage nach Chinas Reputation in anderen Ländern und seiner soft power. Während China lange auf das Wohlwollen vieler Beobachter setzen konnte, zeigen sich inzwischen die Folgen der neuen Aggressivität der chinesischen Politik. Sowohl der zunehmende Einsatz von sharp power als auch die mimosenhaften Reaktionen der chinesischen Regierung auf unerwünschte Meinungsäußerungen im Ausland bewirken eines: China verliert den Wettbewerb um die Herzen der Menschen außerhalb Chinas. Die zum Teil rassistischen Reaktionen auf die Covid-19-Krise Anfang des Jahres 2020 haben dies sehr deutlich gezeigt: China wird nicht mehr als Problemlöser, sondern als Problemverursacher wahrgenommen. Dabei spielen Fakten inzwischen nur noch eine untergeordnete Rolle. Die Wirkung der früher erfolgreichen Charmeoffensiven ist verpufft.

			Eine der größten politischen Gefahren, die heute von China ausgehen, ist nicht sein Anspruch, Führungsmacht zu werden, sondern sein Streben nach Eigennutz.24 Die chinesische Führung ist nur dann bereit, sich für die Entwicklung eines Ordnungsmodells in den internationalen Beziehungen zu engagieren, wenn der Nutzen für China beziffert werden kann. Dies erschwert die Weiterentwicklung der multilateralen Ordnung, etwa im Handelsbereich. China gilt zunehmend als ebenso eigennützig wie die USA und andere große Volkswirtschaften einschließlich Deutschlands.

			7.3	Folgen des SARS-CoV-2-Virus für China und seine ­Außenbeziehungen

			Der Ausbruch des SARS-CoV-2-Virus und die von ihm ausgelöste Krankheit haben Folgen für Chinas Innen- und Außenpolitik. Einige Wochen lang schien es möglich, dass die Herrschaft der Kommunistischen Partei und die Stellung von Xi Jinping gefährdet werden könnten. Doch schon im März 2020 gelang es der Partei und ihrem Apparat, China nicht als Quelle des Problems, sondern als kompetenten Krisenbewältiger darzustellen. Der chinesische Propagandaapparat überschüttete ­Generalsekretär Xi und das chinesische Regierungssystem mit Lob: China bringe die erforderliche Kreativität und den Mut auf, um das Virus in den Griff zu bekommen, während sich die USA in der Krise als wenig erfolgreich zeigten.25 Peking griff dabei auf frühere politische Kampagnen zurück und pries vorbildliche Beschäftigte und revolutionäre Helden.26

			7.3.1	Der Ausbruch der Seuche in Wuhan und die Kontroverse um die WHO

			In den kommenden Jahren werden die Gründe für den Ausbruch der ge­­fährlichen SARS-CoV-2-Seuche intensiv untersucht werden. Die Ergebnisse werden auch den weiteren Umgang mit der Volksrepublik China prägen. Ist Peking verantwortlich für die Verbreitung des Virus und hat das Land durch anfängliche Vertuschung die weltweite Ausbreitung erst ermöglicht? Noch weit gravierender wäre es, wenn das SARS-CoV-2-Virus nicht von einem Markt in Wuhan, sondern aus einem der beiden dortigen Institute zur Erforschung von Viren stammen würde.

			Dass dies zutrifft, ist eher unwahrscheinlich; immerhin ist über den Umgang der chinesischen Funktionäre mit dem Virus einiges bekannt. Schon in der zweiten Dezemberwoche 2019 hatten Ärzte in Wuhan festgestellt, dass sich das neuartige Virus von Mensch zu Mensch überträgt.27 Als chinesische Ärzte Alarm schlugen und vor dem Virus warnten, reagierten lokale Politiker mit Repression. Die Ärzte wurden verpflichtet, von weiteren Äußerungen abzusehen, und mussten Erklärungen unterzeichnen, in denen sie ihr Verhalten bedauerten.28

			Doch die lokalen Funktionäre unterdrückten nicht nur Warnungen, sie verhinderten auch rechtzeitige Einschränkungen des öffentlichen Lebens.29 Am 18. Januar 2020 wurde in Wuhan anlässlich des bevorstehenden chinesischen Neujahrsfestes ein großes Bankett gefeiert, an dem 40.000 Familien teilnahmen.30 Die Behörden versäumten nicht nur, das Fest abzusagen, sie erließen auch erst kurz vor der großen Reisewelle zum Neujahrsfest Reisebeschränkungen. Zuvor hatten fünf Millionen potenziell infizierte Menschen Wuhan verlassen. China hat damit gegen die seit Jahren bei Infektionskrankheiten geltende Regel der »frühen Erkennung und frühen Reaktion« verstoßen.

			Ohnehin hätte China auf den Märkten des Landes nach der SARS-Epidemie von 2003 höhere hygienische Standards durchsetzen müssen. Auf den traditionellen Märkten Chinas (wet markets) werden lebende oder kurz zuvor geschlachtete Tiere verkauft. Ohne die Schließung der Märkte wird eine Wiederholung der Krise des Jahres 2020 kaum zu vermeiden sein. Die dort herrschenden Bedingungen sind für die Verbreitung von Viren ideal: Eine Vielzahl von Wildtieren wird dicht zusammengepackt auf die Märkte transportiert, wo sie gestresst und immungeschwächt auf Haus- und Nutztiere treffen. Auf den Märkten werden die Tiere zum Verzehr an die städtische Bevölkerung verkauft.

			Die chinesische Regierung hat es trotz zahlreicher mahnender Studien von chinesischen Wissenschaftlern unterlassen, den Verzehr von Wildtieren zu untersagen und den engen Kontakt mit den Tieren zu unterbinden.31 Andrew Cunningham, Direktor der Londoner Zoologischen Gesellschaft, kritisiert das Zusammenpferchen von Tieren ­unterschiedlicher Gattungen unter unhygienischen Umständen.32 Offen bleibt, ob sich aus dieser Unterlassung der Behörden Schadensersatzansprüche ableiten lassen. Die Zentralregierung in Peking versuchte schon bald nach der Ausbreitung des Virus, lokale Verantwortliche in Haftung zu nehmen. Der Bürgermeister von Wuhan erwiderte, er habe von Peking keine Erlaubnis erhalten, sensible Informationen zu verbreiten.33

			Zwischen dem amerikanischen Präsidenten und der WHO-Führung entbrannte im April 2020 ein lebhafter Streit. Trump kritisierte die WHO für deren »fehlerhafte Empfehlungen« und kritisierte eine auf China zentrierte Politik der Weltgesundheitsorganisation. Deren Generaldirektor Tedros keilte mit harschen Worten zurück:

			»Bitte politisieren Sie dieses Virus nicht. Es nutzt die vorhandenen Meinungsverschiedenheiten auf nationaler Ebene aus. Wenn Sie ausgebeutet werden wollen und wenn Sie mehr Leichensäcke haben wollen, dann tun Sie es.«34

			Tedros erklärte in der gleichen Pressekonferenz, er sei Bedrohungen und rassistischen Schmähungen insbesondere aus Taiwan ausgesetzt. Die taiwanesische Regierung reagierte scharf. Präsidentin Tsai Ing-wen lud den WHO-Generalsekretär ein, ihr Land zu besuchen und sich selbst ein Bild von Taiwans erfolgreichem Kampf gegen das SARS-CoV-2-Virus zu machen. Eine Sprecherin des Außenministeriums betonte, Taiwans Regierung habe persönliche Beleidigungen des WHO-Generaldirektors niemals gebilligt.35

			7.3.2	Die weiter wachsende Macht Xi Jinpings

			In der chinesischen Innenpolitik wird die Macht Xi Jinpings vermutlich weiter wachsen. Xi hat sich nach anfänglichem Zögern als entschlossener Krisenmanager zu profilieren versucht. Wenn es nicht zu einer sich dramatisch zuspitzenden Lage in China kommen sollte, wird Generalsekretär Xi die Krise dazu nutzen, seine Macht weiter auszubauen. Zugleich wird die Zahl der Anhänger seines autoritären Regierungsstils vermutlich im In- und Ausland wachsen.

			Zunächst hatte es den Anschein, als ob die Unzufriedenheit in der chinesischen Bevölkerung stark zunehmen würde. Mehr als die Hälfte der Bevölkerung, über 750 Millionen Menschen, waren von Beschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit betroffen. Die Öffentlichkeit zeigte sich vor allem über die Unterdrückung von Nachrichten zu Beginn der Krise erbost.36

			In den chinesischen sozialen Netzwerken gab es tatsächlich zahlreiche Beschwerden über die Arbeit der Behörden, aber außerhalb der vergleichsweise leicht zu überwachenden Netze war und ist keine scharfe Protestwelle zu verzeichnen. Die im Netz geäußerte Bestürzung über den Tod des Augenarztes Li Wenliang, der als einer der Ersten vor dem neuartigen Coronavirus gewarnt hatte, wurde vom chinesischen Regime auch dazu genutzt, Regimekritiker zu identifizieren und an künftigen kritischen Äußerungen zu hindern.37

			Generalsekretär Xi hat loyale und hochrangige Anhänger im Militär, kontrolliert den mächtigen Antikorruptionsapparat der KP und wird von den Staatsmedien propagandistisch unterstützt.38 Ein Aufstand der Unzufriedenen ist im heutigen China nur schwer zu organisieren. Zwar war es innerhalb eines kurzen Zeitfensters möglich, in sozialen Netzwerken Kritik an der Regierung zu üben, aber seit Mitte März 2020 greift die Zensur wieder unerbittlich durch und verhindert jede Kritik.

			Auch öffentliche Versammlungen wird es in China zunächst nicht geben. Solange das Virus nicht besiegt ist, wird die Angst vor Ansteckung verhindern, dass sich Protestierende in großen Gruppen treffen. Schon das Beispiel Hongkongs hat gezeigt, dass die Sorge vor der Erkrankung eine mächtige soziale Bewegung ersticken kann.

			Seit Mitte März 2020 versucht die Kommunistische Partei die Vorzüge des autoritären Regimes der inländischen Bevölkerung und der ausländischen Öffentlichkeit nahezubringen. Das Narrativ ist, nur in China konnte die Pandemie erfolgreich bekämpft werden, die westlichen Demokratien drohen an dieser Aufgabe zu scheitern.39 Ein chinesischer Funk­tionär bemerkte Anfang März 2020 spöttisch, man könne nicht auf Regierungen bauen, denen es nicht einmal gelingt, ihre eigene Bevölkerung vom Tragen von Schutzmasken zu überzeugen.40

			Die Einschätzung, Chinas Bürgerinnen und Bürger würden der Kommunistischen Partei die jahrzehntelang entgegengebrachte Unterstützung entziehen,41 erscheint voreilig. Generalsekretär Xi Jinping, der Ende 2019 noch mit einer Vielzahl von ökonomischen und politischen Problemen zu kämpfen hatte, ist durch die Pandemie erneut zum gefeierten Politiker und zum größten Nutznießer der Krise geworden.

			Phil Stephens gibt zu bedenken, dass im Verlauf der chinesischen Geschichte die Macht der jeweiligen Kaiser bis zu ihrem überraschenden Fall absolut und uneingeschränkt erschien.42 Nach dieser Lesart könnte Xis Position gefährdeter sein, als es heute den Anschein hat.

			7.3.3	Wendet sich das Ausland von China ab? Und China vom Rest der Welt?

			Anders ist die Lage im Ausland. Trotz schriller chinesischer Rhetorik und Flugzeugladungen voller medizinischer Hilfsgüter wendet sich das Ausland von China ab. Ausnahmen wie der Fall Italien bestätigen die Regel.

			Präsident Trump seinerseits bezeichnete das SARS-CoV-2-Virus immer wieder als das »chinesische Virus«.43 Sein Außenminister Mike Pompeo verwendete die Bezeichnung »Wuhanvirus«. Die chinesische Regierung nannte die Wortwahl »verabscheuungswürdig«. Auf die Wahrnehmung Chinas in den USA hat die Krise allerdings deutliche Auswirkungen. Einer Gallup-Umfrage vom Februar 2020 zufolge sehen nur noch 33 Prozent der Amerikaner China positiv. 2018 hatte der Wert noch bei 53 Prozent gelegen.44

			In den amerikanischen Medien wurden im Frühjahr 2020 Forderungen nach Entschädigungszahlungen der chinesischen Regierung diskutiert. Marc Thiessen etwa urteilte in der Washington Post, China müsse für die Folgen der Vertuschung des Ausbruchs der Krise geradestehen.45 Er verweist auf eine Studie der Universität Southampton, wonach die Anzahl der Ansteckungen um 95 Prozent hätte reduziert werden können, wenn China drei Wochen früher Maßnahmen ergriffen hätte. Eine globale Pandemie hätte dann möglicherweise verhindert werden können.

			Die zum Teil weitreichenden Maßnahmen, die einzelne Staaten in der Krise verfügt haben, werden mittelfristig einschneidende Folgen haben. Chinas Touristen und Studierende werden andere, neue Reiseziele ansteuern oder ihren Urlaub im eigenen Land verbringen; für die Vielzahl im Ausland studierender Chinesen wird Ähnliches gelten. Besonders betroffen wird Australien sein, das während der Coronakrise besonders harsch agierte und Touristen und Studierende aufforderte, das Land zu verlassen. Premierminister Morrison sagte ihnen Anfang April 2020, es sei Zeit, nach Hause zu gehen:

			»So schön es auch ist, in guten Zeiten Besucher in Australien zu haben, in Zeiten wie diesen ist es, wenn man als Besucher in diesem Land ist, Zeit […], sich auf den Heimweg zu machen.«46

			Auf den Weg machen sollten sich nach dem Willen der australischen Regierung alle 2,17 Millionen Menschen, die sich mit zeitlich befristeten Visa im Land aufhielten. Dazu gehören Studenten, Touristen und Personen mit einem befristeten Arbeitsvisum. Mehr als 560.000 ausländische Studierende und über 200.000 Touristen hielten sich zum Zeitpunkt des Ausbruchs der Krise in Australien auf. Erziehungsdienstleistungen sind nach Eisenerz und Kohle die drittgrößten Devisenbringer des Landes; sie sorgen für die Beschäftigung von 250.000 Menschen.47 Der australische Premier erklärte sich bereit, Menschen mit medizinischen Qualifika­tionen, etwa Krankenpfleger und Ärzte, von der Ausreiseverfügung auszunehmen. Ungeklärt ist bislang, ob den Studierenden, die das Land verlassen sollen, ihre Studiengebühren erstattet werden.48

			Der Regierung Xi Jinpings kommen diese Entwicklungen möglicherweise sogar gelegen. Xi hat immer wieder betont, dass der akademische Austausch mit dem Ausland eingeschränkt und nicht ausgebaut werden sollte. Die SARS-CoV-2-Krise könnte als Nebenwirkung diesen Rückzug junger Chinesen an landeseigene Universitäten zur Folge haben.

			7.3.4	Am Scheideweg: Werden Produktionsnetzwerke neu ­konfiguriert?

			Unabhängig von den geopolitischen Implikationen des Konfliktes zwischen den USA und China hat die Covid-19-Krise für ein Umdenken in amerikanischen und europäischen Unternehmen gesorgt. Die Krise machte deutlich, dass grenzüberschreitende Produktionsnetzwerke verwundbarer sind als lange angenommen. Angesichts der höheren Arbeitskosten in China, der nur langsam wachsenden Produktivität und der von vielen Unternehmen kritisch gesehenen zunehmenden Beeinflussung der Betriebsabläufe durch kommunistische Kader ist eine Abkehr von China als Lieferanten wahrscheinlicher geworden. Anfang des Jahres 2020 gaben knapp 30 Prozent der in China tätigen amerikanischen Unternehmen an, neue Produktionsnetzwerke außerhalb Chinas aufzubauen.49

			Nach dem Ende der Krise wird es unweigerlich zu einer Neuorganisation der Lieferketten kommen; die derzeitige Abhängigkeit der OECD-Länder von China wird sich verringern. Bis 2020 war vielen Politikern und Bürgern nicht bewusst, welch große Rolle China bei der Versorgung mit wichtigen Komponenten, aber auch bei medizinischer Ausrüstung und Arzneimitteln spielt.

			Die SARS-CoV-2-Krise wird vermutlich stärker zu einer Neukonfiguration der grenzüberschreitenden Produktionsnetzwerke beitragen als der Handelskrieg zwischen den USA und China. Wurde beim Bezug einer Ware oder einer Produktkomponente bisher die billigste Quelle bevorzugt, wird nun der Versorgungssicherheit ein höherer Stellenwert eingeräumt. Damit wird die internationale Arbeitsteilung nicht komplett hinfällig, aber sie wird verändert. Neben den Kosten spielen nun andere Faktoren eine Rolle.

			Als China Ende Januar 2020 mit seiner Abriegelung begann, wurde der ganzen Welt die Abhängigkeit von China deutlich. Die südkoreanischen Hersteller Hyundai und Kia mussten die Produktion aussetzen, weil ihnen Komponenten aus China fehlten. In Japan waren Honda und Nissan gezwungen, die Produktion zurückzufahren. Der britische Hersteller Jaguar Land Rover flog Berichten zufolge Komponenten in Koffern nach Großbritannien aus, um die Produktion aufrechtzuerhalten.50

			Obwohl Chinas Anteil am Welthandel mit Autoteilen mit acht Prozent vergleichsweise gering ist, sind Teile aus China für einige Länder von entscheidender Bedeutung. Im Jahr 2018 stammten 29,3 Prozent aller nach Südkorea und 35,7 Prozent aller nach Japan importierten Autoteile aus China. Die deutsche Automobilindustrie ist mit 3,7 Prozent deutlich weniger abhängig von chinesischen Komponenten.

			Treibende Kraft für diese Neuausrichtung der Globalisierung werden die Vereinigten Staaten sein. Mehr als jede andere große Volkswirtschaft forcierten die USA ab den 1970er Jahren den grenzüberschreitenden Fluss von Waren, Dienstleistungen und Kapital. Zwar waren die USA anders als Großbritannien zu keinem Zeitpunkt ihrer Geschichte eine dem Freihandel verpflichtete Nation. Wohl aber propagierten sie die unbeschränkte Zirkulation von Kapital und setzten zugleich auf den Import preiswerter Güter aus dem Ausland, vor allem aus China. Die dadurch entstandene Abhängigkeit von China ist in der SARS-CoV-2-Krise unangenehm spürbar geworden und dürfte der Geschichte angehören. 71 Prozent der Amerikaner befürworten die Rückverlagerung der Produktion aus China in die USA.51

			Heute hat China Indien als weltweit führender Produzent und Exporteur von pharmazeutischen Wirkstoffen abgelöst. Es dominiert die globalen Lieferungen von Antibiotika, Vitaminen und Heparin, einem gerinnungshemmenden Medikament. Im Jahr 2018 stammten nicht weniger als 79 Prozent aller US-Importe von Antibiotika aus China.52 In den Bereichen Pharmazeutika, Elektronik und Autokomponenten hatte die Reorganisation der Lieferketten bereits lange vor der aktuellen Krise begonnen. Die beiden wichtigsten Faktoren sind die steigenden Arbeitskosten in China und die von der Trump-Regierung auf Importe aus China erhobenen Zölle. Naturgemäß wirken sich diese Zölle auch auf die Beschaffung von Komponenten aus. Wenn ein Produkt für den Export in die Vereinigten Staaten zu viele in China hergestellte Komponenten enthält, muss der Importeur den erhöhten Zoll zahlen. Dies ist ein starker Anreiz, auf Komponenten aus China zu verzichten.

			Es ist plausibel, in den kommenden Jahren eine Renationalisierung der Produktion zumindest von lebensnotwendigen Gütern und essenziellen medizinischen Produkten einschließlich von Medikamenten zu erwarten. Die Hinwendung zu einheimischer Produktion ist angesichts der in der SARS-CoV-2-Krise zutage getretenen Versorgungsengpässe etwa bei Gesichtsmasken Teil der Daseinsfürsorge; sie wird auf mittlere Sicht die Wirtschaftspolitik vieler Staaten prägen.

			Auch für Industrieunternehmen hält die Krise wertvolle Lektionen bereit. Vielen Unternehmenslenkern und Produktionsvorständen wurde schmerzhaft deutlich gemacht, dass der Bezug von Komponenten aus China zwar preiswert sein mag, aber eine reibungslos funktionierende Logistik voraussetzt. Inmitten der Krise funktionierte die Versorgung weder per Schiff noch per Flugzeug. Billige Komponenten haben sich in der Gesamtschau als teuer erwiesen, weil sie gesamte Produktionslinien zum Erliegen brachten.

			Eine bislang noch wenig diskutierte Folge dieser Renationalisierung der Produktion wird die Rückkehr der Inflation sein. Verzichten OECD-Länder auf den Bezug vieler Güter vom billigsten, in der Regel ausländischen Anbieter und setzen stattdessen auf inländische Güter, werden die Preise unweigerlich steigen. Die Phase der preiswerten Importe, die für ­niedrige, zum Teil sinkende Preisniveaus sorgten, ist mutmaßlich vorbei. Nach den traumatischen Erfahrungen der Krise werden die Bürger von OECD-Ländern diese vermutlich überschaubare Einschränkung ihrer materiellen Lebensverhältnisse wahrscheinlich akzeptieren. Eine verlässliche Daseinsvorsorge wird vielen wichtiger erscheinen als eine weitere Erhöhung des Konsumniveaus.
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			Ein Bildschirm in Peking zeigt am 19. März 2020 einen Nachrichtenausschnitt über ­einen Besuch von Chinas Generalsekretär Xi Jinping in Wuhan. Bildnachweis: GILLES SABRIE/NYT/Redux/laif; 19.3.2020

			Anmerkungen

			
				
					1	Zitiert nach einer Texttafel in einer Fotoausstellung, die 2019 in Hongkong gezeigt wurde. Eigene Übersetzung. Im Original heißt es: »Talking about change: Let us hope that after 1997, the free people of Hong Kong will be of some influence in changing the rigidity of the colossus China that is going to swallow it. Who knows whether tiny Hong Kong, its people used to freedom, to individualism, will start an avalanche of liberalisation in the People’s Republic of China.« 

				

				
					2	Helleiner/Hongying 2019, S. 221 f.

				

				
					3	Mundell 1963. Für eine Diskussion vgl. Obstfeld/Shambaugh/Taylor 2005.

				

				
					4	McMahon 2018, S. 172.

				

				
					5	South China Morning Post, ›Mission impossible‹ to cut debt and maintain growth. 27. Juni 2018, S. 5.

				

				
					6	Brahma Chellaney, The China Backlash. Project Syndicate, 27. September 2018.

				

				
					7	McMahon 2018, S. 148.

				

				
					8	Spence 2019.

				

				
					9	Henny Sender, Entrepreneurs stifled by the dead hand of the Chinese state. Financial Times, 27. Februar 2019, S. 16.

				

				
					10	Interview mit Rüdiger Dornbusch, eigene Übersetzung, im Internet unter https://lmy.de/KdzYp.

				

				
					11	Lily Kuo, »›All necessary means‹: Xi Jinping reserves right to use force against Taiwan«. The Guardian, 2. Januar 2019, im Internet unter https://lmy.de/Cvp2I.

				

				
					12	Pei 2019b.

				

				
					13	Lynch 2019, S. 464.

				

				
					14	Ebd.

				

				
					15	Ebd., S. 466.

				

				
					16	Matthias Müller, Die chinesische Regierung will ausländische Arbeitskräfte an­­locken. Doch viele Han-Chinesen haben Vorurteile. Neue Zürcher Zeitung, 10. März 2020, im Internet unter https://lmy.de/KAIFM.

				

				
					17	Benner/Gaspers/Ohlberg/Poggetti/Shi-Kupfer 2018, S. 27.

				

				
					18	Lynch 2019, S. 468.

				

				
					19	Michael Radunski, China first! Im Streit zwischen China und den USA geht es längst nicht mehr um Handel. Neue Zürcher Zeitung, 21. Juli 2019.

				

				
					20	Friederike Böge, In der Sackgasse: Die chinesischen Fehleinschätzungen der amerikanischen Politik häufen sich. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25. Mai 2019, S. 12.

				

				
					21	Pei 2019.

				

				
					22	Eichengreen 2019.

				

				
					23	Niall Ferguson, Die chinesische Mauer bröckelt. Neue Zürcher Zeitung, 5. November 2019.

				

				
					24	Brown 2020, S. 23.

				

				
					25	Gideon Rachman, How Beijing reframed the narrative. Financial Times, 17. März 2020, S. 9.

				

				
					26	Andrew Mertha, Covid-19 reveals how China’s internal politics now affect the whole world. The Washington Post, 6. März 2020.

				

				
					27	Gordon G. Chang, China Should Pay a Financial Cost For Its Coronavirus Lies. The National Interest, 6. April 2020, im Internet unter https://lmy.de/hsm6S.

				

				
					28	Robert Boxwell, Rewriting history. South China Morning Post, Post Magazine, 5. April 2020, S. 10-13.

				

				
					29	Andrew Mertha, Covid-19 reveals how China’s internal politics now affect the whole world. The Washington Post, 6. März 2020.

				

				
					30	Boxwell (s. Anm. 28).

				

				
					31	Christian Walzer/Aili Kang, Abolish Asia’s ›Wet Markets‹, Where Pandemics Breed; Consumption of wild meat appears to be to blame for the Wuhan virus, as it was for SARS 2003. The Wall Street Journal, 28. Januar 2020.

				

				
					32	Simone McCarthy, The search for the source. South China Morning Post, 12. April 2020, S. 5.

				

				
					33	Andrew Mertha, Covid-19 reveals how China’s internal politics now affect the whole world. The Washington Post, 6. März 2020.

				

				
					34	Zitiert nach Stuart Lau, US ›politicising the pandemic‹. South China Morning Post, 10. April 2020, S. A2, eigene Übersetzung.

				

				
					35	Ebd. 

				

				
					36	Pei 2020.

				

				
					37	Kristin Shi-Kupfer, China – fest eingemauert unter Xi Jinping. Neue Zürcher Zeitung, 4. April 2020.

				

				
					38	Economist Intelligence Unit 2020, S. 4.

				

				
					39	Katrin Büchenbacher. Alles richtig gemacht – sagt die Propaganda; Die Kommunistische Partei Chinas versucht, die Bevölkerung von Fehlern zu Beginn der Pandemie abzulenken. Neue Zürcher Zeitung, 25. März 2020.

				

				
					40	Zhou Xin/Jun Mai/Orange Wang, Coronavirus: China trumpets message of stability amid world turmoil as Beijing sense Covid-19 victory. South China Morning Post, 11. März 2020, S. A2.

				

				
					41	Pei 2020.

				

				
					42	Phil Stephens, Putin and Xi are pandemics real losers, Financial Times, 29. April 2020, S. 21. 

				

				
					43	The Economist: China and America: The blame game. 21. März 2020, S. 25.

				

				
					44	Shi Jiangtao, An outbreak of animosity. South China Morning Post, 16. März 2020, S. A5.

				

				
					45	Marc A. Thiessen, China should be legally liable for the pandemic damage it has done. The Washington Post, 10. April 2020.

				

				
					46	ABC News, As coronovirus spreads, ›it’s time to go home‹ Scott Morrison tells visitors and international students. 3. April 2020, im Internet unter https://lmy.de/RiNZr, eigene Übersetzung.

				

				
					47	South China Morning Post, Australia tells all visitors and temporary visa holders to ›go home‹., 4. April 2020, im Internet unter https://lmy.de/gxtSW.

				

				
					48	ABC News, As coronovirus spreads, ›it’s time to go home‹ Scott Morrison tells visitors and international students. 3. April 2020, im Internet unter https://lmy.de/RiNZr.

				

				
					49	Louise Moon, U. S. firms eyeing supply chains outside China. South China Morning Post, 28. Februar 2020, S. B1.

				

				
					50	Economist Intelligence Unit, Country Report Italy, 16. April 2020. S. 39.

				

				
					51	Pei 2020a.

				

				
					52	Economist Intelligence Unit (s. Anm. 50), S. 42.

				

			

		


		
			Schriftenreihe Band 10685

			Heribert Dieter

			Chinas neuer Langer Marsch

			Zwischen Selbstisolation und offensiver ­Außenpolitik

			
				
					[image: ]
				

			

		


		
			Bei aller Unterschiedlichkeit der wirtschaftlichen Entwicklung Chinas heute und Japans seinerzeit fällt auf, dass es bemerkenswerte Parallelen gibt.1 In China könnte sich wiederholen, was vor 30 Jahren in Japan zu beobachten war.2

			3.1	Parallelen zu Japan

			In den 1980er Jahren erwarteten viele Beobachter, dass Japan sich zur führenden Volkswirtschaft des 21. Jahrhunderts entwickeln würde.3 Ehrfürchtig verfolgten westliche Beobachter in den 1980er Jahren den wirtschaftlichen Aufstieg Japans und priesen die Erfolgsbilanz des japanischen Ministry of International Trade and Industry (MITI). In den USA zertrümmerten neun Kongressabgeordnete am 2. Juli 1987 auf dem Capitol ein Toshiba-Radio mit einem Vorschlaghammer, um auf die die USA vermeintlich benachteiligende Wirtschaftspolitik Japans hinzuweisen.

			Die Erwartungen, dass Japan im 21. Jahrhundert die größte Volkswirtschaft der Welt sein würde, vertraten in den 1970er Jahren renommierte amerikanische Wissenschaftler. Dazu gehörten Herman Kahn mit seinem 1973 erschienenen Buch »The Emerging Japanese Superstate« und Ezra Vogel mit »Japan as Number One« 1979. Japan wurde damals so sehr gepriesen wie China einige Jahrzehnte später.

			Die seinerzeitige Zinspolitik der japanischen Zentralbank ist nicht zu trennen von der japanischen Finanzkrise, die Parallelen zu Südostasien und China aufweist. In allen Fällen wurde ein spekulativer Boom auf Immobilien- und Aktienmärkten in Gang gesetzt. Weder in Japan noch in China spielten ausländische Akteure eine Rolle, die Spekulationsblase war hausgemacht. Die Werte von Immobilien und Aktien schaukelten sich gegenseitig hoch: Überbewertete Immobilien wurden als Sicherheiten für Kredite gegeben, um mit dem Geld an der Börse zu spekulieren. Begünstigt wurde die Entwicklung durch eine Spekulationssteuer. Wenn eine Immobilie vor Ablauf von zehn Jahren den Besitzer wechselte, musste eine Steuer in Höhe von 80 Prozent auf den Wertzuwachs gezahlt werden. In der Folge vermieden Immobilienbesitzer, Wertzuwächse zu realisieren, sondern beliehen die Immobilien mit dem aktuellen Wert und spekulierten an der Börse.4 Die als Maßnahme zur Behinderung von Immobilienspekulation gedachte Steuer hatte also den gegenteiligen Effekt.

			Auch hinsichtlich der Übertreibungen auf den Aktien- und Immobilienmärkten zeigen das Japan der 1980er Jahre und das heutige China erstaunliche Übereinstimmungen. Im Jahr 1990 lag der Aktienkurs von Nippon Telephone and Telegraph (NTT) beim 250-Fachen des Jahresgewinns.5 Der Börsenindex Nikkei 225 erreichte am 29. Dezember 1989 ein Allzeithoch von 38.915 Punkten, was einer Versechsfachung des Index innerhalb eines Jahrzehnts entsprach. Immobilien waren extrem teuer: Die Fläche des Kaiserpalastes in Tokio hätte – sofern zum Verkauf gestanden – 1990 ausgereicht, um sämtliche Immobilien Kaliforniens zu kaufen.6 Immobilien waren Ende der 1980er Jahre so überteuert, dass nicht nur private Haushalte kaum Wohneigentum erwerben konnten, sondern regelmäßig Klagen ausländischer Firmen zu hören waren und die Immobilienpreise gelegentlich als Handelshemmnis bezeichnet wurden.

			Japan leidet bis heute an den Altschulden aus den 1980er Jahren. In der Phase des spekulativen Booms wurden sowohl bei Immobilien als auch bei Aktien völlig unrealistische Bewertungsniveaus erreicht. Schon 1987 betrug der Wert sämtlicher Grundstücke in Japan das 4,1-Fache der Grundstückswerte in den 25-mal größeren USA. Das durchschnittliche Kurs-Gewinn-Verhältnis belief sich an der Tokioter Börse im Januar 1988 auf 55,6. Selbst in den Börsenexzessen der 1990er Jahre wurden in New York und an europäischen Börsen solche Werte nicht annähernd erreicht: 1999 belief sich das durchschnittliche Kurs-Gewinn-Verhältnis im S&P 500 lediglich auf Werte um 35.

			Die wichtigste Parallele zum heutigen China ist die hohe Verschuldung. Auch im Japan der 1980er Jahre förderte die Politik extrem hohe Investitionsquoten und den Aufbau hoher Verschuldungspositionen. 30 Jahre nach dem Platzen der doppelten Preisblase hat sich Japan von der Krise der 1980er Jahre nicht vollständig erholt. Sowohl die Kreditwirtschaft selbst als auch die Bankenaufsicht und die Regierung gaben sich zu lange der Illusion hin, die Schuldenkrise des Finanzsektors könnte mithilfe eines kräftigen Wirtschaftswachstums überwunden werden. Auch hier zeigen sich Gemeinsamkeiten mit dem China von heute.

			Wie die heutige chinesische Regierung verschleppte die japanische die Bereinigung der Altlasten im Finanzsektor. Eine vermeintlich vorsichtige Politik stützte überschuldete Finanzinstitute und brachte schließlich einen Finanzsektor hervor, der sich teilweise im Besitz der Regierung befand.7 Die heutige Situation in China ist also jener in Japan Ende der 1990er Jahre nicht unähnlich.

			Die damalige Kritik am japanischen Wirtschaftsmodell ähnelt der ge­­genwärtigen Kritik an China; darüber hinaus werden heute grundsätzliche Fragen zur Kompatibilität einer staatlich gelenkten Wirtschaft mit einer liberalen multilateralen Handelsordnung gestellt. Aber auch in den 1980er Jahren warnten Beobachter vor einer grundsätzlich anderen Art der wirtschaftlichen Organisation in Japan und stellten die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in den westlichen Industrieländern infrage.

			Martin Wolf hat ebenfalls auf die Parallelen zu Japan hingewiesen und festgestellt, dass Japan in den 1980er Jahren durch die extrem hohen Investitionsraten und die rasch wachsende Verschuldung verwundbar wurde. Das gleiche Bild zeige sich heute in China. Die Investitionsquote von 44 Prozent des BIP im Jahr 2017 sei unangemessen hoch. Daher ist es für Martin Wolf keineswegs sicher, dass sich das Land in einigen Jahren zu einer Volkswirtschaft mit hohen Pro-Kopf-Einkommen entwickeln wird.8

			Einen gravierenden Unterschied zwischen Japan vor 30 Jahren und China heute gibt es aber: Niemand unterstellte Japan die Entwicklung eines konkurrierenden Modells der Organisation einer Volkswirtschaft und Gesellschaft. China hingegen wird zunehmend nicht nur als Konkurrent auf einer betriebswirtschaftlichen Ebene, sondern auch auf der Ebene der Wirtschaftssysteme gesehen.

			David Scissors hat die wirtschaftliche Entwicklung Japans, Südkoreas und Chinas verglichen. Er untersuchte eine Reihe von wirtschaftlichen Indikatoren, etwa die Produktivitätsentwicklung oder die Anzahl der Patente pro Einwohner, und schlussfolgert, dass Chinas Wirtschaftswunder vorzeitig endete und das Land weit davon entfernt ist, wohlhabend zu sein. Die Chance für China, den Entwicklungsabstand zu Japan und Südkorea zu reduzieren, sei gering.9

			3.2	Die Asienkrise: vergleichbar oder anders gelagert?

			In Südost- und Ostasien hatte es lange den Anschein, dass der wirtschaftliche Aufstieg dieser Länder ebenso unaufhaltsam sein würde wie der Japans. Im Juli 1997 endete die Euphorie. Was zunächst wie eine kleinere, lokale Wirtschaftskrise aussah, entwickelte sich in kurzer Zeit zu einem die Stabilität der Weltwirtschaft bedrohenden Problem. Noch 18 Monate zuvor war eine Krise in dieser Region undenkbar: Ostasien galt als die Vorzeige­region der Welt.

			Die Asienkrise traf die Region überraschend. Nach Jahrzehnten des raschen Wachstums endete der Traum von der sorgenfreien Zukunft jäh. Innerhalb von wenigen Monaten wurden mehrere Länder um Jahre zurückgeworfen und müssen seitdem nicht nur um ihre ökonomische, sondern auch um ihre politische Stabilität bangen. Für die Länder Südost- und Ostasiens waren die Ereignisse der Jahre 1997 und 1998 die traumatischste Erfahrung seit der Kolonisierung im 19. und frühen 20. Jahrhundert und dem Korea- und Vietnamkrieg.

			Die Asienkrise war mehr als eine klassische Wirtschaftskrise, wie sie seit der Entwicklung des modernen Kapitalismus schon häufig zu beobachten war. Die Asienkrise war die erste Krise der in den 1990er Jahren entstandenen neuen, globalisierten Wirtschaft: die Krise des neoliberalen Projekts einer deregulierten, globalisierten Wirtschaft. Die Veränderungen der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, insbesondere aber die Deregulierung der nationalen Finanzsektoren und der Verzicht auf Kapitalverkehrskontrollen, waren für die Asienkrise ursächlich.

			Die Asienkrise markiert aber auch das Ende des Aufstiegs einiger, aber nicht aller südost- und ostasiatischer Volkswirtschaften. Thailand und Malaysia galten bis 1998 als aufstrebende »Tigerstaaten«; seitdem verharren sie in einer von langsamer wirtschaftlicher Entwicklung geprägten Lage. Südkorea und Singapur haben es im Gegensatz zu Thailand und Malaysia geschafft, die Krise rasch zu überwinden, und gehören heute zur Gruppe der entwickelten Staaten.

			Ebenso wie zuvor in Japan und später in den USA war auch in Südostasien vor Ausbruch der Krise keine besorgniserregende Inflation zu beobachten. Vielmehr wiesen die Volkswirtschaften starke Zuwächse bei der Vergabe von Krediten, den Preisen von Immobilien und Aktien sowie hohe Anlageinvestitionen auf.10 Marktbeobachter konzentrierten sich auf die Entwicklung der Inflation und blendeten Risiken aus, die durch Preisblasen für Vermögenswerte entstehen können. Dies führte in Südostasien ebenso wie in Japan zur Unterbewertung der Finanzmarktrisiken.

			3.2.1	Die Entwicklung der Krise

			Zur Asienkrise hat eine Reihe von Faktoren beigetragen. Zu den wichtigsten gehören:

			
					die wirtschaftlichen Erfolge der asiatischen Staaten vor Ausbruch der Krise,

					der Abbau von Kapitalverkehrskontrollen im Zuge der Deregulierung der asiatischen Volkswirtschaften,

					die Entwicklung von offenen Finanzsystemen, die auf internationalen Wettbewerb nur unzureichend vorbereitet und deshalb vergleichsweise wenig leistungsfähig waren,

					die Fehleinschätzungen aufseiten der Wirtschaftspolitiker in den Krisenländern, die die Risiken der Integration in internationale Finanzmärkte unterschätzten und sich von ihren Erfolgen im Warenhandel blenden ließen,

					die beachtliche Marktmacht von Spekulanten, die zunächst in Thailand die Freigabe des zuvor festen, staatlich garantierten Wechselkurses erreichten,

					die in Krisenzeiten unangefochtene Macht des Internationalen Währungsfonds, dessen primäre Sorge dem Schutz der Gläubiger galt,

					die Abwesenheit einer regionalen Hegemonialmacht, die den wirtschaftlichen Zusammenbruch hätte verhindern können,

					das Fehlen eines regionalen Liquiditätsfonds, der eine gemeinsame Krisenstrategie hätte entwickeln können.11

			

			Monokausale Erklärungen der Asienkrise greifen deshalb zu kurz. Sie wurden aber immer wieder angeführt, in erster Linie von Vertretern des Internationalen Währungsfonds. Der IWF hat in der Asienkrise ­Interessenpolitik betrieben: Im Mittelpunkt standen die Präferenzen der Gläubiger der Krisenstaaten. Jagdish Bhagwati, ein an der Columbia University lehrender Handels­ökonom, griff diese Interessenpolitik scharf an und geißelte die Entstehung eines »Wall Street-Treasury Complex«, also eines Verbundes von Finanzkapital und Institutionen in Washington.12 Der amerikanische Volkswirt Robert Guttmann betonte ebenfalls die hinter den IWF-Politiken stehenden Inte­ressen und sprach von einem »IWF-geführten Gläubiger-Kartell«.13

			Kaum jemand hatte die Krise vorausgesehen. Als sie im Lauf des Jahres 1997 an Dynamik gewann, wandelte sich die Bewertung des jahrelang als mustergültig gepriesen Entwicklungsmodells gleichsam über Nacht.14 Die Standortvorteile von gestern wurden zu Mühlsteinen:

			»Die Bindung an die Familie wird zur Vetternwirtschaft. Die Bedeutung persönlicher Beziehungen anstelle formaler Rechtsnormen wird zur Klüngelei. Konsens wird zu korrupter Politik. Konservatismus und Respekt vor Autorität werden zu einem unflexiblen und innovationsunfähigen System. Viel gepriesene Bildungsleistungen werden zu Auswendiglernen und zur Weigerung, Macht infrage zu stellen.«15

			Das vormals überschwängliche Lob schlug in harsche Kritik an der Wirtschaftspolitik der Krisenländer um; die Erfolge der Vergangenheit wurden rasch ausgeblendet. Wenngleich es bereits vor dem Ausbruch der Krise erhebliche Defizite beim Entwicklungsweg von Südost- und Ostasien, namentlich auf dem Gebiet der Ökologie, gab, so war die Entwicklung der Volkswirtschaften auch im internationalen Vergleich äußerst positiv.

			Tab. 5: Wachstum des Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukts ausgewählter ­Entwicklungs- und Schwellenländer 1961-1995 pro Jahr (in Prozent)
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			Quelle: World Bank, World Development Indicators

			Die Daten in Tabelle 5 machen die positive wirtschaftliche Entwicklung in den Jahrzehnten vor Ausbruch der Krise deutlich. Mit Ausnahme der Philippinen wuchsen die späteren Krisenländer auch unter Berücksichtigung des teilweise hohen Bevölkerungswachstums mit beachtlicher Geschwindigkeit. Auch im Vergleich zu zwei afrikanischen und zwei lateinamerikanischen Ländern waren die Wachstumsraten der südost- und ostasiatischen Länder bemerkenswert.

			3.2.2	Der Verlauf der Krise

			Die Krise manifestierte sich zuerst in Thailand. Im Februar 1997 geriet erstmals ein thailändischer Schuldner bei ausländischen Gläubigern in Zahlungsverzug. Nach der Ankündigung einer Zinserhöhung in Japan im Mai 1997 zeichnete sich ein Stimmungswandel in Bezug auf Anlagen in Südost- und Ostasien ab. Der Verkauf von Aktien und Währungen der Region begann.

			Im Juni 1997 verdichteten sich Gerüchte über eine bevorstehende Ab­­wertung des Baht. Nach mehreren Dementis gab die thailändische Zentralbank am 2. Juli 1997 den Wechselkurs des Baht frei, der umgehend 20 Prozent an Wert gegenüber dem US-Dollar verlor. Am 28. Juli 1997 bat Thailand den IWF um Hilfe. Innerhalb von 14 Tagen wurde ein 16 Mrd. US-Dollar umfassendes Hilfspaket geschnürt, das zahlreiche Strukturreformen einschloss. In der Folge gerieten nahezu alle Ökonomien der Region unter Druck. Einige Volkswirtschaften, darunter Hongkong, China, Taiwan sowie mit Abstrichen Malaysia, konnten die Spekulationswellen abwehren. Vor allem Thailand, Indonesien und Südkorea gerieten aber immer tiefer in die Krise.

			Die indonesische Zentralbank musste am 14. August 1997 den Wechselkurs der indonesischen Rupie (IDR) freigeben. Gegenüber dem US-Dollar fiel der Wechselkurs, der vor der Krise bei etwa 2.400 IDR pro US-Dollar gelegen hatte, bis auf 17.000 IDR (22. Januar 1998) und kam seitdem kaum noch über das Niveau von 8.000 IDR pro US-Dollar hinaus. Am 8. Oktober 1997 musste auch die indonesische Regierung den IWF um Unterstützung bitten.

			Für viele Beobachter überraschend, geriet Südkorea ebenfalls in den Abwärtssog. Am 20. November 1997 fiel der Won, dessen Wechselkurs teilweise freigegeben worden war, auf ein Rekordtief. Einen Tag später war Südkorea das dritte Land, das den IWF um Hilfe bitten musste. Nach Ausbruch der Krise dominierte eine pessimistische Wahrnehmung die westlichen Medien. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung etwa kritisierte die strukturellen Mängel in den asiatischen Volkswirtschaften:

			»Die Währungskrise in der Region der südostasiatischen Staatengemeinschaft ASEAN ist weder Hexenwerk noch das Ergebnis hinterhältiger, gesichtsloser Spekulanten. Sie ist vielmehr weitgehend hausgemacht, das Resultat schwerwiegender struktureller Mängel. Die politisch Verantwortlichen haben viel zulange gezögert, diese Mängel zu beheben. Hohe, auf Dauer untragbare Handels- und Haushalts­defizite, kranke, unsolide wirtschaftende Finanzinstitutionen, eine laxe Bankenaufsicht, ein spekulativer Immobilienboom, unzureichende Investitionen zugunsten Infrastruktur und im Erziehungswesen, Korruption sowie schwerwiegende Fehler in der Wechselkurspolitik haben zusammengewirkt und die Krise vorbereitet.«16

			Nicht nur in der FAZ, sondern auch in anderen Publikationen haben zahlreiche Beobachter, als die Probleme unübersehbar geworden waren, auf die Fehlentwicklungen in den Immobiliensektoren insbesondere Thailands verwiesen. Die hohe Außenverschuldung sei wichtig oder entscheidend für den Ausbruch der Krise, hieß es. Nonchalant wurde ausgeblendet, dass die fünf Volkswirtschaften im Zentrum der Krise überhaupt keine gravierenden Haushaltsdefizite aufwiesen, sondern als Musterschüler gelten durften. 1996 wies keines der Krisenländer ein Haushaltsdefizit von mehr als 0,4 Prozent des BIP auf.17 Mit dieser Krisenerklärung verloren aber strukturelle Schwächen der internationalen Finanzmärkte, vor allem die stark schwankenden Kapitalströme, an Bedeutung. Die Krise wurde als hausgemacht bezeichnet.

			Das damalige Narrativ wurde maßgeblich vom stellvertretenden IWF-Direktor Stanley Fischer in Umlauf gebracht. Fischer stellte im Januar 1998 die IWF-Sicht der Asienkrise im Rahmen einer Konferenz von Bankern vor. Eine wesentliche Ursache für die Krise sei das Unvermögen der Finanzpolitik gewesen, die Überhitzungserscheinungen in den Volkswirtschaften zu dämpfen. Dies habe zu hohen Leistungsbilanzdefiziten (large external deficits) und zu überteuerten Aktien und Immobilien geführt. Zudem sei die Bindung der Währungen an den US-Dollar zu lange aufrechterhalten worden. Dies habe zur Kreditaufnahme im Ausland geführt, ohne das Wechselkursrisiko zu berücksichtigen. Verschärft worden sei die Krise durch schlechtes Krisenmanagement und eine schwache Bankenaufsicht. Die Ursachen für die Asienkrise lägen vor allem in falscher Wirtschaftspolitik der asiatischen Länder, seien also überwiegend hausgemacht (mostly homegrown).18

			In allen asiatischen Krisenländern hatte sich in Bezug auf Investitionen eine gewisse Sorglosigkeit breitgemacht. Erklärbar ist sie durch den ex­­­trem lange anhaltenden Aufschwung der Länder Südost- und Ostasiens. Viele Manager hatten eine Wirtschaftskrise noch nie erlebt. Dass reale Wachstumsraten von unter fünf Prozent realisiert worden waren, lag lange zurück: 1985 in Indonesien, 1980 in Südkorea und 1972 in Thailand. Doch nicht nur diese Abwesenheit von Krisenerfahrungen, sondern auch die Tatsache, dass die Strukturen der Unternehmen, der Finanzsektoren und der öffentlichen Verwaltungen nicht mit dem raschen Wachstum mitgehalten hatten, trugen zur Krise bei.19

			Die Entwicklungen in Japan vor 1990 und in den späteren südost- und ostasiatischen Krisenökonomien vor 1997 weisen einige Parallelen zum heutigen China auf. In allen Fällen zeigen sich Übertreibungen auf den Immobilienmärkten und massive Fehlanreize auf den inländischen Finanzmärkten. Im Fall Chinas dürften die Verwerfungen auf den Finanzmärkten noch gravierender sein als in den genannten Fällen. Das Zwischenergebnis der Analyse der chinesischen Wirtschaft ist, dass Chinas Regierung vor einem Berg ungelöster Probleme im Finanzsektor steht und bislang keine Strategie entwickelt hat, wie die Fehlentwicklungen beseitigt werden könnten. Anders als in Japan und in Südostasien fehlen aber Impulse der Finanzmärkte: Der Staat ist bei sich selbst verschuldet und nicht auf ausländische Kreditgeber angewiesen. Gleichwohl wäre es ein Fehler, ein reines Buchungsproblem anzunehmen: Chinas Immobilienbesitzer könnten die Verlierer einer Finanzkrise sein. Mit ihr könnte die Herrschaft der Kommunistischen Partei ins Wanken geraten. Im folgenden Kapitel werden daher die Herrschafts- und Machtstrukturen im Reich von Generalsekretär Xi Jinping untersucht.
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			China hat sich für viele Staaten zum wichtigsten Handelspartner und damit auch zu einem außenpolitischen Partner entwickelt. Dabei legt die Volksrepublik keinen Wert auf gute Regierungsführung in den Ländern, die Kredite oder Hilfen aus China erhalten.1 Gleiches gilt für die Einhaltung der Menschenrechte in den Partnerländern. Wenig überraschend, hat China auch kein besonderes Interesse daran, demokratische Strukturen in seinen Partnerländern zu fördern.2

			5.1	China als bedeutender Handelspartner

			Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas hat dazu geführt, dass es für viele Länder einschließlich Deutschlands zu einem sehr wichtigen Handelspartner geworden ist. Die Interdependenz hat jedoch zwei Seiten: Der chinesische Markt ist attraktiv und ermöglicht hohe Gewinne, aber die Unternehmen und Staaten, die nach China exportieren, werden auch erpressbar und abhängig von der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes.

			Die Daten in Tabelle 6 unterstreichen das außerordentliche Wachstum des chinesischen Außenhandels seit der Jahrtausendwende. Innerhalb von 18 Jahren hat sich Chinas Außenhandel nahezu verzehnfacht. Zugleich fällt auf, dass Chinas Handelsbilanz, die im Jahr 2000 noch nahezu ausgeglichen war, 2018 einen Überschuss von knapp 370 Mrd. US-Dollar aufwies.

			Im Mittelpunkt der Debatte um Chinas Handelsbeziehungen stehen seit Jahren die USA. Der weitaus größte Teil des chinesischen Handelsbilanzüberschusses entfällt auf die Vereinigten Staaten, die 2018 ein Defizit im bilateralen Handel in Höhe von rund 320 Mrd. US-Dollar finanzieren mussten. Auf der anderen Seite fällt auf, dass China mit den drei Nachbarstaaten Japan, Südkorea und Taiwan sowie mit Australien im bilateralen Handel Defizite aufweist. China importiert aus diesen Ländern deutlich mehr, als es in diese Volkswirtschaften exportiert.

			Tab. 6: Chinas Außenhandel nach Ländern 2000-2018 (in Mrd. US-Dollar)
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			* Ein Minuszeichen vor dem Wert bedeutet, dass das entsprechende Land einen Überschuss im Handel mit China erwirtschaftet.

			Quelle: International Monetary Fund, Directions of Trade Statistics

		Auch mit der Europäischen Union erzielte China einen beachtlichen Überschuss, der 2018 bei knapp 140 Mrd. US-Dollar lag. Deutschland war dabei eine Ausnahme; das Land erwirtschaftete 2018 einen Handelsbilanzüberschuss von 28 Mrd. US-Dollar, insbesondere dank der Exporte der deutschen Maschinen- und Anlagenbauer. Frankreich dagegen wies einen nahezu ausgeglichenen Handel mit China auf.

			Der chinesische Außenhandel scheint nicht allein von betriebswirtschaftlichen Kalkülen getrieben zu sein. China baut gegenüber den Konkurrenten USA, EU und Indien infolge der dort erzielten Überschüsse Forderungen auf; für seine Nachbarländer hat die Volksrepublik einen hohen Stellenwert erreicht, weil deren Ökonomien aus dem Export nach China großen Nutzen ziehen. Dies kann politisch gewünscht, möglicherweise sogar gesteuert sein. Doch nicht nur im Außenhandel ist China für viele Länder von großer Bedeutung. Das Land baut seine Relevanz in den internationalen Beziehungen systematisch aus.

			5.2	Die Belt-and-Road-Initiative: Ausbau von Infrastruktur

			Die Belt-and-Road-Initiative (BRI) ist das Schlüsselprojekt der chinesischen Außenpolitik unter Xi Jinping. Während der »chinesische Traum« die Vision für die einheimische Bevölkerung ist, soll die BRI anderen Ländern eine positive Vision der Zusammenarbeit mit China vermitteln. Unter der immer wieder verwendeten Floskel eines Projektes zu beiderseitigem Nutzen (win-win) verbirgt sich indes ein Appell an das Eigeninteresse der Partnerländer.3

			Die BRI ist ein Vorhaben, das mehr als 900 Einzelprojekte enthält.4 Einige Kritiker meinen, es sei übertrieben, diesen nicht verbundenen Einzelmaßnahmen ein gemeinsames Etikett anzuheften. Formal ist dies richtig, aber dennoch trifft die Einschätzung zu, dass die BRI ein Ausdruck stärkerer Einflussnahme der chinesischen Politik auf andere Länder ist. Auch wenn ein Hafen in Pakistan und eine Eisenbahnlinie in Kenia auf den ersten Blick wenig miteinander zu tun haben, sind beide doch Ausdruck des Strebens der chinesischen KP nach Macht, Einfluss und Kon­trolle jenseits der Landesgrenzen.

			Die Finanzierung von Infrastrukturprojekten im Ausland durch aufstrebende Volkswirtschaften ist nicht neu. Europäische Länder traten von 1870 bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs als Geldgeber der Neuen Welt auf. Insbesondere Großbritannien exportierte um die Jahrhundertwende etwa die Hälfte seiner inländischen Ersparnis.5 Auch die heute immer wieder diskutierten Kapitalexporte aus Deutschland und deren niedrige Erträge waren schon vor dem Ersten Weltkrieg zu beobachten. Von 1885 bis 1893 mussten deutsche Investoren etwa eine Milliarde Reichsmark und damit zehn Prozent der gesamten Investitionen abschreiben.6 China selbst war in jenen Jahren Kreditnehmer und wurde durch die vor allem von den Briten erzwungene Öffnung des Landes immer stärker von ausländischen Krediten abhängig.7

			Die chinesische Regierung versteht die BRI nicht allein als Infrastrukturprojekt. Generalsekretär Xi hat von »fünf Faktoren der Konnektivität« gesprochen, die die neuen Seidenstraßen definieren sollen, nämlich politische Kommunikation, Straßenverbindungen, uneingeschränkter Handel, Finanzströme und Völkerverständigung einschließlich des wissenschaftlichen Austauschs sowie des Tourismus und Studentenaustauschs.8 Zwischen den propagierten Zielen und der politischen und wirtschaftlichen Realität besteht jedoch ein offensichtlicher Widerspruch. Der Kapitalverkehr Chinas ist eingeschränkt und wird dies auch mittelfristig bleiben, der wissenschaftliche Austausch wird zunehmend auf Personen beschränkt, die aus Sicht Pekings ungefährlich sind, und »uneingeschränkt« sind Exporte nach China keineswegs.

			Seit 2015 kontrolliert die chinesische Regierung private Kapitalexporte streng; der Export von Kapital soll damit aber nicht gänzlich unterbunden werden. Vielmehr sollen private Akteure durch den Staat ersetzt werden. Die BRI ist ein Vehikel für den Export von Kapital in die Empfängerländer. Sollte die BRI, die chinesische Investitionen in 68 Empfängerländern in einer Gesamthöhe von 1.000 Mrd. US-Dollar vorsieht, erfolgreich sein, würde der chinesische Staat auf lange Sicht von den Zins- und Tilgungszahlungen der Nehmerländer profitieren.9 Die anfangs große Zustimmung zu den chinesischen Projekten ist nicht zuletzt auf die mangelnde Bereitschaft anderer potenter Investoren einschließlich der EU zurückzuführen, Infrastrukturprojekte in Asien zu finanzieren.10

			Kein Zweifel kann daran bestehen, dass asiatische Länder einen enormen Bedarf an neuer Infrastruktur haben und diese nicht aus eigener Kraft finanzieren können. Allein die zehn Staaten der ASEAN haben nach Schätzungen der amerikanischen Handelskammer bei Telekommunikation, Eisenbahnen, Straßen sowie Häfen und Flughäfen einen Investitionsbedarf von 2.000 Mrd. US-Dollar.11

			Seit Mitte 2017 mehren sich die kritischen Stimmen zur BRI. Immer häufiger wird die BRI als hierarchisches Projekt charakterisiert.12 In der Kritik steht China aber nicht nur wegen mangelnder Transparenz der Projekte und unzureichender Mitwirkungsrechte der Nehmerländer. Der amerikanische Politikwissenschaftler Walter Russel Mead sieht China gar auf dem Weg zu einer imperialen Macht. Mead verweist darauf, dass Lenin Imperialismus als den Versuch kapitalistischer Länder definiert habe, angesichts von Überschusskapital und Überproduktion im Inland im Ausland Märkte und Investitionsmöglichkeiten zu suchen. Wenn es kapitalistischen Ländern nicht gelinge, neue Märkte zur Aufnahme der Überschüsse zu finden, drohe eine wirtschaftliche Implosion mit Massenarbeitslosigkeit, dem Konkurs Tausender Unternehmen und dem Zusammenbruch der Finanzsysteme.13

			Das von Mead gezeichnete Bild trifft die heutige Strategie Chinas sehr gut. Die hohen Investitionen der Vergangenheit haben in China eines der weltweit besten Infrastruktursysteme geschaffen, inzwischen suchen die Unternehmen im Straßen- und Verkehrswegebau aber nach Aufträgen. Die Belt-and-Road-Initiative verspricht den chinesischen Unternehmen eine nahtlose Fortsetzung ihrer bisherigen Geschäfte. Schon 2014 bemerkte ein chinesischer Beamter, die BRI diene dem Export von Überkapazitäten. Mead nennt dies »Imperialismus chinesischer Prägung«.14 In Verbindung mit intransparenten Subventionen kann dieser »Imperialismus« Anbieter aus europäischen und anderen Ländern im schlimmsten Fall aus dem Markt drängen.15

			China bietet den teilnehmenden Ländern stets ein Paket an: Chinesische Banken gewähren Kredite, die Bauleistungen werden von chinesischen Unternehmen erbracht. Dies kann auch als »gebundene Finanzhilfe« bezeichnet werden: Die Kreditgeber, nicht die Kreditnehmer, entscheiden, an welches Unternehmen die Aufträge zur Ausführung des Projektes vergeben werden.16 In einem von schwachen Regierungen der Nehmerländer geprägten Umfeld führen in der Regel chinesische Staatsunternehmen die Studien zur Rentabilität, Umweltverträglichkeit und technischen Machbarkeit der Projekte durch. In Kenia etwa hat das Unternehmen China Road and Bridge Corporation eine kostenlose Studie zum Ausbau der Eisenbahnlinie Mombasa-Nairobi erstellt. Das Unternehmen erhielt anschließend den Zuschlag für den Bau der Strecke und betreibt die Bahnlinie nun gegen eine Gebühr.17 Projekte multilateraler Geber hingegen werden vor der Auftragsvergabe von unabhängigen Gutachtern geprüft, was natürlich keineswegs Fehlkalkulationen ausschließt.

			Ein generelles Problem ist die mangelnde Transparenz der Verträge im Rahmen der BRI. Die Kontrakte sind nichtöffentlich, begünstigen in vielen Fällen die chinesische Seite und räumen lokalen Maklern häufig enorme Provisionen ein.18 Diese Zahlungen können bei schwachen Regierungssystemen Korruption begünstigen.

			Man kann die BRI als außenwirtschaftliches und -politisches Instrument sehen, mit dem China an seine bis zum 19. Jahrhundert genutzten Herrschaftstechniken anknüpft. Die chinesischen Kaiser hatten ein elaboriertes Tributsystem entwickelt, das andere Länder zwang, Diplomaten zu entsenden, Geschenke zu machen und vor dem chinesischen Kaiser den Kotau zu entbieten.19 Letztlich war das alte chinesische Tributsystem eine hierarchische Ordnung, bei der China an der Spitze stand und die anderen, niedriger gestellten Länder den chinesischen Kaiser als höhere Autorität zu würdigen hatten. Innerhalb des Tributsystems delegierte der chinesische Kaiser die Verwaltung der unterworfenen Staaten an lokale Anführer, ein Ansatz, der bekannt wurde als »Barbaren benutzen, um Barbaren zu regieren«.20

			In der Region wurde die Idee einer regionalen Ordnung, die von einer Führungsmacht gelenkt wird, im 20. Jahrhundert vom imperialen Japan weiterentwickelt. Bis zur militärischen Niederlage Japans 1945 verfolgte das Land eine aggressive Regionalpolitik, die beschönigend als »Großostasiatische Wohlstandssphäre« bezeichnet wurde. Japan bezog von den anderen Staaten in seinem Herrschaftsgebiet vor allem Rohstoffe, die es für seine verarbeitenden Industrien einschließlich der Rüstungsindustrie benötigte. Chinas BRI greift auf alte Muster zurück, die indes im 21. Jahrhundert befremdend wirken. Eine von China geführte hierarchische regio­nale Ordnung braucht die Bereitschaft der untergeordneten Länder, sich von Peking führen zu lassen. Dazu sind jedoch nur wenige Länder bereit.

			5.3	Die teilnehmenden Länder und deren Investitionsbedarf

			An der BRI sind insgesamt 68 Länder beteiligt, davon 14 in Südost- und Ostasien, 13 in Zentralasien, 17 im Mittleren Osten und 24 in Südost- und Osteuropa. Zunächst sollen Kredite im Volumen von 900 Mrd. US-Dollar vergeben werden.21 Allerdings könnte sich die Investitionssumme auf 8.000 Mrd. US-Dollar über einen Zeitraum von 20 Jahren steigern.22 Schon heute kontrollieren chinesische Staatsunternehmen den Betrieb von 76 Häfen und Umschlagplätzen in 34 Ländern. Kommerzielle und militärische Nutzung lassen sich dabei nicht scharf trennen. In Griechenland, Pakistan und Sri Lanka folgten den staatlichen Investitionen in Hafenanlagen rasch Besuche chinesischer Kriegsschiffe.23

			5.3.1	Pakistan und der Zugang zur Arabischen See

			Pakistan ist eines der wichtigsten Partnerländer Chinas. Zwischen 2000 und 2015 stieg das bilaterale Handelsvolumen von 5,7 Mrd. auf 100,1 Mrd. US-Dollar. China baut den Hafen Gwadar an der pakistanischen Grenze mit dem Iran zu einem Tiefwasserseehafen aus und will damit Chinas Westen mit der Arabischen See verbinden.24 Die geplanten Investitionen im China Pakistan Economic Corridor (CPEC) belaufen sich auf 46 Mrd. US-Dollar und wären damit genau so groß wie sämtliche ausländischen Direktinvestitionen in Pakistan seit dem Jahr 1970.25 Die Financial Times nennt sogar eine Investitionssumme von 62 Mrd. US-Dollar.26

			Große Bedeutung hat der Ausbau des Elektrizitätssystems. Die Kraftwerkskapazität in Pakistan liegt bislang weit unter dem tatsächlichen Bedarf. Der Spitzenverbrauch liegt bei 18.000 Megawatt, aber die heutige Kraftwerkskapazität beträgt nur 12.000 Megawatt. China will diese Lücke mit 18 neuen Kraftwerken schließen, von denen neun Kohlekraftwerke sein sollen.27

			Die finanzielle Lage Pakistans ist schon vor der Realisierung der von China finanzierten Programme prekär. Seit 1980 musste Pakistan den IWF zwölfmal um Hilfe bitten und Strukturanpassungsprogramme umsetzen. Da alle bisherigen Anstrengungen, die pakistanische Finanzpolitik auf ein solideres Fundament zu stellen, scheiterten, liegt die Vermutung nahe, dass auch das Engagement Chinas an dieser Konstante in der pakistanischen Politik nichts ändern wird.

			Sollte sich China in den bislang unveröffentlichten Verträgen zum China Pakistan Economic Corridor den Status eines bevorzugten Gläubigers gesichert haben, dürfte der IWF Pakistan künftig keine Finanzhilfen mehr gewähren, da der Fonds den Status eines bevorzugten Gläubigers für sich beansprucht.

			5.3.2	Das Beispiel Malaysia

			Malaysia hat wegen der großen chinesischstämmigen Minderheit traditionell enge Beziehungen zu China. Dennoch hat die BRI zeitweilig zu erheblichen Spannungen geführt. Der 2018 ins Amt zurückgekehrte, da­­mals 94-jährige Premierminister Malaysias, Mahathir Mohamad, scheute sich nicht, während eines Staatsbesuchs im August 2018 die von China finanzierten Infrastrukturprojekte als »neue Version des Kolonialismus« zu brandmarken.28 Er strich zunächst mehrere von China geplante Projekte, darunter eine Schnelleisenbahntrasse (East Coast Rail Link) für 23 Mrd. US-Dollar.

			Ebenso bemerkenswert war die Ankündigung Mahathirs, chinesischen Immobilienkäufern künftig keine Aufenthaltsvisa mehr zu erteilen. Damit entzog er dem Projekt Forest City, einer auf 700.000 Einwohner projektierten Neubausiedlung an der malaysischen Westküste, die Kundschaft: Malaysias Bürger können sich die Wohnungen in der Regel nicht leisten.29 Das Projekt wurde von Country Garden konzipiert, einem der größten chinesischen Immobilienentwickler. Premierminister Mahathir nannte es ein Besiedlungsprojekt, keine Investition.30 Gerade in Malaysia, einem Land mit einem komplexen Verhältnis zwischen Malaien und der chinesischen Minderheit, ist ein solches Vorhaben anmaßend.

			Nachdem Malaysia günstigere Vertragskonditionen zugesagt wurden, hat Premierminister Mahathir allerdings seine Kritik an den chinesischen Projekten inzwischen abgeschwächt. Malaysias Regierung stand vor der Wahl, entweder neu zu verhandeln oder eine Vertragsstrafe von 21,8 Mrd. malaysischen Ringgit, etwa 4,6 Mrd. Euro, zu begleichen. Premierminister Mahathir gelang es, die Kosten des gesamten Projektes von 66,7 Mrd. Ringgit auf 44 Mrd. Ringgit herunterzuhandeln. Malaysias Regierung unterschrieb die neuen Verträge, als die Differenz zwischen Vertragsstrafe und den neuen Projektkosten nur noch 22,2 Mrd. Ringgit (etwa 4,7 Mrd. Euro) betrug. Zudem konnte Malaysia weitere Verbesserungen in den Verträgen durchsetzen, etwa die Erhöhung der Beteiligung von malaysischen Unternehmen an den Bauarbeiten von 30 auf 40 Prozent.31

			Der Fall des malaysischen Eisenbahnprojekts wirft ein äußerst schlechtes Licht auf die chinesische Verhandlungsführung. Premier Mahathir gelang es, die Kosten des Projekts um ein Drittel zu senken. Die Kostensenkung für ein im Wesentlichen unverändertes Projekt zeigt, dass die chinesischen Vertragspartner mit Mahathirs Vorgänger Najib Razak offensichtlich einen überteuerten Vertrag abgeschlossen hatten.32

			Najib wurde im Juli 2020 wegen Bestechlichkeit zu einer zwölfjährigen Haftstrafe verurteilt. Ob das chinesische Unternehmen China Communications Construction Company (CCCC), das den Auftrag für den Bau der Bahnstrecke erhalten hat, den früheren Premierminister Najib bestochen hat, ist nicht bewiesen. Allerdings war der ursprüngliche Vertrag zwischen der chinesischen und der malaysischen Regierung geschlossen worden und Peking trägt in jedem Fall die Verantwortung für den zunächst überteuerten Vertragsabschluss.

			5.3.3	Sri Lanka und der Hafen Hambantota

			Das vermutlich bekannteste Beispiel für den Umgang der chinesischen Regierung mit überschuldeten Ländern ist Sri Lanka. In Hambantota im Südosten der Insel ist von chinesischen Unternehmen eine moderne Hafenanlage gebaut worden.33 Als sich die sri-lankische Regierung nicht mehr in der Lage sah, einen mit sechs Prozent zu verzinsenden Kredit im Umfang von 8 Mrd. US-Dollar zu bedienen, stimmte China im Juli 2017 einem Debt-for-Equity-Swap zu. Die Schulden wurden in einen Pachtvertrag mit 99-jähriger Laufzeit umgewandelt.34 80 Prozent der Hafenfläche und weitere 6.000 Hektar zur Entwicklung eines Industrieparks wurden an China Merchants Port Holdings verpachtet.35

			Der Hafen Hambantota und der Pachtvertrag mit dem chinesischen Hafenbetreiber wurden in Sri Lanka kontrovers diskutiert. Der frühere Präsident Mahinda Rajapaksa kritisiert, der Pachtvertrag schränke Sri Lankas Souveränität ein, weil der gesamte Hafen dem chinesischen Betreiber unterstehe. Zudem sei die Fläche des Industrieparks völlig überdimensioniert und dreimal so groß wie alle anderen Entwicklungszonen in Sri Lanka zusammen.36

			Aus Sicht der indischen Regierung belegt die Übernahme des Hafens Hambantota durch ein chinesisches Unternehmen, dass Peking Indien einkesseln möchte und zu diesem Zweck eine Reihe von Stützpunkten in der Region aufbaut, die sich wie eine Perlenschnur um Indien legen. Die Kontrolle des Hafens Hambantota sei die wichtigste Maßnahme gewesen, um eine strategische Position in Indiens Hinterhof zu erlangen.37

			5.3.4	Die zweischneidigen Erfahrungen afrikanischer Länder

			Für viele afrikanische Länder war das verstärkte Engagement Chinas in ihren Ländern zunächst ein Segen. Chinas stellte von 2006 bis einschließlich 2016 stetig wachsende Kredite zur Verfügung. 2006 belief sich die Summe der Neukredite an afrikanische Länder auf weniger als 5 Mrd. US-Dollar, 2016 dagegen auf rund 30 Mrd. US-Dollar. Allerdings gingen die Neukredite 2017 um zwei Drittel auf nur noch etwas über 10 Mrd. US-Dollar zurück.

			Westliche Entwicklungshilfe ist an strenge Konditionen gebunden, deren Sinn sich afrikanischen Regierungen nicht immer erschließt. John Magufuli, seit 2015 Präsident Tansanias, kritisierte die »merkwürdigen Auflagen« westlicher Geber, die etwa verhindern sollten, dass homosexuelle Männer diskriminiert und ins Gefängnis gesperrt werden. China dagegen sei ein wahrer Freund und kenne solche Bevormundung nicht.38

			Aus Sicht der Nehmerländer sind Auflagen immer ein Eingriff in die Souveränität des jeweiligen Landes. China hat es lange sehr erfolgreich verstanden, sich als wohlwollendes Partnerland darzustellen, dem die Unabhängigkeit afrikanischer Länder wichtig ist. Die Kehrseite der von China finanzierten Projekte ist allerdings, dass diese oft weit weniger nützlich sind als ursprünglich erhofft.

			Tansania und Kenia gehören dabei zu den bevorzugten Empfängerländern chinesischer Kredite. Im tansanischen Fischerdorf Bagamoyo sollte für 10 Mrd. US-Dollar ein Hafen mit einer höheren Kapazität als Europas größter Containerhafen Rotterdam gebaut werden. Präsident Magufuli brach die Planungen zu dem Projekt im Juni 2019 ab, weil der chinesische Partner wie im sri-lankischen Hambantota einen Pachtvertrag mit 99 Jahren Laufzeit und den Verzicht auf andere Hafenausbauprojekte in Tansania gefordert hatte.39

			In Kenia wurden dagegen einige von China finanzierte und gebaute Projekte realisiert. Zwischen 2006 und 2017 erhielt das ostafrikanische Land insgesamt 9,8 Mrd. US-Dollar an Krediten aus China. Etwa die Hälfte davon, 4,7 Mrd. US-Dollar, wurde für den Ausbau der Bahnstrecke vom Hafen Mombasa zur Hauptstadt Nairobi verwendet. Die kenianische Regierung hatte gehofft, auch den Weiterbau nach Kisumu am Viktoria­see von China finanziert zu bekommen. Doch das Projekt geriet in die Kritik, als sich herausstellte, dass die Kosten des Ausbaus doppelt so hoch waren wie international üblich. Der Transport per Schiene entpuppte sich, anders als angekündigt, teurer als per Lastwagen. Um die Strecke dennoch auszulasten, ordnete die kenianische Regierung an, dass alle in Mombasa ankommenden Container per Eisenbahn nach Nairobi gebracht werden müssen – auch jene, die für Mombasa bestimmt sind.40

			Betreiber der Bahnlinie ist das Unternehmen Africa Star Railway Company, das mehrheitlich der China Road and Bridge Corporation gehört. Die Minderheitsgesellschafter sind nicht bekannt.41 Die Lizenz zum Betrieb der Strecke läuft bis 2027 und, da dem Unternehmen die Übernahme von Verlusten durch den kenianischen Staat garantiert wurde, bleiben bis zum Ende der Vertragslaufzeit Haftungsrisiken für den kenianischen Staatshaushalt bestehen.42 Anders als erhofft, werden nur wenige Exportgüter nach Mombasa gebracht. Von Beginn des Betriebes im Januar 2018 bis April 2019 wurden zwar 3,7 Millionen Tonnen Fracht nach Nairobi transportiert, aber lediglich rund 500.000 Tonnen Fracht von dort nach Mombasa gebracht.43

			5.3.5	Chinesische Regeln für die BRI

			Peking nutzt die BRI als Keimzelle, um das chinesische Rechtssystem zu exportieren. Der Hebel hierfür sind spezielle Schiedsgerichte für BRI-Projekte, mit denen eine alternative Justiz, die auf chinesischen Regeln aufbaut, international etabliert werden soll.44

			Versuche der Europäischen Union, auf die Regeln der Belt-and-Road-Initiative Einfluss zu nehmen, sind bislang gescheitert. Im Mai 2017 reiste eine europäische Delegation, darunter die deutsche Wirtschaftsministerin Brigitte Zypries, nach Peking, um am ersten Belt-and-Road-Forum teilzunehmen. Zypries forderte mehr Transparenz bei Ausschreibungen für die Projekte der Initiative und bestand darauf, dass diese internationalen Standards entsprechen.45 Dieser Ruf der Europäer nach mehr Transparenz verhallte ungehört: Die chinesische Regierung schloss jede Änderung am Vertragstext aus. Die Europäer unterschrieben nicht.46

			Unterdessen etabliert die chinesische Regierung Institutionen zur Durchsetzung ihrer Interessen. Am 29. Mai 2019 führte der China International Commercial Court seine erste öffentliche Anhörung in Xi’an durch. Das Schiedsgericht hat zwei Standorte: einen in Shenzhen, wo Streitfälle, die im Rahmen der maritimen Seidenstraße entstanden sind, verhandelt werden sollen, einen anderen in Xi’an, dem östlichen Endpunkt der früheren Seidenstraße. An beiden Standorten sollen nicht nur Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der BRI, sondern auch Fälle verhandelt werden, an denen ausländische Unternehmen beteiligt sind. Dabei unterscheidet sich das chinesische Schiedsgericht von vergleichbaren Institutionen in anderen Ländern. Die Tribunale werden ausschließlich mit chinesischen Richtern besetzt, die Gerichtssprache ist Mandarin. Allerdings dürfen Schriftsätze in englischer Sprache eingereicht werden.47

			Das Schiedsgericht gehört organisatorisch zum Obersten Gerichtshof Chinas. Es hat sich ein 32-köpfiges Beratergremium gegeben, dem hauptsächlich ausländische Mitglieder angehören. Es soll mittels Mediation helfen, die Eröffnung von Verfahren zu verhindern.48 Die Organisationsstruktur des Schiedsgerichts lässt vermuten, dass die Verfahrensweisen der chinesischen Justiz auch in der neuen Institution zur Anwendung kommen sollen. Dies bedeutete politische Kontrolle und nicht unabhängige Rechtsprechung.

			Bislang ist es der chinesischen Regierung allerdings nicht gelungen, die Verwaltung der Belt-and-Road-Initiative zu zentralisieren. Die Führungsgruppe für die BRI beim chinesischen Staatsrat koordiniert die Initiative bisher nicht.49

			5.4	Droht eine Überschuldung der Partnerländer?

			Mehr als 100 vorwiegend asiatische und afrikanische Entwicklungsländer haben sich in den vergangenen 15 Jahren bei China verschuldet. Dies stellt eine epochale Verschiebung der grenzüberschreitenden Kapitalströme dar. Bemerkenswert ist dabei, dass, von den Kreditgebern und Kreditnehmern abgesehen, kaum jemand etwas über diese Darlehen weiß. Auch nach dem Beitritt Chinas zur Gruppe der Länder, die an die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel berichtet, ist unbekannt, welche Summen China an einzelne Länder verliehen hat.50

			Die Forschung zu den chinesischen Krediten weist noch einige Lücken auf, aber insbesondere die Arbeiten von Sebastian Horn, Carmen Reinhart und Christoph Trebesch haben wichtige Beiträge zum besseren Verständnis von Chinas Kreditpolitik geleistet. Chinas Kredite sind zu 85 Prozent in US-Dollar denominiert und etwa die Hälfte ist mit unterschiedlichen Rohstoffgarantien besichert.51

			Zu bedenken ist, dass bei der BRI der Gläubiger selbst ein Staat ist, auch wenn formal häufig chinesische Unternehmen Vertragspartner sind. Damit haben die Kreditbeziehungen unweigerlich eine außenpolitische Dimension.52 Zugleich sollte bedacht werden, dass von China bei diesen internationalen Projekten ein Maß an Transparenz und Rechenschaftspflicht erwartet werden muss, dass das Land bei den eigenen inländischen Entwicklungsprojekten selbst nicht kennt.53

			Deborah Brautigam hat in ihrer Analyse der chinesischen Entwicklungshilfe im Jahr 2009 eine positive Bilanz gezogen, die aus heutiger Sicht nicht mehr überzeugen kann. Das wohlwollende Urteil, die Kritik aus westlichen Ländern basiere auf Fehlinformationen, erscheint einseitig. Brautigam bezeichnet die chinesischen Banken als Akteure, die sich den maßlosen Kreditwünschen afrikanischer Staatschefs entgegenstellen und damit für zurückhaltende Kreditvergabe sorgen.54 Spätestens seit dem Start der BRI kann von zurückhaltender Kreditvergabe keine Rede mehr sein.

			Die BRI wird einzelne Länder weiter in die Verschuldung treiben. Dies heißt keineswegs, dass sämtliche Empfängerländer in Zahlungsverzug geraten werden. Aber schon heute sind acht der 68 bisher an der BRI teilnehmenden Länder überschuldet: Dschibuti, Kirgistan, Laos, Malediven, Mongolei, Montenegro, Pakistan und Tadschikistan.55 China hat sich von der Werkbank der Welt zum Weltbankier entwickelt. Das Land ist heute nicht nur eine beachtliche Handelsmacht, sondern auch ein wichtiger Kreditgeber. Während vor 20 Jahren von China nur vergleichsweise geringe Kredite vergeben wurden, hatte China 2018 Forderungen von nahezu zwei Prozent der Weltwirtschaftsleistung an andere Länder: Darlehen, Handelskredite und Forderungen aus Direktinvestitionen belaufen sich auf mehr als 1.600 Mrd. US-Dollar. Rechnet man Portfolioinvesti­tionen (Anleihen sowie Aktien ohne bestimmenden Einfluss auf die Unternehmenspolitik) hinzu, stieg dieser Wert im Jahr 2018 auf über 5.000 Mrd. US-Dollar oder sechs Prozent der Weltwirtschaftsleistung.56

			Damit ist China der größte staatliche Gläubiger der Welt. Unter Berücksichtigung aller, auch privater Forderungen liegen die USA noch vor China. Bei einigen armen Ländern belaufen sich die Forderungen Chinas bereits auf enorme Summen. Im Fall von sechs armen Volkswirtschaften betrug die Verschuldung 2017 schon mehr als 30 Prozent der jeweiligen Wirtschaftsleistung: Dschibuti, Tonga, Malediven, Demokratische Republik Kongo, Kambodscha und Niger. 44 weitere Länder wiesen 2017 geringere, aber durchaus beachtliche Verschuldungsniveaus gegenüber China auf. Im Durchschnitt dieser 50 Länder macht die Verschuldung gegenüber China etwa 17 Prozent des BIP dieser Länder aus. Der Anteil der chinesischen Kredite an der gesamten Außenverschuldung dieser Länder belief sich 2016 auf etwa 40 Prozent.57

			Aber anders als bei OECD-Gläubigern ist überraschend wenig über die chinesischen Kreditvergaben bekannt. China veröffentlicht keine Daten über seine Kreditvergaben und damit entfallen Informationen der Gläubigerseite. Obwohl China der größte staatliche Gläubiger von Entwicklungsländern ist, hat es sich bisher nicht für eine Mitgliedschaft im Pariser Club, der informellen Vereinigung staatlicher Gläubiger von Entwicklungsländern, entschieden.

			Im Gegensatz zu den meisten größeren Volkswirtschaften kommen aus China nahezu keine privaten Kredite, sondern nahezu ausschließlich Darlehen des Staates, von staatlichen Unternehmen oder der Zentralbank. Für die Bewertung der Schuldentragfähigkeit ist problematisch, dass China keine Daten über den Umfang seiner Kapitalexporte und den Bestand der Forderungen ans Ausland bereitstellt. Daneben unterscheiden sich die Konditionen der chinesischen Kredite entscheidend von denen anderer Kreditgeber an Entwicklungsländer: Die Zinssätze auf von chinesischen Gebern gewährte Kredite sind höher.

			Die Bedingungen von Chinas staatlich kontrollierten Auslandskrediten ähneln in vielerlei Hinsicht gewöhnlichen kommerziellen Krediten. So lauten die meisten Kredite auf US-Dollar und die Kreditvergabe erfolgt zu Zinssätzen, die erhebliche Risikoaufschläge beinhalten. Die ärmsten Entwicklungsländer bekommen zwar Vorzugskonditionen, müssen aber gleichwohl Zinssätze von zwei bis drei Prozent entrichten im Gegensatz zu den zinslosen Krediten und Zuschüssen, die sie von den meisten anderen bi- und multilateralen Kreditgebern erhalten. Schwellen- und Mitteleinkommensländer erhalten Kredite aus China meist zu Marktkondi­tionen, das heißt zu Zinssätzen, die mit denen auf den privaten Anleihe- oder Kreditmärkten vergleichbar sind. Ecuador und Angola etwa mussten für Kredite mit langer Laufzeit (zwölf bis 17 Jahre) Zinsen zwischen sechs und sieben Prozent zahlen.58 Kenia muss für den Kredit zur Finanzierung der Eisenbahnlinie Nairobi-Mombasa einen Zinssatz zahlen, der 3,6 Prozentpunkte über der London Inter Bank Offered Rate (LIBOR) liegt.59

			Auch die Kreditnehmer veröffentlichen nur wenige Informationen über die Kredite, die sie von China erhalten. Die Ursache hierfür liegt in der Art der Kreditvergabe. Diese werden selten bilateral, das heißt von Staat zu Staat, vergeben. Stattdessen wird fast der gesamte chinesische Kapitalexport von chinesischen Staatsbetrieben durchgeführt. Die Empfänger sind ebenfalls häufig staatliche Unternehmen, etwa Eisenbahngesellschaften. Grenzüberschreitende Unternehmenskredite werden von den Statistikbehörden in Entwicklungsländern jedoch nur in seltenen Fällen erfasst. Die internationale Schuldenstatistik leidet daher unter erheblichen Lücken bei den zur Verfügung stehenden Daten.60

			Auch private Dienstleister wie Bloomberg veröffentlichen keine Daten zur chinesischen Kreditvergabe an andere Länder. Ratingagenturen wie S&P oder Moody’s beobachten die Entwicklung des Schuldenstandes und der Kreditausfälle, wenn die Mittel von privaten Gläubigern vergeben wurden; Kredite staatlicher chinesischer Entwicklungsbanken fallen durch das Beobachtungsraster. Diese Intransparenz ist besonders problematisch bei der Belt-and-Road-Initiative, zu der die chinesische Regierung ebenfalls keine umfassenden Daten veröffentlicht, was eine Bewertung der Schuldentragfähigkeit erschwert.61

			Die Kritik an den undurchsichtigen Kreditvergabestrategien Pekings ist nicht neu. Es wäre leicht, ihr durch die Übernahme der Berichterstattungsstandards der OECD zu begegnen.62 Doch China scheut bis heute vor diesem Schritt zurück und beruft sich dabei auf die Wahrung von Geschäftsgeheimnissen seiner Unternehmen.63 Da aber die Vertragspartner der chinesischen Unternehmen keine privatwirtschaftlichen Akteure, sondern Staaten und staatliche Unternehmen sind, ist dieses Argument schwach: Kreditaufnahmen von Entwicklungsländern führen zu Zahlungsverpflichtungen und künftige Generationen in diesen Gesellschaften erwarten zu Recht Informationen über den Schuldenstand, mit dem sie konfrontiert sein werden.

			Es ist aber nicht nur fehlender politischer Wille, der für diese Intransparenz sorgt. Um die Ausfallrisiken seiner Kredite zu minimieren, verwendet China eine »zirkuläre« Kreditvergabestrategie. Bei riskanten Schuldnern entscheiden sich Chinas staatliche Entwicklungsbanken oft dafür, kein Geld auf Konten zu überweisen, die von der Empfängerregierung kontrolliert werden. Stattdessen werden die Kredite direkt an die chinesischen Baufirmen gezahlt, die die Bauprojekte im Ausland realisieren. Die Kredite bleiben somit im chinesischen Finanzsystem, was es den Empfängerländern erschwert, das Geld zu missbrauchen. Da bei dieser Art von Auslandskrediten kein Geld ins Ausland transferiert wird, gibt es nichts an die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) zu berichten.64 Das Ergebnis ist jedoch das gleiche wie bei einem grenzüberschreitenden Kredit: Das Schuldnerland hat eine Zahlungsverpflichtung, auch wenn es über die Mittel niemals direkt verfügen konnte.

			Deborah Brautigam bewertete diese zirkuläre Kreditvergabestrategie vor gut zehn Jahren allerdings positiv und sieht darin einen Beitrag Chinas zur Bekämpfung der Korruption in den Empfängerländern, die häufig keine effiziente Verwendungskontrolle kennen.65 Zudem sieht sie ein immanentes Interesse der chinesischen Regierung an der Rückzahlung der Kredite.

			Diese wohlwollende Perspektive kann jedoch nicht überzeugen. Sie enthält zum einen eine bevormundende Dimension. Zum anderen ­blendet sie aus, dass Forderungen in harten Dollar entstehen: Wenn es lediglich darum ginge, Korruption zu vermeiden, wäre es nicht notwendig, die Forderungen in Dollar zu denominieren, sie könnten auf Yuan lauten.

			Diese Geheimniskrämerei ist für andere Finanzmarktakteure aus mehreren Gründen problematisch. Sie verhindert nicht nur, die Risiken für die Empfängerländer angemessen zu bewerten, sie lässt auch im ­Dun­keln, welche Risiken für den Kreditgeber selbst entstanden sind. Horn et al. be­­tonen, dass etwa die Hälfte der Kreditvergabe von China an andere Länder versteckt ist.66

			Chinas Kreditvergabepolitik erinnert an andere aufstrebende Staaten in früheren Epochen. Staatliche und private Kredite wurden genutzt, um neue Märkte zu erschließen, die Versorgung mit Rohstoffen zu sichern und das Ansehen der aufstrebenden Akteure in den internationalen Beziehungen zu mehren. Großbritannien war im gesamten 19. Jahrhundert ein wichtiger Gläubiger für sich entwickelnde Volkswirtschaften. Im 20. Jahrhundert übernahmen die Vereinigten Staaten diese Rolle und stellten Kapital unter anderen für europäische Volkswirtschaften bereit. Das Beispiel USA zeigt aber sehr deutlich, dass umfangreiche Kreditvergaben an andere Länder gefährlich sein können. Als Gläubiger aus den Vereinigten Staaten Ende der 1920er Jahre die Verlängerung von Kreditlaufzeiten ablehnten, wurden die Nehmerländer, darunter Deutschland, in schwere Wirtschaftskrisen getrieben.

			Allerdings unterscheidet sich die heutige chinesische Kreditvergabepolitik in entscheidenden Punkten von anderen offiziellen Kreditgebern wie der Weltbank oder OECD-Regierungen. China vergibt Kredite oft zu marktüblichen Konditionen (also mit Risikoaufschlägen), kürzeren Laufzeiten und teilweise mit Sicherungsklauseln, die die Rückzahlung der Kredite durch die Verpfändung künftiger Rohstoffexporterlöse, insbesondere aus Öl, sicherstellen.67

			China verfolgt bei seiner Kreditvergabe einen Ansatz, der sich strukturell von dem westlicher Geber unterscheidet. Das Land beharrt auf der Gewährung von Sicherheiten (collateral) und fordert diese im Fall der Nichtbedienung der Schulden auch ein. Diese Vergabe von Krediten gegen Sicherheiten ist auf der einen Seite sinnvoll, weil es die Risiken für Kreditgeber reduziert.68 Im Fall von Ecuador und Venezuela ließen sich China künftige Erdölexporte übereignen. Auf der anderen Seite führt es dazu, dass die Schuldendienstverpflichtungen gegenüber anderen Gläubigern nachrangig bedient werden.69 In der Folge müssen die nichtchinesischen Kreditgeber höhere Risiken eingehen und damit höhere Risikoprämien (Zinssätze) verlangen.

			In Venezuela hat die chinesische Strategie der Besicherung von Krediten gleichwohl nicht funktioniert. Bis 2029 muss das bankrotte Land China allein an Zinsen 20 Mrd. US-Dollar zahlen und es ist fraglich, ob Venezuela angesichts der US-Sanktionen und des desolaten Zustandes seiner Ölindustrie eine entsprechende Ölmenge wird liefern können.70

			In Verbindung mit der bereits genannten zirkulären Kreditvergabe ergibt sich das Bild einer auf Chinas Interessen zugeschnittenen Politik zur Erzeugung von Forderungen in US-Dollar: Chinesische Leistungen (Baudienstleistungen, Maschinen, Lokomotiven etc.) werden in Dollarforderungen umgewandelt, ohne dass wesentliche Vorleistungen in US-Dollar erforderlich waren. China erzeugt Dollarguthaben mit dem allerdings eher nebensächlichen Effekt, dass die Nachfrage nach Dollar steigt.

			Für dieses Verhalten gibt es eine Reihe von historischen Vorbildern. Kolonialmächte haben im 19. Jahrhundert ihre Kredite häufig durch die Verpfändung von künftigen Rohstoffexporten abgesichert. In den 1970er Jahren haben die erdölexportierenden Länder einen Großteil ihrer Einnahmen als Kredite an Entwicklungsländer in US-Dollar vergeben; die Laufzeiten waren eher kurz, typischerweise zwischen drei und sieben Jahren, und die Zinssätze lagen um einen bis zwei Prozentpunkte über dem Standardzinssatz LIBOR. Auch in diesem Fall wurde ein Großteil der Kredite nicht von der offiziellen Statistik erfasst, sodass Schuldnerländer, IWF und Weltbank nur ein unvollständiges Bild der Zahlungsströme und Schuldentragfähigkeitsrisiken erhielten. Damals wie heute dominierten Kredite, während Anleihen, die auf Finanzmärkten gehandelt werden und damit für Transparenz sorgen, eine geringe Rolle spielten.71

			Die Absicherung von Krediten durch Sicherheiten ist ebenfalls keine Erfindung Pekings. Auch die Vereinigten Staaten haben dieses Konzept Mitte der 1990er Jahre angewendet und dem Nachbarland Mexiko in der damaligen Finanzkrise Notkredite gegen die Verpfändung der künftigen Exporteinnahmen des staatlichen Erdölkonzerns PEMEX gewährt. Allerdings führt die Politik Chinas heute dazu, dass die anderen Gläubiger, deren Kredite nicht besichert sind, im Krisenfall größere Ausfälle hinnehmen müssen. Chinas Absicherung erfolgt auf Kosten der multilateralen und der staatlichen Kreditgeber aus OECD-Ländern.

			China hat seine wirtschaftlichen Erfolge also auch dazu genutzt, Forderungen gegenüber einer Vielzahl von Ländern aufzubauen. Positiv interpretiert, könnte man diese Politik als Absicherung vor der drohenden Überalterung der chinesischen Gesellschaft deuten. In den kommenden Jahrzehnten wird Chinas Bevölkerung immer stärker auf Einkünfte aus früheren Auslandsinvestitionen angewiesen sein. Die Kapitalexporte der vergangenen Jahre dienen demgemäß eher dazu, den Lebensstandard für die Zukunft zu sichern. Damit gliche China etwa dem Erdöl exportierenden Norwegen, das zum Schutz des materiellen Wohlergehens künftiger Generationen einen Staatsfonds entwickelt hat, aus dessen Erträgen der norwegische Staat seine Einwohner künftig unterstützen kann. Sollten diese Überlegungen zutreffen, wäre auch die Belt-and-Road-Initiative eine Einrichtung zum Schutz des Lebensstandards der alternden chinesischen Gesellschaft. Aber der chinesischen Führung geht es nicht nur um die Alterssicherung für die Bürgerinnen und Bürger des Landes.

			5.5	Die Verstaatlichung des Kapitalexports

			Die Kommunistische Partei versucht, das Modell einer mit hohen Schulden finanzierten Entwicklung zu exportieren, das im Inland nicht mehr tragfähig ist. Im Jahr 2019 häuften sich Berichte, nach denen den lokalen Regierungen in China die Ideen für neue Infrastrukturprojekte ausgehen. So gesehen, ist die BRI der Versuch der Kommunistischen Partei, durch den Export des eigenen Entwicklungsmodells die Kontrolle zu behalten und Zeit zu gewinnen, um die Herrschaft im Inneren zu stabilisieren. Die BRI ist aber weit davon entfernt, eine Lösung für die deutlich gewordenen Probleme des bisherigen investitions- und schuldengetriebenen Wachstumsmodells zu bieten. Die BRI ist eine Zuspitzung des im Inland verfolgten Entwicklungspfads.72

			Die Kritik an der BRI beschränkt sich nicht auf die Schulden, die den Empfängerländern aufgebürdet werden. Die Ausschreibungen für die Projekte sind auf chinesische Anbieter beschränkt. Wettbewerb, der in Marktwirtschaften die günstigsten Anbieter zum Zuge kommen lässt (oder zu­­mindest lassen soll), ist ausgeschaltet.73 Die Straßen, Häfen und Flughäfen werden zudem von chinesischen und nicht von einheimischen Arbeitern gebaut. Dies mag effizient sein, führt aber zu Spannungen. Beschäftigungseffekte für inländische Arbeiternehmer bleiben aus und das Zusammenleben mit einer großen Anzahl von ausländischen Arbeitnehmern ge­­staltet sich nicht immer reibungslos.74

			Malaysias Premierminister Mahathir hat auf die Summen hingewiesen, die durch die eingeschränkten Ausschreibungen anfallen. Die Schnellbahn an der malaysischen Ostküste hätte nach seinen Angaben von einem malaysischen Unternehmen für weniger als die Hälfte der 13,4 Mrd. US-Dollar gebaut werden können, für die der chinesische Auftragnehmer, die China Communications Construction Company, den Zuschlag erhielt.75

			Doch die staatlichen Kapitalexporte aus China sind nicht auf die Belt-and-Road-Initiative beschränkt und betreffen nicht nur Entwicklungsländer. China hält US-Staats- und Unternehmensanleihen im Wert von mindestens 1.400 Mrd. US-Dollar, was sieben Prozent des US-BIP entspricht, sowie deutsche Staatsanleihen im Umfang von etwa 370 Mrd. US-Dollar. In der Eurozone hält China 850 Mrd. US-Dollar an Anleihen, die meisten davon Staatsanleihen. Der Betrag entspricht ebenfalls etwa sieben Prozent des BIP der Eurozone.76

			Sollte es zu einer Finanzkrise in China kommen, wäre die Finanzierbarkeit der BRI infrage gestellt. Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob eine Finanzkrise in China die zu beobachtende Veränderung der chinesischen Außenpolitik weiter vorantreiben könnte. Die wachsende Gesamtverschuldung Chinas wird einen massiven Export von Kapital erschweren und die sich abzeichnenden Finanzierungsengpässe werden die Regierung zu einer vorsichtigeren Gangart zwingen.77

			5.6	Die europäischen und die pazifischen Alternativen zur BRI

			Die chinesische Regierung hat die BRI zu einem Prestigeprojekt gemacht und damit, vermutlich unbeabsichtigt, Gegenbewegungen ausgelöst. Gerade weil die BRI rhetorisch zu einem Mammutprojekt aufgewertet wurde, wuchs in vielen Empfängerländern die Sorge vor einem übermäßigen Einfluss Pekings. Zudem haben andere mächtige Akteure begonnen, Gegenentwürfe zur BRI zu entwickeln. Insofern erscheint die Beobachtung Gong Xues, China habe mit der BRI möglicherweise einen strategischen Fehler begangen, plausibel.78

			Allerdings haben sich die europäischen Länder mit ihrer Reaktion viel Zeit gelassen. Sowohl Europa als auch die USA haben die Interessen weniger entwickelter Länder lange ausgeblendet und damit China erst die Gelegenheit verschafft, diese Lücke zu füllen.79 Inzwischen haben aber auch die Europäer die Bedeutung der chinesischen Herausforderung erkannt.80

			Bemerkenswert ist die Stellungnahme von 27 EU-Botschaftern im Frühjahr 2018. Mit Ausnahme des ungarischen Gesandten unterzeichneten die in China akkreditierten EU-Botschafter einen Bericht, der vor den Folgen der Belt-and-Road-Initiative warnte. Die Diplomaten mahnten, die BRI würde den freien Warenhandel einschränken und vor allem subventionierten chinesischen Unternehmen nutzen.81

			Die Länder Europäischen Union, insbesondere die größte Handelsmacht Deutschland, und die USA könnten dem chinesischen Projekt eigene Konzepte entgegensetzen.82 Japan hat dies inzwischen getan und bietet asiatischen Staaten Mittel zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen zu deutlich günstigeren Konditionen als China an. Europa könnte und sollte dem Beispiel Japans folgen und niedrig verzinste Kredite zur Finanzierung des Ausbaus von Straßen, Häfen und Flughäfen anbieten.

			Die damalige Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, und die Europäische Handelskommissarin Cecilia Malmström haben am 19. September 2018 die europäische Strategie zur Stärkung der Verbindungen zwischen Europa und Asien vorgestellt, aber die darin skizzierten Projekte (Reisen, Energie, Digitales, Mobilität von Menschen) sind wenig ambitioniert.83 Die Asia Connectivity Strategy der EU bietet den asiatischen Ländern zu wenig Unterstützung beim Ausbau der Infrastruktur und ist zudem nicht großzügig genug finanziert.84

			Zwar bieten die multilateralen Entwicklungsbanken Kredite für den Ausbau der Infrastruktur an, aber aus Sicht der Empfängerländer sind die Auflagen etwa der Weltbank häufig zu strikt und die Antragsverfahren zu komplex. Zwischen der BRI auf der einen und den Entwicklungsbanken auf der anderen Seite gäbe es Optionen für eine neue Initiative: Deutschland könnte seine gewaltigen Leistungsbilanzüberschüsse dazu verwenden, eine von Deutschland finanzierte europäische Alternative zu den chinesischen Projekten anzubieten.

			Die Interessen Europas an einer Verbesserung der Infrastruktur in Asien sind offensichtlich. Zugleich wäre es naiv, die geopolitischen Interessen Pekings zu ignorieren. Um zu verhindern, dass immer mehr asiatische und afrikanische Staaten in Abhängigkeit von Peking geraten, sind daher neue Initiativen angebracht. Europa und die USA haben kein Interesse daran, dass die BRI Abhängigkeiten schafft, die die außenpolitischen Spielräume vieler asiatischer Länder deutlich einschränkt.

			Europa kann auf Chinas Vorgehen reagieren. Die Financial Times kommentierte 2019:

			»Die EU hat das Geld und die Macht, ein ebenbürtiger Ansprechpartner bei der Gestaltung einer paneurasischen Wirtschaft zu sein. Aber dafür muss sie genauso investitionsfreudig sein wie Peking und sich genauso auf ihre geopolitischen Ziele konzentrieren.«85

			Um nennenswerte Wirkung zu erzielen, müsste ein europäisches Alternativprojekt zur BRI ein Volumen von 250 bis 300 Mrd. Euro umfassen. Finanziert werden könnte eine solche Initiative zur Unterstützung von Infrastrukturprojekten in Asien entweder durch direkte Kreditaufnahme der Bundesregierung, die sich gegenwärtig nahezu kostenlos verschulden kann, oder durch niedrige verzinste Infrastrukturanleihen, die von der Bundesregierung garantiert werden.

			Europa muss selbst tätig werden86 und dabei die Schwächen der chinesischen Projekte zu vermeiden suchen. Dafür müssen erstens transparente Ausschreibungen der Bauvorhaben sichergestellt, zweitens Investitionen ex ante auf Rentabilität geprüft und drittens Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption in den Bauprojekten ergriffen werden.

			Die OECD-Länder stellen über multilaterale Entwicklungsbanken bereits Mittel für die Entwicklung der Infrastruktur bereit. Aber die Antragsverfahren wurden in den vergangenen Jahren immer komplexer, vor allem, weil eine Reihe von sehr unterschiedlichen Zielen gleichzeitig erreicht werden sollte. Bei allen Nachteilen der BRI hat diese gegenüber den Angeboten der westlichen Länder den Vorteil, weniger komplizierte Antragsverfahren zu haben.

			Zielkonflikte sind bei einer europäischen Infrastrukturinitiative fraglos vorhanden. Eine Schattenseite des Ausbaus der Infrastruktur sind die damit verbundenen CO2-Emissionen. Straßenbau führt zu mehr Verkehr. Bedenkt man den bisherigen öffentlichen Druck auf die Bundesregierung, mehr für den Klimaschutz zu tun, wäre es blauäugig, diese Dimension von Infrastrukturinvestitionen in Asien auszublenden. Freilich würde der Verzicht der EU auf die Unterstützung der Infrastrukturentwicklung in Asien bedeuten, dass europäische Regierungen den armen asiatischen Ländern die Chance auf wirtschaftliche Entwicklung verwehren.

			Entschiede sich die EU für einen eigenen Plan zur Infrastrukturentwicklung in Asien, stellt sich die Frage nach der Finanzierung. Deutschland sollte hier den Löwenanteil übernehmen. Kein anderes Mitgliedsland der EU ist finanzpolitisch nur annähernd so potent wie Deutschland. Ein Volumen von etwa 300 Mrd. Euro wäre beachtlich, stellte allerdings nur etwa ein Drittel der für die BRI projektierten Mittel dar und würde nur einen kleinen Teil der notwendigen Infrastrukturinvestitionen abdecken: Die Asiatische Entwicklungsbank (ADB) bezifferte 2017 den Kapitalbedarf für Infrastrukturinvestitionen asiatischer Entwicklungs- und Schwellenländer auf 1.700 Mrd. US-Dollar pro Jahr.87 Würde Europa pro Jahr 30 Mrd. Euro bereitstellen, wären dies gerade etwa zwei Prozent der notwendigen Summe.

			Deutschland könnte diese Initiative auf drei Wegen finanzieren:

			
					Der einfachste Weg wäre die direkte Kreditaufnahme durch die Bundesregierung. Deutschland könnte einen Fonds finanzieren, bei dem asiatische Entwicklungsländer Kredite aufnehmen können.

					Eine zweite Variante wäre die Ausgabe von niedrig verzinsten Infra­strukturanleihen, die von der Bundesregierung garantiert werden. Eine »Europäisch-Asiatische Infrastrukturbank« könnte Ersparnisse aus Deutschland verwenden, um in Asien Projekte zu finanzieren. Angesichts des Anlagenotstands in Deutschland wäre die Nachfrage nach solchen mit 1,5 bis 2,0 Prozent zu verzinsenden Anleihen vermutlich nennenswert.

					Exotisch wäre eine dritte Variante. Die Bundesbank hält aktuell Forderungen an das Eurosystem in Höhe von etwa 900 Mrd. Euro. Es gibt zwar Beobachter, die an der Werthaltigkeit dieser Forderungen zweifeln, aber zunächst ist davon auszugehen, dass diese Forderungen irgendwann beglichen werden. Sollten sie werthaltig sein, könnte man sie auch beleihen. Ebenso wie bei den beiden anderen Möglichkeiten könnten aus den so gewonnenen Mitteln Kredite an asiatische Kreditnehmer vergeben werden.

					Anders als Japan haben Europa und die USA bislang keine nennenswerten Initiativen zur Finanzierung des Infrastrukturausbaus in asiatischen Entwicklungsländern gestartet. Unterdessen beginnen auch die USA, ihre Entwicklungspolitik als Reaktion auf die BRI zu ändern. Im Oktober 2018 wurde die Agentur Better Utilization of Investment Leading to Development (BUILD) geschaffen, die gemeinsam mit Australien und Japan Alternativen zur BRI anbieten soll.88 Die USA setzen auf Experten, die die Verträge mit China prüfen und den Ländern ermöglichen, vorteilhaftere Vertragsbedingungen auszuhandeln. Ein Modellvorhaben war die amerikanische Hilfe für Myanmar im Jahr 2019. 2015 hatte die damalige Militärregierung mit der chinesischen CITIC-Gruppe ein Projekt über den Bau eines Hafens in Kyaukpyu zu einem Preis von 7,3 Mrd. US-Dollar verhandelt. Zugleich sollte eine Eisenbahnlinie gebaut werden, die China mit dem burmesischen Hafen verbinden sollte.89 Die amerikanischen Berater empfahlen eine deutliche Verkleinerung des Projekts auf ein Investitionsvolumen von 1,3 Mrd. US-Dollar, das heißt um etwa 80 Prozent.90

			

			Die USA haben aus diesem Pilotprojekt zusammen mit Australien und Japan das Blue Dot Network entwickelt. Mit diesem Siegel sollen Infrastrukturprojekte ausgezeichnet werden, die sich durch Transparenz und finanzielle Nachhaltigkeit auszeichnen. Die Begutachtung der Projekte durch unabhängige Experten soll auch private Investoren ermutigen, Kapital für die Infrastrukturentwicklung bereitzustellen. Der ehemalige amerikanische Handelsminister Wilbur Ross hofft, dass die Blue-Dot-Projekte ein Gütesiegel für »sichere Investitionsorte« werden.91

			Die Initiative wird von der Overseas Private Investment Corporation (OPIC) der USA in Zusammenarbeit mit der Japan Bank for International Cooperation und dem australischen Außen- und Handelsministerium getragen. Anders als die BRI verfügt die pazifische Alternative nicht über eigene Mittel, sondern dient als Katalysator für privates Kapital.92

			Ohnehin ist Japan in vielen Ländern der Region ein wichtigerer In­­fra­strukturinvestor als China. In den zehn Staaten der Association of South­east Asian Nations (ASEAN) finanziert Japan 240 Projekte in den Mitgliedsländern der Gruppe, während China nur 210 Vorhaben unterstützt (Stand Juni 2019). In den sechs größten Ökonomien der ASEAN (Indonesien, Malaysia, den Philippinen, Singapur, Thailand und Vietnam) betrug das von Japan finanzierte Projektvolumen 367 Mrd. US-Dollar gegenüber 255 Mrd. US-Dollar aus China.

			Angesichts der geschilderten Schwächen der BRI ist es keineswegs unwahrscheinlich, dass die europäischen und pazifischen Alternativen zur BRI mittelfristig deutlich an Bedeutung gewinnen. Insbesondere der Versuch der USA, privates Kapital für den Ausbau der Infrastruktur zu mobilisieren, erscheint vielversprechend. 
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			Xi Jinping wurde im Jahr 2012 zum Generalsekretär der Kommunis­tischen Partei ernannt und hat Chinas Innen- und Außenpolitik stärker geprägt als seine Vorgänger mit Ausnahme Mao Zedongs. Beim 19. Kongress der Partei im Jahr 2017 betonte Xi in seiner dreieinhalbstündigen Rede, in den ersten fünf Jahren seiner ersten Amtsperiode habe sich China »erhoben« und sei zugleich reich und mächtig geworden. Anders als in den gut 40 Jahren seit dem Tod Maos gab Xi als Vorsitzender der KP ­erstmals wieder die Losung aus, die chinesische Politik könne die Probleme der Menschheit lösen.1 Xi gab damit die Trennlinie zwischen Innen- und Außenpolitik auf und setzte auf den Export des politischen Werte­systems.2

			Xi Jinping wurde 1953 als Sohn eines einflussreichen Politikers geboren. Sein Vater, Xi Zhongxun, war in den 1950er Jahren Vizepremier Chinas. Mao schasste ihn 1962, nachdem er konkurrierende Kader unterstützt hatte. Nach Beginn der Kulturrevolution wurde Xi Zhongxun inhaftiert. Sein Sohn verlor alle Privilegien und wurde gezwungen, seinen Vater zu denunzieren.3 Eine von Xis älteren Schwestern wurde in den Wirren der Kulturrevolution umgebracht. Xi selbst floh 1969 aus Peking aufs Land und lebte dort in ärmlichsten Verhältnissen. Erst 1975 konnte er seine Ausbildung fortsetzen und studierte als »Arbeiter-Bauern-Soldat-Student« chemische Verfahrenstechnik.4

			Vor diesem Hintergrund erscheint es besonders bemerkenswert, dass Xi Jinping Maos Politik verehrt. Die Tatsache, dass Xi Jinpings Familie zu den Opfern der maoistischen Politik gehörte und Xi dennoch die Kulturrevolution verherrlicht, mag einen Beitrag zu Xis Aufstieg in der Kommunistischen Partei geleistet haben. Nur wenige vermuteten, dass Xi eine radikale, autoritäre Politik implementieren würde. Einige Parteigranden nahmen an, Xi sei ein formbarer Parteisoldat und aufgrund seiner fehlenden Machtbasis in der Partei kontrollierbar. Die Kader täuschten sich: Der Kompromisskandidat Xi Jinping entwickelte sich zum kompromisslosesten Führer der Kommunistischen Partei seit Mao.5

			Xi übernahm zu einem Zeitpunkt die Macht, als in Europa und im Nahen Osten mehrere Regierungen von Protestbewegungen zu Fall ge­­bracht wurden. Für Xi waren diese Revolten eine Warnung. Eine noch wichtigere Lehre zog er aus dem Zusammenbruch der UdSSR. Die vollständige Auflösung der einst so mächtigen KPdSU hinterließ einen nachhaltigen Eindruck auf ihn.6 Schon in den ersten Wochen als Generalsekretär sprach er vom »chinesischen Traum«, den es zu verwirklichen gelte. In rascher Folge ließ er Bürgerrechtsanwälte verhaften und startete seine Antikorruptionskampagne.

			Seit 2012 haben die Behörden gegen mehr als 2,7 Millionen Beamte Verfahren eingeleitet und mehr als die Hälfte, 1,5 Millionen, bestraft, eine Million mit Gefängnis. Xi nutzte die Antikorruptionskampagne, um Kritiker seiner Politik aus der Partei entfernen zu lassen, darunter einige potenzielle Rivalen.7 Von den etwa 3.500 Spitzenkadern der KP wurden 400, darunter 100 Generäle, ihrer Ämter enthoben und wegen Korruptionsvergehen mit Gefängnis bestraft. Generalsekretär Xi ordnete eine Konzentration der Macht in seinen Händen an und setzte damit eine sehr weitgehende Zentralisierung durch.8

			Xi hat nicht nur die Partei auf seine Linie gebracht, er hat auch mit einigen der wichtigsten Reformen von Deng Xiaoping gebrochen. Vor dem Hintergrund von Maos tyrannischer Herrschaft setzte Deng zwar nicht auf eine Demokratisierung nach westlichem Vorbild, aber innerhalb des politischen Systems wurden Systeme kollektiver Führung und verpflichtende Ruhestandsregelungen für Politiker eingeführt sowie Amtszeiten begrenzt.9 Den zuvor herrschenden Pragmatismus, die ideologische Flexibilität und die kollektive Führung gab Xi auf und setzte einen neomaoistischen Ansatz an dessen Stelle. Generalsekretär Xi toleriert keinen Dissens und hat damit den gesamten Regierungsapparat anfälliger für politische Fehlentscheidungen gemacht.10

			Der Aufstieg Chinas war lange Zeit von Deng Xiaopings Losung geprägt, das Land solle sich zurückhalten, seine Fähigkeiten verbergen und warten, bis seine Zeit gekommen sei.11 Nach den politischen Äußerungen und Taten von Generalsekretär Xi zu urteilen, ist für China die Phase des Abwartens und des Verbergens seiner Möglichkeiten vorbei.12

			Unklar ist, welche langfristigen Nachwirkungen die Aufstände des Jahres 1989 heute noch haben. Viele Beobachter erinnern sich vor allem an den Platz des Himmlischen Friedens in Peking und die dort rollenden Panzer, aber die damaligen Unruhen betrafen nahezu alle Städte des Landes.13 Gärt die Verärgerung über die Kommunistische Partei weiter oder ist sie auch dank der positiven wirtschaftlichen Entwicklung überwunden? Lucian Pye hat den »Pekinger Frühling« 1989 als beispielhaft für die Geschichte Chinas bezeichnet: Phasen der Hoffnung für die Bürger würden immer wieder abgelöst von Momenten der Verzweiflung, die es auch China wohlgesinnten Beobachtern erschwerten, einen zuversichtlichen Blick zu bewahren.14

			4.1	Der chinesische Traum: die Vision eines ­kontrollierenden Staates

			Es kann offenbleiben, ob China jemals ein sozialistisches Land war – eindeutig ist, dass die Kommunistische Partei das Land heute politisch wie ökonomisch fest im Griff hat.15 Die Partei nimmt für sich in Anspruch, die einzige Institution zu sein, die die Bevölkerung vor Ausbeutung durch Ausländer schützt.16 Das Narrativ ist geschickt gewählt, weil es an demütigende Interventionen ausländischer Mächte erinnert. Insbesondere die von Großbritannien erzwungene Öffnung Chinas durch die nach dem ersten Opiumkrieg abgeschlossenen Verträge von Nanjing und Humen und der damit verbundene Verlust der Souveränität sind in der chinesischen Gesellschaft nach wie vor sehr präsent. Auch die Besetzung der ­Mandschurei durch Japan im Jahr 1931 und die anschließende Errichtung eines Kolonial­regimes gehören zu den von der KP immer wieder in Erinnerung gerufenen Demütigungen durch ausländische Mächte.

			Am 1. Oktober 1949 verkündete Mao der Welt, dass das chinesische Volk sich nach wiederholten ausländischen Invasionen seit Mitte des 19. Jahrhunderts endlich erhoben hätte. Die chinesische kommunistische Bewegung in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts war eine nationalistische Bewegung und der kommunistische Sieg 1949 war sowohl ein Triumph des chinesischen Nationalismus wie des Kommunismus.17 Der heutige chinesische Nationalismus baut weniger auf kulturellen Traditionen auf, sondern fußt auf einer von der Kommunistischen Partei »gedachten Gemeinschaft« (imagined community).18

			Chinas Nationalismus entwickelte sich erst nach dem Ende des Kaiserreichs und ist damit vergleichsweise jung. Tang und Darr meinen, China sei ein Kaiserreich, das zur Nation wurde.19 Lucian Pye geht noch weiter und bezeichnet China als »Kultur, die vorgibt, ein Nationalstaat zu sein«.20 Das Bild Chinas als ein moderner Staat bezeichnet Pye als Konstruktion, die dem Land nicht gerecht werde:

			»Die Geschichte des modernen China kann als das Bemühen sowohl von Chinesen als auch von ausländischen Beobachtern beschrieben werden, eine Zivilisation in den willkürlichen, einengenden Rahmen des modernen Staates zu pressen, eine institutionelle Erfindung, die aus der Zersplitterung der eigenen Zivilisation des Westens hervorging.«21

			Auffällig ist bis heute das Fehlen einer Definition, was chinesischen Nationalismus ausmacht. Chinesische Politiker und Intellektuelle haben es nicht geschafft, aus traditionellen Elementen der chinesischen Kultur und den Merkmalen des modernen China ein nachvollziehbares Narrativ des chinesischen Nationalismus zu schaffen.22 Bei genauer Betrachtung bleibt von der spezifisch chinesischen Art (chineseness) nicht viel mehr übrig als die Überzeugung führender Politiker, moralisch überlegen und Verteidiger einer moralischen Ordnung zu sein.23

			Dieses bis heute anhaltende Vakuum lässt sich auch auf Maos rigide Ablehnung konfuzianischer Traditionen zurückführen. Mao ersetzte den bestehenden Wertekanon durch einen importierten Marxismus-Leninismus. Traditionelle Werte wurden von Mao als »Erbe der Feudalzeit« abgelehnt.24 Jenseits des Marxismus schmäht die Kommunistische Partei im Ausland entwickelte gesellschaftliche Konzepte. Da von der KP traditionelle chinesische Werte ebenso abgelehnt werden wie aktuelle Normen westlicher Gesellschaften, bleibt der chinesischen Gesellschaft zwar die Unterscheidung zwischen Einheimischen und Auswärtigen, aber dem chinesischen Nationalismus fehlt auch unter Xi Jinping eine konturierte Erzählung, was Chinas Nationalismus ausmacht. Seit Deng Xiaoping sprechen chinesische Führer vom »Aufbau eines Sozialismus mit chinesischen Merkmalen«, aber sie vermögen es nicht, diese Merkmale zu benennen.25 Gerade vor dem Hintergrund der Betonung des »chinesischen Traums« durch Generalsekretär Xi überrascht, dass die ideologische Basis des chinesischen Sozialismus, der Marxismus-Leninismus, aus dem Ausland importiert wurde.

			Das Ergebnis ist ein wenig konturierter und den Traditionen Chinas nicht Rechnung tragender Nationalismus:

			»Die Ablehnung der Verschmelzung von chinesischem Nationalismus und Modernisierung, die im küstennahen China der Vorkriegszeit stattfand, zugunsten des weniger authentischen, auf dem Leninismus basierenden Nationalismus hat China sowohl ohne ein befriedigendes Verständnis von Modernisierung als auch ohne authentischen Nationalstolz zurückgelassen.«26

			Entgegen dieser Einschätzung von Lucian Pye aus dem Jahr 1993 zeigen chinesische Bürgerinnen und Bürger heute ein hohes Maß an Natio­nalstolz. In einer vergleichenden Untersuchung von 35 Ländern zeigten Chinesen das höchste Maß an Nationalismus. Zu den Ländern mit ausgeprägtem Nationalstolz gehören so unterschiedliche Länder wie die USA, Kanada, Australien, Südafrika, Neuseeland, Venezuela, Japan, die Philippinen und Österreich.27

			Von der genannten Begründung der Herrschaft der Kommunistischen Partei in China – die KP schütze die Chinesen vor feindlichen Mächten – zu Josef Stalins Rechtfertigung von Organen zur Unterdrückung der Bevölkerung lässt sich eine direkte Linie ziehen. Stalin behauptete, die Sowjetunion sei von kapitalistischen Mächten umgeben und es bestehe die Gefahr einer Intervention. Deshalb müssten Armee und Geheimpolizei ausländische Agenten enttarnen und unschädlich machen. Stalin denunzierte damit auch jede interne Opposition als von ausländischen Mächten gesteuert.28 Die Figur des Schutzes der einheimischen Bevölkerung vor ausländischen Interventionen findet sich sowohl in der UdSSR Josef Stalins und als auch im heutigen China Xi Jinpings.

			Parallelen in den verwendeten Narrativen finden sich aber nicht nur zur UdSSR, sondern auch zu faschistischen Regimen. Auch diese verwendeten frühere Demütigungen durch ausländische Mächte dazu, ihre eigene Herrschaft zu legitimieren. Auch im Faschismus findet sich die Idee, die eigene Gesellschaft sei durch die zersetzenden Auswirkungen von Individualismus, Liberalismus und auswärtigen Einflüssen gefährdet.29

			Zu unterscheiden ist zwischen Patriotismus und Nationalismus. Patrio­­tismus bezeichnet die Liebe zu, den Stolz auf und die Unterstützung für den eigenen Nationalstaat, aber ohne notwendigerweise eine strenge emotionale oder ethische Verpflichtung gegenüber dem politischen, wirtschaftlichen oder sozialen Status quo einzugehen. Nationalismus dagegen ist ein relationaler Begriff; er vergleicht den eigenen Staat mit anderen. Eine positive Bewertung von Gruppenmerkmalen wird mit der Geringschätzung von externen Gruppen verbunden. Im Vergleich zu Patriotismus schafft Nationalismus eine intensivere emotionale und normative Verbindung zum eigenen Staat.30

			Johnson betont, dass die häufig geäußerte Einschätzung, Nationalismus habe in China in den vergangenen Jahren stark zugenommen, nicht zutreffe. Allerdings räumt er ein, dass Chinas Bürgerinnen und Bürger seit Langem ein überdurchschnittlich hohes Maß an nationalistischem Denken aufweisen.31 Xi Jinping und die Kommunistische Partei können also den vorhandenen chinesischen Nationalismus mobilisieren und müssen ihn nicht erst neu etablieren.

			Zugleich ist es der Kommunistischen Partei nicht gelungen, das politische System Chinas nachhaltig zu modernisieren. Vielmehr erinnert die heutige politische Ordnung an das alte konfuzianische System der Kaiserreiche. Im traditionellen konfuzianischen System regierten Menschen, die sich im Besitz einer überlegenen Moral wähnten und die Verantwortung für die Aufrechterhaltung einer auf moralischen Grundsätzen basierenden Gesellschaftsordnung trugen. Auch in anderen traditionellen Gesellschaften war die politische Autorität für die Bewahrung einer religiös-moralischen Ordnung verantwortlich. Der Prozess der Modernisierung hat jedoch in vielen Gesellschaften einen Übergang von einer auf einer moralischen Ordnung basierenden Legitimität zu einer politischen Ordnung, die auf dem Rechtsstaat basiert, mit sich gebracht. In China dagegen wurde kein neues System etabliert, in dem es eine Auseinandersetzung zwischen Gruppen mit konkurrierenden Interessen gibt, vielmehr kehrte das Land zu einem System der moralischen Überlegenheit der herrschenden Schichten zurück:

			»Leider hat die Entwicklung Chinas einen solchen Übergang nicht beinhaltet. Stattdessen wurde versucht, eine moralische Ordnung wiederherzustellen, diesmal auf der Grundlage des Marxismus-Leninismus-Mao-Zedong-Denkens. Erneut wird China von Menschen regiert, die behaupten, moralisch überlegen zu sein, und jedes Infragestellen der Orthodoxie ihrer propagierten moralischen Ordnung stellt eine direkte Bedrohung ihrer Legitimität dar.«32

			Heute sind die Anforderungen an die von der Kommunistischen Partei zu erbringenden Leistungen allerdings stark gewachsen. Wirtschaftswachstum allein genügt nicht mehr. Die Führung muss für eine intakte Umwelt sorgen, soziale Harmonie fördern, öffentliche Dienstleistungen bereitstellen und sich sogar um die Förderung des Glücks der chinesischen Bevölkerung kümmern.33

			Der unter Generalsekretär Xi wieder wachsende Einfluss der Kommunistischen Partei Chinas lässt nicht darauf schließen, dass liberale und pluralistische Konzepte in absehbarer Zeit die chinesische Innenpolitik prägen werden. Es gibt keinen Bereich des Lebens, den die Partei nicht kontrolliert oder zu kontrollieren anstrebt.34

			Die Erwartung, dass die intensiven Auslandskontakte von chinesischen Bürgerinnen und Bürgern dazu führen würden, dass sich China wie von selbst demokratisiert, hat sich nicht erfüllt.35 Die chinesische Führung hat das eigene Volk gegen die Werte und Institutionen der europäischen Aufklärung, die den Aufstieg des Kapitalismus im Westen begleiteten, bislang erfolgreich immunisiert.36 Allerdings gelingt es der KP nicht, den Chinesen einen einenden Nationalismus zu präsentieren, der ihnen moralische und spirituelle Orientierung liefert.37

			4.1.1	Kein Traum ohne die Kommunistische Partei

			Chinesische Führer wählen zur Beschreibung ihrer politischen Ziele häufig wenig konkret wirkende Leitsätze. Beispielsweise forderte Jiang Zemin, Generalsekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei von 1989 bis 2002, auf dem 16. Kongress der KP die Erneuerung der chinesischen Nation und mahnte wie schon zuvor Deng Xiaoping die Entwicklung eines »Sozialismus chinesischer Prägung« an.38 Die Losung Xi Jinpings ist die Verwirklichung des »chinesischen Traums« in einer dritten Revolution.

			Nach Mao Zedongs erster, kommunistischer Revolution und Deng Xiaopings von umfassenden wirtschaftlichen Reformen geprägtem Umbruch will Xi nicht nur einige der Liberalisierungsmaßnahmen seiner Vorgänger aufheben und die Macht der Kommunistischen Partei weiter ausbauen. Der Kern seines Traums ist die Schaffung einer prosperierenden sozialistischen Gesellschaft, die ihren Mitgliedern einen bescheidenen Wohlstand bietet. Eine führende Rolle Chinas in der internationalen Politik ist allerdings nicht explizit Gegenstand dieser Vision.

			Xi hat 2017 seine Gedanken – »Xi Yinping Thought on Socialism with Chinese Characteristics for a New Era« – zusammen mit den Ideen Maos und Dengs in die chinesische Verfassung aufnehmen lassen.39 Unter Xi Jinping schickt sich erstmals ein autoritärer Staat an, eine Führungsrolle in der heutigen liberalen Weltordnung zu übernehmen.40

			Kritik an der fehlenden demokratischen Legitimation der Kommunistischen Partei wird als klassische Methode westlicher Staaten denunziert, die ärmere Gesellschaften gängeln und deren Souveränität einschränken soll.41 Generalsekretär Xi beschwört immer wieder einen Kampf des »Sozialismus chinesischer Prägung« mit westlichen antichinesischen Kräften, die mit ihren »äußerst bösartigen« Ideen von Freiheit, Demokratie und Menschenrechten darauf aus seien, China zu schwächen.42

			Man kann einwenden, dass die Sowjetunion, das imperiale Japan und das nationalsozialistische Deutschland Adolf Hitlers ebenfalls nach einer führenden, einer hegemonialen Rolle strebten. Im Unterschied zu China strebten diese Staaten aber nach einer Ausweitung ihres Herrschaftsraumes und versuchten, die Kontrolle über benachbarte Staaten zu erlangen. China hingegen hat bislang keine Versuche unternommen, ein konkurrierendes System zu entwickeln, das mit der von den USA und anderen Staaten geprägten Ordnung konkurriert. Xi strebt eine hegemoniale Rolle für China an, ohne die existierende Ordnung zerschlagen und ohne Chinas Politik und Wirtschaft den bisher geltenden, von den OECD-Staaten geprägten Normen unterwerfen zu wollen.

			Dieser bemerkenswerte Ansatz ist bedrohlich und zugleich überraschend schlicht. Er ist bedrohlich, weil er die geltenden Regelwerke etwa bei der Organisation der internationalen Wirtschaftsbeziehungen oder das Seerecht offen missachtet. Mangels Sanktionsmöglichkeiten bleibt etwa den Anrainerstaaten im Südchinesischen Meer nichts anderes übrig, als die Faust zu ballen und Chinas Machtdemonstrationen hinzunehmen. Zugleich ist das von Generalsekretär Xi verfolgte Ziel weder visionär noch universell. Xi hat nicht den Anspruch, eine Perspektive für nichtchinesische Gesellschaften zu entwickeln. Er verfolgt einen »chinesischen Traum«, aber dieser ist für andere Länder keine Verheißung, sondern ein Projekt, das sich allein auf China richtet. Xi strebt an, China zur mächtigsten Macht in Asien zu machen, eine Position, die dem Land historisch zustehe und rechtmäßig sei.43 Von diesem »Traum« schließt Xi andere Länder aus.44

			Xis Traum sieht andere Länder in dienender Funktion, gleichsam am Katzentisch. Xi hat bislang keine Bereitschaft gezeigt, die Interessen seines Landes mit denen anderer Länder abzustimmen, geschweige denn chinesische Interessen denen anderer Länder unterzuordnen.45 China unter Xi Jinping strebt eine Weltordnung an, die China dient, in der das Land aber keine weitreichenden Verpflichtungen in der Sicherheitspolitik übernehmen muss. Sein chinesischer Traum beinhaltet vor allem das Versprechen auf materiellen Wohlstand. Künftig würden Chinesen vergleichbar wohlhabend sein wie heute die Amerikaner und Europäer.46

			Xis chinesischer Traum richtet sich anders als die Belt-and-Road-Initia­tive an das einheimische Publikum. Zwar ist die Forderung nach einem starken, mächtigen China ein Bestandteil des innenpolitischen Diskurses seit dem Ende der Qing-Dynastie im Jahr 1912. Generalsekretär Xi verbindet diese Losung aber mit einem impliziten Schreckensszenario, dem chinesischen Albtraum. Nur die Kommunistische Partei kann demnach das eine Szenario befördern und zugleich das andere abwenden: Sie sorgt für die Erreichung des Traums und verhindert, dass China in apokalyptisches Fahrwasser gerät.47

			Xis Botschaft der »großen Wiedergeburt der chinesischen Nation« kann auf zwei Arten gelesen werden. Sie kann als eine Würdigung der materiellen Leistungen der Nation verstanden werden oder als ein mit Genugtuung vorangetriebener Prozess der Überwindung eines Jahrhunderts der Erniedrigung durch ausländische Imperialisten.48 Der britische Sinologe Kerry Brown sieht die heutigen Botschaften Chinas kritisch:

			»Die Botschaft, die China jetzt verbreitet, ist, dass das, was im ­Interesse Chinas liegt, per definitionem auch im Interesse der übrigen Welt liegt. Diese Interpretation von wechselseitigem Nutzen […] ist das, was die BRI und fast jedes andere diplomatische Vorhaben, mit dem sich China befasst, bestimmt. Wenn diese Interpretation richtig ist, dann agiert China nicht aus verletzender oder böswilliger Absicht als Bedrohung, sondern aus Eigennutz.«49

			Bemerkenswert ist, dass das Thema Rechenschaftspflicht und ­Zuordnung von Verantwortlichkeiten in Xis Antikorruptionspolitik offenbar keine Rolle spielt. Für westliche Beobachter läge es auf der Hand, nach der Beseitigung von Machtmissbrauch klar zu definieren, welche Strukturen Korruption künftig verhindern sollen – nicht so in China. Dass Verantwortlichkeiten unklar bleiben, hat in China Tradition. Lucian Pye hat betont, dass im politischen System Chinas Rechenschaftspflichten ­ungeklärt sind. Die Folge dieser unklaren Zuordnung von Verantwortlichkeit ist, dass normale Bürger der Willkür staatlicher Akteure weitgehend schutzlos ausgeliefert sind.50

			Ein Kollateralschaden dieser Politik ist, dass viele Politiker unterer Ebenen eine ausgeprägte Passivität entwickelt haben. Die Antikorruptionskampagne hat die Bereitschaft, Risiken einzugehen, gedämpft. Gewiss ist dies nicht der einzige Grund für das unter Xi schwache Wirtschaftswachstum, aber die von ihm geschürte Atmosphäre der Angst behindert Innovation und Kreativität. Während vor der Machtübernahme Xi Jinpings die Übernahme von Risiken belohnt wurde und materiellen wie immateriellen Nutzen versprach, haben sich die Anreizsysteme in China radikal gewandelt. In Medien und Wissenschaft, aber auch in der öffentlichen Verwaltung werden inzwischen von vielen Menschen Strategien der Risikovermeidung angewendet.51 Xis Politik der Kontrolle und Sanktion von Fehlverhalten legt sich wie Mehltau auf die chinesische Gesellschaft und behindert Innovation und eine offene Debatte über Vor- und Nachteile von politischen Entscheidungen.

			Allerdings zeigten sich Chinas Bürgerinnen und Bürger gegenüber dem eigenen Staat sowohl im Kaiserreich als auch seit der Gründung der Volksrepublik vergleichsweise passiv und stellten kaum Forderungen an staat­liche Politiken. Chinas Bürger konzentrieren sich seit je auf ihre privaten Angelegenheiten. Die Gesellschaft besteht aus nach innen gerichteten Gruppierungen und weist damit eine zelluläre Struktur auf.52 An dieser auf das Private, in erster Linie auf die Familie konzentrierten Gesellschaft hat die Herrschaft der Kommunistischen Partei nichts geändert. Anders als in den von der europäischen Aufklärung geprägten Gesellschaften Europas und Nordamerikas hat sich in China keine bürgerliche Gesellschaft entwickelt, in der Akteure ihre Interessen artikulieren und in der ein Wettbewerb von Ideen und Konzepten herrscht. Sowohl die Machtfülle der Regierung als auch das vermeintlich enge Verhältnis zwischen Regierenden und Regierten sind Lucian Pye zufolge eine Schimäre:

			»Der chinesische Staat, sowohl der imperiale als auch der kommunistische, hat sich immer als allmächtig ausgegeben, aber in Wirklichkeit war seine Macht zur Umsetzung der Politik erstaunlich begrenzt. Die chinesische Gesellschaft wiederum hat sich zwar mit dem vermeint­lichen Anspruch auf staatliche Allmacht abgefunden, ist aber ihren eigenen Vorstellungen gefolgt und hat dabei kaum Forderungen an die Regierung gestellt. Herrscher und Untertanen haben daher dazu tendiert, Abstand voneinander zu halten, während sie vorgaben, harmonisch eng miteinander verbunden zu sein.«53

			Die Annahme, Generalsekretär Xi verfüge über uneingeschränkte Macht, stimmt also nur teilweise. Innerhalb des politischen Apparates kontrolliert Xi sehr viel, aber zwischen Staat und Partei auf der einen und der chinesischen Gesellschaft auf der anderen Seite gibt es seit je eine Kluft. Xi möchte die chinesische Gesellschaft deshalb künftig stärker an die Kommunistische Partei binden.

			4.1.2	Kontrolle und Zensur durch die Kommunistische Partei im ­Inland

			Die Kontrolle der chinesischen Gesellschaft durch die Kommunistische Partei ist kein neues Phänomen. Eine gravierende Veränderung ist allerdings die Internationalisierung der Kontrolle. Unter Generalsekretär Xi sind nicht mehr allein die eigenen Staatsbürger das Ziel der Zensur und Überwachung, sondern auch die Bürgerinnen und Bürger anderer Staaten. Diese Ausweitung der Überwachung über die Landesgrenzen hinweg stellt eine neue Qualität dar.

			Im Inland setzt Generalsekretär Xi auf umfassende Kontrolle der Bürgerinnen und Bürger. In Xis China werden Menschen wegen ihrer Religion in Lagern festgehalten. Die begrenzten Freiheiten, die die Chinesen unter Deng und seinen Nachfolgern genossen, wurden von Xi wieder deutlich eingeschränkt.54 Er orientiert sich in seiner Innenpolitik erkennbar an Josef Stalin, der gesagt haben soll, dass Ideen sehr viel gefährlicher seien als Gewehre: »Wir erlauben unseren Leuten nicht, Gewehre zu haben. Warum sollten wir Ihnen erlauben, eigene Gedanken zu entwickeln?«55

			Bemerkenswert ist das Ausmaß der Überwachung chinesischer Mobiltelefone. Sämtliche Telefone sind mit der Nummer des nationalen Personalausweises verknüpft. Besonders genau werden die Anhänger Xi Jinpings ausgespäht. Eine App der Kommunistischen Partei dient zur Verbreitung seiner Gedanken und Losungen. Dieses Programm kann als moderne Variante von Maos kleinem rotem Buch (Mao-Bibel) gelten. Mehr als 100 Millionen Nutzer haben die App auf ihren androidbasierten Telefonen installiert. Unter diesen Nutzern gibt es einen Wettbewerb: Wer viele Artikel liest und diese – wohlwollend – kommentiert, erhält zusätzliche Punkte in der App. In einer Rangliste werden diejenigen Nutzer genannt, die bei Quizfragen die höchsten Punktzahlen erzielten.56

			Mit der Installation haben die Behörden Zugang zu sämtlichen Daten auf dem Mobiltelefon. Darüber hinaus können Behörden das Mikrofon des Telefons ferngesteuert aktivieren und es so jederzeit als Abhöreinrichtung verwenden.57 Auch wenn das Ausmaß der Überwachung überrascht, ist es grundsätzlich kein Geheimnis, dass der chinesische Staat vom Schutz der Privatsphäre seiner Bürger wenig hält. In einem 2017 verabschiedeten Gesetz zur Cybersicherheit wurden sämtliche in China ­operierenden Technologieunternehmen verpflichtet, Nutzerdaten der Regierung zugänglich zu machen.58

			Eines der markantesten Elemente von Xis Herrschaft ist die Schaffung einer Mauer von Vorschriften, die den Fluss von Ideen, Kultur und sogar Kapital zwischen China und dem Rest der Welt regulieren soll. Das Internet, in der Volksrepublik schon immer nur eingeschränkt nutzbar, wird durch die Great Firewall immer stärker kontrolliert. Programme, die die Kontrolle mithilfe von VPN-Verbindungen (Virtual Private Network) umgehen können, wurden verboten.59

			Der amerikanische Präsident Bill Clinton spottete im Jahr 2000 bei einer Rede im US-Kongress, der Versuch der chinesischen Regierung, das Internet zu kontrollieren, sei vergleichbar mit dem Vorhaben, Wackelpudding an eine Wand zu nageln. Er werde scheitern.60 Bill Clinton irrte sich: Der chinesischen Regierung gelang es mithilfe von Onlineüber­wachung, Gesichtserkennungssoftware, künstlicher Intelligenz und sozia­len Medien, die chinesische Gesellschaft zu kontrollieren und zu beeinflussen und abweichende Meinungen zu unterbinden.

			Letztlich reflektiert diese kompromisslose Unterdrückung von kritischen Stimmen eine ausgeprägte Schwäche des Selbstbewusstseins der chinesischen Machthaber. Zum Teil nimmt die Zensur bizarre Dimensionen an. So ist die Komikfigur »Winnie the Pooh« in China verboten, weil Generalsekretär Xi immer wieder mit dem drolligen Bären verglichen wurde. Der Vergleich entstand 2013, als Xi die USA besuchte und er in der Figur eines stämmigen »Winnie the Pooh« neben die eines schlaksigen Tigers, die den damaligen Präsidenten Barack Obama repräsentierte, gestellt wurde.61

			Karikaturen können Teil der Auflehnung gegen ein autoritäres Regime sein, sie sind damit keine chinesische Besonderheit. Auch im früheren Ostblock und im nationalsozialistischen Deutschland war den Machthabern der Spott ihrer Bürgerinnen und Bürger gewiss – trotz Zensur. Doch im Fall Chinas hat die Zensur augenscheinlich ein neues Niveau erreicht. Dazu beigetragen haben nicht zuletzt die technologischen Innovationen, sie haben die Great Firewall erst ermöglicht.

			Der Spott über die Führer der KP reicht weit zurück. Der frühere KP-Parteichef Hu Jintao etwa sprach von der »Förderung einer harmonischen Gesellschaft« oder auf Mandarin hexie. Blogger bezeichneten die Zensur gerne als »harmonisiert worden sein« – bei hexie le. Wenn man die Töne oder die Zeichen leicht verändert, kann man deren Bedeutung verballhornen. Eine weitere Bedeutung von hexie ist dann Flusskrebs. Das Bild eines Flusskrebses im chinesischen Internet ist daher häufig als Hinweis zu verstehen, dass etwas zensiert wurde.

			Nahezu alle Chinesen – die Anzahl der Nutzer liegt gegenwärtig bei einer Milliarde Menschen – benutzen die App Wechat. Versuche, Nachrichten zu senden, die etwa den Namen des Dissidenten Liu Xiaobo enthalten, werden von der Zensur automatisch unterbunden. Auf dem Telefon des Sendenden wird die Nachricht zwar als übermittelt angezeigt, aber der Empfänger erhält sie nicht. Die chinesischen Behörden können bestimmte Wörter oder Sätze in den von ihnen verwendeten Blockierungsmechanismus einfügen und damit die Diskussion über bestimmte Themen unterbinden.62

			4.1.3	Zensur im Ausland: die wirtschaftlichen Interessen ­ausländischer Unternehmen

			Im Ausland ist es naturgemäß schwerer, unliebsame Debatten über China und seine Machthaber zu unterbinden. Um ans Ziel zu gelangen, werden Repressalien verwendet: wirtschaftlicher Druck auf Unternehmen und politischer Druck auf Individuen und Regierungen.63

			Die Aggressivität chinesischer Diplomaten hat in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen. Entstanden ist eine Art »Wolfsdiplomatie«: Ausländische Journalisten, Politiker und Wissenschaftler werden mit Schmähungen überzogen. Ziel ist es, jede Kritik an der chinesischen Regierung oder an der Macht der Kommunistischen Partei zu unterbinden.64 Auch vor Ausweisungen ausländischer Journalisten macht Chinas Kommunistische Partei nicht halt. Nach der Niederschlagung der Studentenproteste im Juni 1989 wurden zwei amerikanische Reporter des Landes verwiesen.65 2020 wurden drei Journalisten des Wall Street Journal (WSJ) ausgewiesen, weil ein Wissenschaftler, Walter Russel Mead, im WSJ einen chinakritischen Bericht veröffentlicht hatte. Insbesondere die Überschrift »China is the Sick Man of Asia« erregte die Gemüter in Peking. Dabei hatte Mead zu Recht darauf hingewiesen, dass die Behörden in Wuhan bei der Bekämpfung des Coronavirus schwere Fehler gemacht hatten. Die Behörden hätten zunächst den wahren Umfang des Problems zu vertuschen versucht. Durch die Krise sei das Vertrauen in die Kommunistische Partei erschüttert worden.66 Die drei Reporter wurden ausgewiesen, obwohl ihnen persönlich nichts vorgeworfen werden konnte.

			Im Herbst 2019 machte die Reaktion der chinesischen Regierung auf einen Tweet eines amerikanischen Basketballmanagers Schlagzeilen. Daryl Morey, Manager des texanischen Teams Houston Rockets, hatte darin seine Unterstützung für die Demokratiebewegung in Hongkong kundgetan. Obwohl Morey den Tweet rasch löschte, reagierte die chinesische Regierung scharf. Die Houston Rockets wurden auf eine schwarze Liste gesetzt, das staatliche Fernsehen musste die Übertragung von zwei Basketballspielen aus den USA streichen und chinesische Firmen wurden aufgefordert, die Zusammenarbeit mit der amerikanischen National Basketball Association (NBA) zu beenden.67 Anfangs schienen die amerikanischen Funktionäre dem chinesischen Druck nachzugeben, doch nachdem Politiker in den USA ihren Unmut über den Kotau der NBA-Führung geäußert hatten, revidierte der NBA-Kommissar Adam Silver diese Position und unterstrich, Daryl Morey genieße das Recht auf freie Meinungsäußerung.68

			Nicolas Christof erinnerte an die Vorgeschichte des Falles Morey: Als die National Basketball Association in den ersten Jahren des 21. Jahrhundert in China aktiv wurde, wurde dies auch damit begründet, dass damit Amerikas Werte nach China exportiert würden. Es kam anders: Heute nutzt die Kommunistische Partei die materiellen Interessen der NBA aus, um ihre eigenen Werte in die Vereinigten Staaten zu exportieren.69

			Das Beispiel zeigt, dass die chinesische Regierung mit zweierlei Maß zu messen versucht. Die Meinungsäußerung einer Privatperson in den USA wird zum Anlass genommen, eine massive Entrüstungskampagne zu inszenieren.70 Das Prinzip der Nichteinmischung in die Angelegenheiten anderer Staaten soll für Peking selbst keine Gültigkeit haben.

			Der Fall Morey zeigt auch deutlich, dass Unternehmen aus den USA, Japan und Westeuropa sehr lange keine Skrupel hatten, mit einer autoritären Regierung Geschäfte zu machen. Das Streben nach Profit, fraglos grundsätzlich legitim, ließ viele Manager die Augen vor den Fehlentwicklungen in China verschließen.71 Während sich Unternehmen auf der einen Seite um Verbesserung ihrer sozialen Verantwortung bemühten und auf den Nutzen von Corporate Social Responsibility setzten, blendeten die gleichen Manager bei China ihre soziale Verantwortung aus. Zu verlockend waren die Profite, zu rosig die Perspektiven auf Marktanteile in einem der größten Binnenmärkte der Welt.

			Jenseits der Frage nach der Legitimität der Versuche der chinesischen Regierung, missliebige Meinungsäußerungen im Ausland zu zensieren, stellt sich natürlich die Frage nach dem Erfolg derartiger Versuche. Die rasch schwindenden Sympathien für die chinesische Regierung zeigen recht deutlich, dass China auf die falsche Strategie setzt. Das wenig souveräne Verhalten lässt den Eindruck von Instabilität, Unsicherheit und Selbstzweifeln an der Legitimität der KP-Herrschaft entstehen.72

			Chinas Kontrolle und Zensur wird dennoch schrittweise internationalisiert. Betroffen von diesem Feldzug gegen die freie Meinungsäußerung sind ausländische Unternehmen, die internationalen Medien sowie die Seminarräume und Campus westlicher Universitäten. An einer britischen Universität etwa wurde ein Dozent von der Universitätsleitung gebeten, ein Foto des vor einem chinesischen Panzer stehenden Mannes am Tiananmen-Platz aus dem Jahr 1989 zu entfernen. Chinesische Studenten könnten an dem Foto Anstoß nehmen.73

			Das Foto wurde nicht entfernt, doch schon das Ansinnen der Hochschulleitung zeigt die dunkle Seite der ökonomischen Interdependenz. Im Allgemeinen verbindet man mit zunehmender Interdependenz eine Steigerung der Kosten von Konflikten und unterstellt, dass starke ökonomische Verflechtungen ihre Anzahl und Intensität abnehmen lassen. Umgekehrt gilt aber auch, dass die beteiligten Akteure abhängig und erpressbar werden. Unternehmen können vom chinesischen Wohlwollen abhängig werden und diesen Hebel hat Peking in den vergangenen Jahren mehr und mehr eingesetzt.74 Die von den Gebühren chinesischer Studenten abhängigen Universitäten – von Australien bis zum Vereinigten Königreich – können erpressbar geworden sein.

			Auch Unternehmen können Adressat schwerer Sanktionen werden. 2018 zitierte Mercedes-Benz in einem Werbefilm auf Twitter den Dalai Lama mit dem harmlosen Satz »Wenn Sie Situationen aus allen Blickwinkeln betrachten, werden Sie offener werden« – und wurde dafür harsch von Peking kritisiert. Der damalige Vorstandsvorsitzende von Daimler, Dieter Zetsche, entschuldigte sich mehrfach für diese Banalität, die nach Ansicht der Kommunistischen Partei die territoriale Integrität Chinas in­­frage stellte.75

			4.1.4	Einflussnahme auf Individuen und Regierungen

			Im Ausland kann die Kommunistische Partei auf ein großes Netzwerk von Unterstützern zurückgreifen. Immerhin umfasst die chinesische Dias­pora 60 Millionen Menschen. Dabei kommt Universitäten im Ausland eine besondere Bedeutung zu. Bei Besuchen chinesischer Spitzenpolitiker etwa mobilisieren chinesische Studentenverbände und veranstalten entweder Demonstrationen zur Unterstützung ihrer Regierung oder gegen Re­­gime­gegner, etwa den Dalai Lama.76

			Von harmloserer Natur sind die »fünf Köder«, die chinesische Gastgeber gerne verwenden, um »Barbaren zu unterwerfen«, wie ein Minister der Han-Dynastie vor etwa 200 Jahren angeregt haben soll. Zu den Ködern gehören Kleidung aus Seide, üppiges Essen, Unterhaltungsangebote und weibliche Begleitpersonen, Herrenhäuser mit Sklaven und kaiserliche Gefälligkeiten wie Bankette und Auszeichnungen.77 Einige dieser fünf Köder werden heute nicht mehr zum Einsatz gebracht, andere durchaus.

			China macht sich die Offenheit vieler Gesellschaften zunutze, um Einfluss auf ausländische Regierungen zu nehmen. Die Aktivitäten ausländischer Organisationen im eigenen Land beäugt China dagegen mit Argusaugen.78 Während es etwa in Europa lange Zeit möglich war, politische Prozesse zu beeinflussen, zeigt sich in jüngster Zeit, dass auch liberale Demokratien – von Australien bis zu den USA – ausländische oder vom Ausland finanzierte Individuen und Gruppen nicht länger uneingeschränkt gewähren lassen.

			Das autoritäre Regime Xi Jinpings läuft ebenso wie das anderer Despoten vor ihm Gefahr, Parteiloyalität einen höheren Stellenwert als Kompetenz in Sachfragen einzuräumen. Vermutlich wird dies auf Dauer die Innovationskräfte in der chinesischen Wirtschaft schwächen. Xis autoritäre Kontrollkampagne trifft China zu einem ungeeigneten Zeitpunkt. Das Land gehört inzwischen zu den Ländern mit mittleren Einkommen und benötigt heute Innovationen mehr als je zuvor. Anders als früher genügt es nicht mehr, Industrieparks zu errichten und Straßen zu bauen.

			4.2	Das Sozialkreditsystem und die Überwachung der ­Chinesen

			Die Kommunistische Partei strebt die Schaffung eines Sozialkreditsystems an, das die gesamte gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung in China kontrolliert und steuert. Bürger, deren Verhalten aus Sicht der KP zu wünschen übrig lässt – Zahlungsverzug bei Krediten, Teilnahme an Protesten, aber auch übermäßige Nutzung von Videospielen –, werden mit Sanktionen bestraft.79 Während alle Gesellschaften einen Katalog von Straftaten kennen, wird in China Fehlverhalten auch unterhalb der Schwelle zur Straftat sanktioniert.

			Chinas Kommunistische Partei strebt an, die Bürgerinnen und Bürger Chinas vollständig zu überwachen und jegliche Privatsphäre aufzuheben. Dies ist ein Charakteristikum faschistischer Staaten: Der amerikanische Historiker Robert Paxton unterscheidet hier zwischen autoritären und faschistischen Regimen. Beide Formen der Herrschaft würden Menschenrechte missachten, aber allein im Faschismus fände sich die vollständige Abschaffung der privaten Sphäre.80

			4.2.1	Wirkungen auf Privatpersonen

			Das Sozialkreditsystem hat das Potenzial, sowohl die chinesische Gesellschaft als auch die Wirtschaft radikal zu verändern.81 Dabei gilt es, zu unterscheiden zwischen den Sozialkreditsystemen des Staates und den von privaten Unternehmen. Die Teilnahme an Ersteren ist verpflichtend, während die an privaten Systemen freiwillig ist. Die privaten Systeme unterscheiden sich nicht strukturell von Systemen in westlichen Staaten, die ebenfalls das Verhalten von Individuen beobachten, speichern und gelegentlich Menschen sanktionieren. In Deutschland übernimmt diese Funktion die Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung (Schufa). In den USA wurde ab den 1980er Jahren ebenfalls ein Verfahren zur Bewertung der Kreditwürdigkeit von Privatpersonen entwickelt (credit score). Die chinesische Zentralbank, die People’s Bank of China, hat 2006 nach dem amerikanischen Vorbild das Credit Reference Center eingerichtet; bis Juni 2019 hat es Daten von 990 Millionen Privatpersonen und 26 Millionen Unternehmen gesammelt.82

			In China geht die Kontrolle sehr viel weiter als in westlichen Ländern. Menschen, denen Fehlverhalten nachgewiesen wird, werden diskriminiert und benachteiligt. So werden Personen, die ihre Kredite nicht fristgerecht bedient haben, von Gerichten auf einer schwarzen Liste eingetragen. Dieser Eintrag verhindert nicht nur die Vergabe neuer Kredite, was sinnvoll erscheint, sondern schließt die Betroffenen auch aus, Flugreisen zu machen, Schnellzüge zu nutzen oder in 4- und 5-Sterne-Hotels zu übernachten. Die Kinder der Geächteten dürfen keine Privatschulen besuchen. Von 2013 bis Ende 2017 stieg die Anzahl der Einträge auf dieser schwarzen Liste um die Einwohnerzahl Österreichs, um 8,8 Millionen Menschen.83

			Genia Kostka, die an der Freien Universität Berlin zu China forscht, hat sich in einer Studie mit der Frage beschäftigt, warum das Sozialkredit­system bei chinesischen Bürgerinnen und Bürgern populär ist. Sie hat zunächst auf die negativen Folgen hingewiesen, die Bürger in Kauf nehmen müssen, wenn sie sich nicht wie vom Staat erwartet verhalten. Neben den erwähnten Strafen sieht das System auch Anreize vor, etwa niedrigere Steuern und rascherer Zugang zu staatlichen Dienstleistungen.84

			Kostka weist darauf hin, dass das Sozialkreditsystem für die Kommunistische Partei ein kostengünstiges Mittel zur Kontrolle der Menschen darstellt. Wenn es umfassend implementiert sein wird, kann die Partei sich entwickelnden Widerstand gegen das System rasch und effektiv bekämpfen.85 Die Algorithmen, die zur Erstellung des individuellen Punktestandes verwendet werden, sind nicht bekannt.86 Diese fehlende Transparenz unterstreicht den autoritären und willkürlichen Charakter des Sozialkreditsystems.

			Die Befunde von Kostkas Studie sind überraschend. 80 Prozent der Befragten äußerten sich insgesamt positiv über Sozialkreditsysteme.87 Die Befragten unterstellten, dass Gerechtigkeit, Verantwortung und Ehrlichkeit in der chinesischen Gesellschaft zunehmen würden. Mehr als drei Viertel der Befragten konstatierten, dass die zwischenmenschlichen Beziehungen in China von einem Mangel an Vertrauen geprägt seien.88 Verblüffend ist die Antwort der Befragten zu einer möglichen missbräuchlichen Nutzung der Daten durch den chinesischen Staat: Dieser könne sich ohnehin Zugang zu Informationen über alle Bürger verschaffen.89

			So aufschlussreich die Studie Kostkas ist, sie hat einen nennenswerten Mangel: Die Befragten wurden für die Teilnahme an der Umfrage bezahlt. Dies kann zu Verzerrungen geführt haben. Teilgenommen werden nur solche Personen haben, die für Anreizsysteme empfänglich sind. Insofern überrascht es nicht, dass diese auch gegenüber dem staatlichen Anreiz­system eine zustimmende Haltung einnehmen.90

			Für viele europäische Beobachter sind das Sozialkreditsystem und seine gesellschaftliche Akzeptanz unverständlich.91 Chinesische Bürgerinnen und Bürger unterwerfen sich einer weitreichenden Kontrolle des Staates, ohne das ganze Ausmaß gegenwärtiger und künftiger Kontrollen zu kennen. Einen Ausblick auf die künftigen Möglichkeiten liefert die Großstadt Chongqing, eine Stadt mit 15,3 Millionen Einwohnern. Dort setzt die Kommunistische Partei 2,58 Millionen Überwachungskameras ein. Auf 1.000 Einwohner kommen 168 Kameras.92 Selbst für ordnungsliebende Menschen ist diese Abschaffung persönlicher Freiheit keine Verheißung, sondern eine Bedrohung.

			4.2.2	Überwachung in Xinjiang

			Ein besonders drastisches Beispiel für die Bereitschaft der Kommunistischen Partei, die Rechte von Minderheiten zu missachten und zugleich Hierarchien zu etablieren, an deren Spitze ethnische Han-Chinesen stehen, liefert Xinjiang im äußersten Westen des Landes. Die Region ist siebenmal so groß wie Großbritannien, aber dünn besiedelt. Han-­Chinesen, die etwa 40 Prozent der Bevölkerung ausmachen, haben die politische Macht; sie kontrollieren auch den größten Teil der Wirtschaft.

			Generalsekretär Xi hat in Xinjiang eine viel beachtete Umerziehungskampagne für die dort lebenden muslimischen Uiguren gestartet. Zur Be­­seitigung der »drei Übel« Separatismus, Terrorismus und religiöser Fanatismus hat die Regierung große Umerziehungslager errichtet. In ihnen sollen zwischen 800.000 und bis zu zwei Millionen Uiguren interniert sein, um sie dort zu Unterstützern der herrschenden Ordnung zu erziehen.93 Auf der anderen Seite lebt ein Sechstel der Bevölkerung ­Xinjiangs, zumeist Han-Chinesen, in großen bewachten Wohnanlagen, die an Staatsunternehmen angeschlossen sind.94
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			Allerdings zeigt sich schon heute in Xinjiang, dass die chinesische Bevölkerung der Überwachung weit kritischer gegenübersteht, als häufig unterstellt wird. Ein drastisches Beispiel für die Durchdringung des Alltags mit Überwachungstechnik ist Korla, die zweitgrößte Stadt in ­Xinjiang. Vom Überwachungsstaat sind allerdings alle Bewohner ­Xinjiangs ­betroffen. Beim Besuch eines Einkaufszentrums etwa muss eine Einlasskontrolle passiert werden, bei der Gesicht und Fingerabdrücke erfasst werden. Einkaufstaschen werden gescannt und anschließend weggeschlossen. Der öffentliche Raum wird von Tausenden von Kameras überwacht.95

			Bemerkenswert ist, dass dieser Überwachungsstaat selbst den privilegierten Han-Chinesen zu viel wird und sie Xinjiang den Rücken kehren. So halbierte sich die Bevölkerung von Korla einem Bericht der Financial Times zufolge innerhalb von wenigen Jahren.96 Der Exodus verschärft sich seit 2016, als der neue Parteisekretär, Chen Quanguo, die Überwachungsmaßnahmen drastisch intensivierte. Viele Han-Chinesen sind seither in andere Landesteile gezogen. Ökonomisch hat die harsche Überwachungspolitik dramatische Folgen. Ganze Stadtviertel der Uiguren in Korla sind zu Geisterstädten geworden. Investitionen sind rückläufig. Die Folge ist, dass die Zentralregierung der Region mit immer größeren Transferleistungen beispringen muss. Diese machten 2018 ein Drittel des Bruttoinlandsprodukts Xinjiangs aus.97

			Das Beispiel Korla zeigt, dass die Attraktivität eines Überwachungsstaates begrenzt ist. Diejenigen, die wegziehen können, tun dies in großer Anzahl. Bislang sind diese Entwicklungen kein Problem für Generalsekretär Xi, der seinen Anhängern weiterhin die Lehren Stalins, Lenins und Maos zur Lektüre empfiehlt.98 Aber das Beispiel Korla relativiert auch die Einschätzungen Genia Kostkas, die eine hohe Akzeptanz des Überwachungsstaates chinesischer Prägung konstatiert. Es erscheint plausibel, das autoritäre Modell der Kommunistischen Partei als verwundbar und nicht krisenfest zu bezeichnen.

			4.2.3	Das Sozialkreditsystem für Unternehmen

			Das Sozialkreditsystem soll auf den gesamten Unternehmenssektor ausgedehnt werden. Die chinesische Regierung plant die Entwicklung eines Katalogs von 30 Parametern, deren Einhaltung mit Vorteilen belohnt und deren Nichteinhaltung sanktioniert werden soll. Gemessen werden soll etwa die Einhaltung von Umweltauflagen sowie die fristgerechte Entrichtung von Zöllen und Steuern. Gemessen werden soll auch, wie viele Mitglieder der Kommunistischen Partei ein Unternehmen beschäftigt.99

			Die Regierung hofft auf diese Weise, vorhandene Normen und Gesetze besser durchsetzen zu können. Bislang wogen Unternehmensleiter häufig nach Profitgesichtspunkten ab, Umweltauflagen zu beachten oder die fällig werdenden Strafen zu akzeptieren.100 Es geht also zunächst darum, die Diskrepanz zwischen Norm und Wirklichkeit zu beseitigen.

			Allerdings haben insbesondere ausländische Unternehmen die Sorge, dass das System nicht nur messbares Fehlverhalten, sondern auch eine weltanschauliche Dimension haben wird. So wird befürchtet, dass das persönliche Verhalten des Managements eines Unternehmens zu schlechten Bewertungen führen kann. Unternehmen könnten sanktioniert werden, wenn sich einzelne Mitarbeiter kritisch zur Politik der Kommunistischen Partei äußern.101 Die möglichen Verstöße gegen die Positionen der Kommunistischen Partei sind naturgemäß sehr umfangreich; sie reichen von Äußerungen zum Status von Taiwan bis zur Politik gegenüber den ­Uiguren. Geplant ist auch, dass Verstöße gegen die »Interessen von ­chinesischen Konsumenten« zum Punktabzug führen.102

			Unternehmen sollen je nach Ranking im Sozialkreditsystem differenziert behandelt werden. Gut bewertete Unternehmen müssten geringere Einfuhrzölle und niedrigere Steuern zahlen. Leitenden Mitarbeitern soll es bei einer negativen Bewertung untersagt werden können, China zu verlassen.103 Diese Elemente des Sozialkreditsystems für Unternehmen widersprechen westlichen rechtsstaatlichen Konzepten diametral. Sie öffnen staatlicher Willkür Tür und Tor und sorgen schon vor ihrer Einführung für Verunsicherung. Da das System die Attraktivität von Investitionen in China erheblich reduzieren wird, wird es dem Wirtschaftsstandort China vermutlich mehr schaden, als dies gegenwärtig erwartet wird. Wenn der eigentliche Zweck des Sozialkreditsystems für Unternehmen sein sollte, China von der Weltwirtschaft abzukoppeln, wird dieses Ziel höchstwahrscheinlich erreicht.

			Unternehmen müssen zur Erfüllung der Auflagen des Sozialkreditsystems enorme Mengen an Daten an die Behörden liefern. Dazu gehören auch Informationen über Geschäftspartner. China strebt mit diesem System an, seinen Normen und Regeln auch im Ausland Geltung und damit Extraterritorialität zu verschaffen.104 Bestraft werden sollen nicht nur Äußerungen in China, sondern weltweit. Der Maulkorb der Kommunistischen Partei hätte eine universelle Reichweite.

			Noch ist unklar, ob europäische Unternehmen, die im Rahmen des Sozialkreditprogramms Auskünfte über Geschäftspartner geben, damit nicht gegen europäische Datenschutzgesetze verstoßen. Trotz der Konvergenz vieler Gesellschaften ist der Datenschutz ein Feld, auf dem sich die großen Blöcke USA, China und die EU deutlich voneinander unterscheiden. Zugespitzt und stark verkürzt, lässt sich feststellen, dass Daten in den USA dem Markt, in der EU den Bürgern und in China dem Staat gehören.

			Das Sozialkreditsystem wird, wenn es erfolgreich eingeführt werden kann, China zu einem totalitären Überwachungsstaat machen. Die Kommunistische Partei muss dann innenpolitische Opposition nicht mehr fürchten. Allerdings zeigt das Beispiel Hongkongs, dass eine Oppositionsbewegung schwer zu kontrollieren ist. Hongkong hat 2019 der Kommunistischen Partei bereits erhebliches Kopfzerbrechen bereitet. Die Partei befürchtete, dass der Widerstand in Hongkong nach Überwindung der SARS-CoV-2-Pandemie rasch wieder aufflammen würde. Nach der handstreichartigen Verhängung des sogenannten Sicherheitsgesetzes zum 1. Juli 2020 besteht diese Gefahr kaum noch.

			4.3	Ursachen und Folgen der Proteste in Hongkong

			Die Unruhen in Hongkong haben im Jahr 2019 über viele Monate hinweg für Aufsehen gesorgt. Die Millionenstadt war 1997 nach über 150-jähriger Kolonialherrschaft Großbritanniens an China zurückgegeben worden. Schon damals zeichnete sich ab, dass sich die Bevölkerung Hongkongs während der Kolonialzeit anders entwickelt hatte als die Chinesen auf dem Festland. Ein Beobachter der Übergabezeremonie am 30. Juni und 1. Juli 1997 bemerkte:

			»Mit Hongkong hat China sich nun sechs Millionen Chinesen eingehandelt, deren Vorstellungen und Prinzipien von der westlichen Welt geprägt sind. Mit dieser Saat der Freiheit wird China umgehen lernen müssen.«105

			Die Sicht der vermeintlichen Befreier aus Peking unterschied sich schon 1997 von der vieler Bürger Hongkongs. Die Dekolonisierung Hongkongs erfolgte, ohne dass die Bewohner der Stadt darum gekämpft hatten. Zwar hatte die britische Kolonialmacht den Bürgerinnen und Bürgern nie das Wahlrecht gewährt, aber die Menschen genossen zahlreiche Freiheiten westlicher Gesellschaften. Die Perspektive der Chinesen vom Festland war eine andere. Mit der Rückgabe Hongkongs endete aus ihrer Sicht die Demütigung Chinas durch die Briten, die mit den Opiumkriegen begonnen hatte. Hongkong erhielt gemäß dem britisch-chinesischen Vertrag von 1984 einen Sonderstatus, der bis 2047 währen sollte. Zwar ist Hongkong seit 1997 völkerrechtlich ein Teil Chinas, aber die Sonderverwaltungszone und Festlandchina hatten ein Verhältnis, das durch die Formel »Ein Land, zwei Systeme« geprägt war.

			Die monatelangen Proteste in Hongkong waren nicht nur ein Kampf Davids gegen Goliath. Sie waren in erster Linie ein Kampf um politische Freiheit. Viele junge Menschen in Hongkong, die von einer ­großen Anzahl von älteren Bürgern unterstützt wurden, kämpften gegen ihre Regierung, um die Unabhängigkeit und relative Autonomie Hongkongs gegenüber Peking zu wahren. Es stellt sich die Frage, warum die Menschen in Hongkong so anhaltend rebellisch waren, während die Bürger in vergleichbaren asiatischen Gesellschaften sehr viel weniger protestieren. Anders gefragt: Warum kämpften die Bürger Hongkongs trotz ihres völlig unerwarteten Sieges im Sommer 2019, der Rücknahme des Auslieferungsgesetzes, weiterhin gegen das Regime? Warum unterstützten Bankiers, Anwälte und Büroangestellte mittleren Alters eine Bewegung, die Gewalt einsetzte, um ihre Forderungen zu erfüllen?

			Sicher hatte die Aussicht, von einer zunehmend autoritären Kommunistischen Partei regiert zu werden, die aggressiven Demonstranten in den ersten Reihen und die friedlichen Demonstranten, die ihnen folgen, vereint. Warum aber sind die Bewohner Hongkongs trotz ihrer vergleichsweise hohen Einkommen, langer Lebenserwartung und einigen beachtlichen Sozialleistungen so unzufrieden mit der Regierung, dass sie ihr nicht nur auf der Straße, sondern auch in den Kommunalwahlen vom 24. November 2019 die Unterstützung verweigerten? Warum kam die Stadt nicht zur Ruhe? Gefährdeten die Unruhen letztlich nicht auch den Wirtschaftsstandort Hongkong?

			Die Verbitterung der Demonstranten in Hongkong wird durch ihre schwierige wirtschaftliche und soziale Situation verstärkt. Die immer wieder aufflackernden Proteste belegen eine Identitätskrise der Hongkonger Bevölkerung und anhaltende sozioökonomische Spannungen.106 Trotz der Tatsache, dass Hongkong eine der reichsten Volkswirtschaften ist, leben Millionen von Menschen unter schwierigen Bedingungen. Die Regierung von Hongkong sowie die Kommunistische Partei Chinas ignorierten diese Pro­bleme lange und standen vor einer wütenden Bevölkerung, die sich einer Aussöhnung und der Rückkehr zur Normalität widersetzte. Erst das drakonische Sicherheitsgesetz sorgte für eine zumindest zeitweilige Befriedung der Stadt.

			4.3.1	Die Wohnungsnot als soziales Problem

			Auf den ersten Blick ist Hongkong eine unglaublich wohlhabende Stadt. Es gibt eine Fülle von Geschäften für europäische Luxusaccessoires und auf den Straßen Hongkongs fahren viele Teslas und Ferraris. Im Jahr 2018 betrug das Bruttonationaleinkommen pro Kopf 50.310 US-Dollar, ein Anstieg von 64,5 Prozent gegenüber 2010, als das Pro-Kopf-Nationaleinkommen 33.620 US-Dollar betrug.107 Die Lebenserwartung liegt bei 84,7 Jahren (2017) und damit deutlich höher als beispielsweise in den USA (78,5 Jahre). Die Regierung stellt erstklassige öffentliche Verkehrssysteme zur Verfügung, die deutlich besser sind als in vielen OECD-Ländern. Das Gesundheitswesen ist stark subventioniert. Die meisten medizinischen Dienstleistungen sind für die Bürger Hongkongs kostenlos. Und doch sind die Bewohner der Stadt mit ihrer Situation notorisch unzufrieden. Im Glücksbericht der Vereinten Nationen (United Nations Happiness Report) belegt Hongkong 2018 Platz 76 und damit einen deutlich niedrigeren Rang als vergleichbare Volkswirtschaften wie Taiwan (Platz 25) oder Singapur (34). 108 Aber warum sind die Bürger einer Stadt mit hervorragenden sozioökonomischen Indikatoren relativ unzufrieden?

			Der erste und vermutlich wichtigste Faktor ist das Wohnen. Die Nachfrage nach Wohnraum ist in Hongkong seit Langem höher als das Angebot. Immobilien sind in Hongkong vor allem deshalb so teuer, weil die Grundstückspreise extrem hoch sind. Seit über einem Jahrzehnt ist Hongkong einer der teuersten Immobilienmärkte der Welt. Die Bürger ­zahlen gewaltige Summen für winzige Wohnungen. Die ­durchschnittliche Wohn­fläche pro Person beträgt mit 15 Quadratmetern etwa die Fläche eines ­Standardschiffscontainers. Singapurer, deren Stadt ebenso wie Hongkong von knappen Flächen geprägt ist, haben fast genau die doppelte Wohnfläche zur Verfügung. Der Erwerb einer Wohnung ist eine große Herausforderung: Im Durchschnitt müssen die Haushalte in Hongkong das 21-Fache ihres Jahreseinkommens für den Kauf ausgeben. Dazu schmälern die vergleichsweise hohen Lebenshaltungskosten das Budget. Der Kauf einer Wohnung erfordert daher extreme Entbehrungen und ist für die meisten Bürger Hongkongs unerreichbar.

			In einer Gruppe von acht Ländern – alle bekannt für hohe Immobilienpreise – erweist sich Hongkong als Extremfall. In Australien, Neuseeland, Kanada, Singapur, Großbritannien, Irland, Kanada und den Vereinigten Staaten stagnierten in den vergangenen zehn Jahren die Preise für Wohnraum. Multipliziert man das jährliche Medianeinkommen mit einem Faktor zwischen drei und sechs, ergibt sich der mediane Hauspreis in jenen Ländern.109 Hongkong fällt in eine ganz andere Kategorie. Im Jahr 2010 lag das Verhältnis von Haushaltseinkommen und Preis einer durchschnittlichen Wohnung bei zwölf und ist inzwischen, wie erwähnt, auf 21 jährliche Haushaltseinkommen angestiegen.110 Während etwa in Singapur oder Festlandschina 90 Prozent der Haushalte in selbst genutztem Wohnraum leben, sind es in Hongkong nur die Hälfte.

			Die angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt ist das Ergebnis einer gestiegenen Nachfrage und eines knappen Angebots. Seit 1945 hat sich die Bevölkerung Hongkongs verzwölffacht von 600.000 auf 7,4 Millionen Menschen. Die Versorgung mit Wohnraum hat nicht Schritt gehalten, vor allem aufgrund veralteter Regelwerke für die Bereitstellung von Bauland.

			Das Regelwerk für die Landnutzung in Hongkong wurde im 19. Jahrhundert von den Kolonialherren eingeführt und ist seitdem weitgehend unverändert geblieben. Die Briten entschieden, dass alle Grundstücke als Pachtgrundstücke angeboten werden sollten mit strikten Bedingungen für jeden einzelnen Vertrag.111 Die hohen Einnahmen aus Grundstücksverkäufen – in Wahrheit handelt es sich um Pachtverträge über 99 Jahre – haben es den Regierungen Hongkongs ermöglicht, niedrige Steuern etwa auf Einkommen zu erheben. Die Pächter von Grundstücken müssen einen jährlichen Pachtzins von drei Prozent des Immobilienwertes zahlen.112 Allerdings stützt sich die Regierung damit auf eine problematische Quelle: Sie hängt von den Einnahmen aus der Verpachtung von öffentlichem Land an private Projektentwickler ab. Im Haushaltsjahr 2018 stammten 42 Prozent der Staatseinnahmen aus der Verpachtung von Grundstücken. Im Jahr 2019 war der Anteil mit 33 Prozent niedriger, aber immer noch sehr hoch.113

			Die hohen Kosten für den Wohnungsbau in Hongkong sind also das Ergebnis der Grundstücks- und Fiskalpolitik. Diese einige wenige Akteure begünstigende Politik hat eine Reihe von negativen Auswirkungen. Erstens hat sie zu sehr hohen Grundstückspreisen geführt, da die Regierung jedes Jahr nur eng begrenzte Mengen Land freigibt. Es überrascht nicht, dass die Wohnungspreise schwindelerregende Höhen erreicht haben. Die Grundstückskosten machen in Hongkong zwischen 60 und 70 Prozent der Gesamtkosten einer Wohnimmobilie aus, was weit über den 20 bis 30 Prozent in anderen vergleichbaren asiatischen Städten liegt. Zweitens sinken die Bodenpreise sehr selten. Drittens ist die Regierung selbst zum größten Akteur auf dem Immobilienmarkt geworden. Hongkongs Regierungschefin Carrie Lam hat vorgeschlagen, ein großes Wohnungsbauprojekt aufzulegen, das auf mehreren künstlichen Inseln entstehen könnte. Auf 1.700 Hektar Land würde dort Wohnraum für 1,1 Millionen Menschen entstehen. Die Gesamtkosten werden auf 500 Milliarden Hongkong-Dollar, etwa 58 Mrd. Euro, geschätzt. Das Projekt würde jedoch etwa 30 Jahre bis zu seiner Fertigstellung benötigen.

			Natürlich tragen solche ehrgeizigen langfristigen Projekte nicht zur Lösung der gegenwärtigen politischen und sozialen Krise bei. Aber durch die anhaltenden Proteste hat die Debatte über die wirtschaftliche und soziale Situation der Bürger Hongkongs an Dynamik gewonnen. Vor allem junge Menschen, die bis weit ins vierte Lebensjahrzehnt hinein in winzigen Zimmern in den Wohnungen ihrer Eltern wohnen müssen, fragen, warum sie sich keine Wohnungen leisten können.

			4.3.2	Das hohe Maß an Ungleichheit

			Einer der Gründe ist die sehr ungleiche Einkommensverteilung. Der Gini-Koeffizient der Haushaltseinkommen, der die Ungleichheit von Verteilungen misst, lag 2016 vor Steuern und Sozialabgaben mit 0,539 höher als in allen OECD-Ländern. Auch nach Steuern und Transfers lag der Gini-Index bei 0,473 und damit deutlich höher als etwa in Singapur (0,356), den USA (0,391) oder Australien (0,337). Im Jahr 2016 war das Einkommen der obersten zehn Prozent der Bevölkerung 44-mal höher als das Einkommen des ärmsten Zehntels der Bevölkerung. Dieser Wert stieg gegenüber 2006, als die gut Verdienenden das 34-Fache verdienten, deutlich an.114

			Die Anzahl der Menschen, die unterhalb der Armutsgrenze leben, ist be­­merkenswert hoch. Etwa 1,37 Millionen Menschen oder etwa 19 Prozent der Bevölkerung leben von weniger als 4.000 HKD (465 Euro) pro Monat. Die Armutsgrenze wird dabei auf 50 Prozent des mittleren monatlichen Haushaltseinkommens vor Steuern und Transferzahlungen des Staates festgelegt. Bei Berücksichtigung der Zahlungen der Regierung an Bedürftige sinkt die Armutsquote auf 14,7 Prozent oder etwa eine Million Menschen.115

			Diese hohe und wachsende Ungleichheit ist kein Zufall. Die Hauptfunktion des Steuersystems in Hongkong besteht darin, ein wirtschaftsfreundliches Klima zu schaffen, während die Umverteilung der Einkommen bislang kein wichtiges Thema gewesen ist. Das Steuersystem, das von den britischen Kolonialherren eingeführt und seit der Rückgabe Hongkongs an China vor mehr als 20 Jahren nicht nennenswert verändert wurde, wird den heutigen sozialen Herausforderungen nicht gerecht. Die Briten machten aus ihrem Außenposten im Fernen Osten ein Niedrigsteuergebiet, um die wirtschaftliche Dynamik zu erleichtern. Sowohl die Steuern auf Unternehmensgewinne als auch die Ertragsteuern waren und sind niedrig. Der höchste Einkommensteuersatz für natürliche Personen beträgt 17 Prozent. Es gibt keine Umsatz- oder Mehrwertsteuer.

			Bis zum heutigen Tag besteuert die Regierung von Hongkong Dividendeneinnahmen nicht. Auch hier ist die zugrunde liegende Idee, Hongkongs Status als wichtigsten Finanzplatz Asiens zu sichern. Aber diese Politik führt zu sozialer Ungerechtigkeit. Die fünf bedeutendsten Tycoons in Hongkong erhielten 2016/2017 steuerfreie Dividenden in Höhe von 23,6 Milliarden Hongkong-Dollar, rund 2,8 Milliarden Euro.116 Es überrascht nicht, dass sich viele Bürger Hongkongs fragen, warum sie Einkommensteuer zahlen und in Schuhkartons leben müssen, während die Megareichen keine Steuern auf ihre Dividenden zahlen und ein luxuriöses Leben führen.

			Die Ungleichheit ist ein Überbleibsel der britischen Kolonialherrschaft. Großbritannien legte keinen Wert auf soziale Harmonie und soziale Gerechtigkeit, sondern implementierte ein vergleichsweise radikales kapitalistisches System mit nachrangigen Sozialstaatselementen. Überraschenderweise hat die sozioökonomische Ungleichheit in den zwei Jahrzehnten seit dem Abzug der Briten noch zugenommen – und diesmal kann das Ausland dafür nicht in Haftung genommen werden. Im Gegenteil, die oberste Gesellschaftsschicht Hongkongs und ist eng mit der Kommunistischen Partei Chinas verbunden. Die KP und Generalsekretär Xi können niemandem außer sich selbst die Schuld an der derzeitigen Situation in Hongkong geben. Die Probleme der Mehrheit der Bürger Hongkongs wurden allzu lange ignoriert.

			4.3.3	Eine Krise mit Ansage

			Es verblüfft, dass die Regierung sich zwar des schmalen Fundaments ihrer Einnahmen bewusst ist, aber nicht entsprechend gehandelt hat. Die Einsetzung einer Taskforce im Jahr 2000, die Möglichkeiten zur Verbreiterung der Steuerbasis untersuchte, führte nicht zu substanziellen Änderungen, etwa zur Einführung einer Steuer auf Dividenden oder einer Mehrwertsteuer. Die Regierung ignorierte die Empfehlungen der Taskforce weitgehend.117

			Die Herrschenden waren nicht in der Lage, einen konstruktiven Dialog mit den Hongkonger Demonstranten zu entwickeln. Einige Politiker haben gar die Beschäftigung mit liberalem Gedankengut an weiterführenden Schulen für die Proteste verantwortlich gemacht. Tung ­Chee-h­wa, erster Regierungschef nach der Rückgabe Hongkongs im Jahr 1997, hat die Lehrpläne an weiterführenden Schulen als Grund für die Proteste bezeichnet.118 Das ist eine Fehleinschätzung: Die Bürger von Hongkong kritisieren die Ergebnisse der Regierungstätigkeit und damit die Legitimität ihrer Regierung.

			Die wachsende Unzufriedenheit der Bürger wurde von den seit 1997 amtierenden Politikern nicht erkannt, ihre Politik hat den Unmut nicht verhindert. Der Regierung Hongkongs fehlt es nicht nur an Input-Legitimität, weil sie nicht frei gewählt ist, sondern angesichts der problematischen sozialen Lage auch an Output-Legitimität.

			Wenn in Hongkong heute der Unmut anhält, hat die Unterdrückung selbst leicht abweichender Meinungen durch Generalsekretär Xi auf dem chinesischen Festland zweifellos einen Anteil. Viele Bürger bezeichnen sich selbst als freiheitlich denkende Männer und Frauen und lehnen das faustische Abkommen der Kommunistischen Partei offen ab: Wirtschaftlicher Wohlstand als Gegenleistung für politische Unterwerfung ist für viele Hongkonger kein attraktives Modell.119 Das drakonische Sicherheitsgesetz hat diese Präferenzen der Hongkonger Bevölkerung nicht verändert, aber die harsche Unterdrückung abweichender Meinungen hat viele Unzufriedene zum Rückzug ins Private gezwungen.

			Die Covid-19-Krise hat zu einer kurzfristigen Beruhigung geführt, aber das Vertrauen der Menschen in ihre Regierung ist nicht gewachsen. Verantwortlich dafür ist auch, dass es die Bevölkerung und nicht die Regierung war, die für den glimpflichen Verlauf der Krise sorgte. Die Grenzen zu China wurden erst geschlossen, nachdem Krankenhausmitarbeiter mit Streiks für den Fall der Nichtschließung gedroht hatten. Die flächendeckende Verwendung von Gesichtsmasken, die einen wichtigen Beitrag zur Eindämmung des Virus leistete, war und ist eine freiwillige Maßnahme der Bevölkerung. Erst im Mai 2020 wurde die Regierung aktiv und kündigte die kostenlose Verteilung von wiederverwendbaren Gesichtsmasken an. Erneut reagierte die Regierung sehr spät und wirkte hilflos.

			Es ist der Regierung zwar gelungen, Hongkong zu einem gefragten Standort für internationale Finanzdienstleister zu machen, aber sie hat es nicht geschafft, die Stadt zu einem attraktiven Ort für ihre eigenen Bürger zu entwickeln. Die schlechte soziale Lage vieler Menschen erklärt, warum die gewalttätigen Randalierer ein hohes Maß an Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger Hongkongs genießen. Jenseits der berechtigten Sorge vor einer schleichenden Aushöhlung der politischen Freiheiten durch die Regierung in Peking und ihre Vertreter in Hongkong ist es das hohe Maß an Ungleichheit, das für anhaltende Verbitterung sorgt.

			4.3.4	Die Bedeutung des Wirtschaftsstandortes Hongkong

			Hongkongs Bedeutung für China fußt auf zwei Funktionen: Zum einen ist Hongkong der einzige chinesische Finanzplatz, der keine Beschränkungen des Kapitalverkehrs aufweist und sich damit strukturell vom Festland unterscheidet. Zum anderen beherbergt die Stadt einen wichtigen Hafen, über den auch aus steuerlichen Gründen erhebliche Exporte vom Festland abgewickelt werden.

			Die liberale Wirtschaftsverfassung Hongkongs ist ebenso wie das Steuersystem ein Erbe der Kolonialzeit. Für Großbritannien war die Kronkolonie auch deshalb nützlich, weil dort eine sehr liberale Wirtschaftspolitik ohne Rücksicht auf soziale Belange umgesetzt werden konnte. Seit der Rückgabe Hongkongs an die Volksrepublik China hat sich diese Situation nicht geändert. Hongkong stand von 1995 bis 2019 auf Platz 1 des Index zur wirtschaftlichen Freiheit, der von der amerikanischen ­Heritage ­Foundation erstellt wird. 2020 wurde Hongkong von Singapur verdrängt.120

			Bislang war Hongkong aus Pekinger Sicht ein Sonderfall, der China indes viele Vorteile verschafft. Die Formel »Ein Land, zwei Systeme« beschränkte sich nicht nur auf die politische Dimension, sondern betraf auch das Finanzsystem. Es gibt in China keinen mit Hongkong vergleichbaren Finanzplatz. Eine Reihe von Faktoren machten die Sonderverwaltungszone für die Volksrepublik unverzichtbar.

			Der wichtigste Unterschied zwischen den Finanzplätzen auf dem Festland und Hongkong betrifft den Kapitalverkehr. Während der Export von Kapital in der Volksrepublik strengen Regeln unterliegt, sind Kapitalex- und -importe in Hongkong unbeschränkt. Dies ist ein kaum zu überschätzender Vorteil. Gerade in einer Phase zunehmender Kontrolle ausländischer Unternehmen im Reich Xi Jinpings ist es für Firmen nutzbringend, Kapital auflagenfrei exportieren zu können. Deshalb haben mehr als 2.200 europäische und 1.344 amerikanische Unternehmen den regionalen Hauptsitz ihrer Niederlassungen in Hongkong und nicht in Shenzhen oder Schanghai.121

			Allerdings sind es keineswegs nur ausländische Unternehmen, die von den Vorzügen des Finanzplatzes profitieren. Für chinesische Unternehmen vom Festland ist Hongkong der mit Abstand wichtigste Finanzplatz für die Emission von Unternehmensanleihen. In der Sonderverwaltungszone können die Firmen Anleihen mit längerer Laufzeit als auf dem Festland absetzen und sie können mit diesen Anleiheemissionen Dollar, Euro oder Yen einnehmen und damit Firmenübernahmen in OECD-Ländern finanzieren.122 Entfiele diese Möglichkeit, wären die Firmen gezwungen, sich in einheimischer Währung zu verschulden. Dies ist zwar grundsätzlich möglich, hat aber zwei Nachteile. Zum einen müssen für Yuan-Kredite erheblich höhere Zinsen gezahlt werden, zum anderen ist die Verfügbarkeit von Krediten gerade für private Unternehmen auf dem Festland stark eingeschränkt.

			Unternehmen schätzen auch das Stabilität garantierende Wechselkursregime Hongkongs. Die Hong Kong Monetary Authority koppelte am 17. Oktober 1983 die einheimische Währung an den US-Dollar und legte den Wechselkurs zunächst auf 7,8 Hongkong-Dollar pro US-Dollar fest.123 Inzwischen darf der Hongkong-Dollar innerhalb einer schmalen Bandbreite von 7,75 bis 7,85 HKD pro US-Dollar schwanken.

			Damit dieses Wechselkursregime glaubwürdig ist und spekulative Attacken auf den Hongkong-Dollar abgewehrt werden können, benötigt die Monetary Authority hohe Reserven. Dafür ist gesorgt: Die Währungsreserven Hongkongs belaufen sich gegenwärtig auf knapp 4.200 Mrd. HKD oder etwa 460 Mrd. Euro und sind damit auf Pro-Kopf-Basis nach denen der Schweiz die zweithöchsten der Welt.124

			Bislang hat dieses Regime heftige wirtschaftliche Turbulenzen, vor allem die Asienkrise 1997/98 und die weltweite Finanzkrise von 2008/09, ohne Verwerfungen überdauert. Der letzte Angriff auf den Wechselkurs des Hongkong-Dollar erfolgte während der Asienkrise 1997, aber die Währungsbehörde konnte mithilfe von 118 Mrd. HKD diese Attacke abwehren.125 Für Unternehmen ist ein stabiler Wechselkurs von großem Nutzen, weil sie sich nicht zu hohen Kosten gegen Wechselkursschwankungen absichern müssen.

			4.4	Kann Shenzhen Hongkong ersetzen?

			Ausländische Kreditgeber oder Käufer von Unternehmensanleihen bevorzugen Hongkong aber nicht nur wegen des unbeschränkten Kapital­exports, sondern auch, weil das Rechtssystem – anders als auf dem Festland – zumindest bislang unabhängig ist. Das Rechtssystem basiert auf dem englisch-walisischen Common Law. Anders als in Peking oder ­Shenzhen ist das Justizsystem Hongkongs ein Garant von Freiheit und Eigentumsrechten und bietet zudem Schutz vor staatlicher Willkür.

			Immer wieder wird in der Debatte um den Status Hongkongs die Überlegung geäußert, die Hightechmetropole auf der anderen Seite des Perl­flusses, Shenzhen, könnte Hongkong als Finanzplatz ablösen. Dazu passt die Entscheidung der chinesischen Notenbank vom 30. August 2019, chinesischen Nichtbanken den Umtausch der Landeswährung Yuan in andere Währungen ohne vorige Kontrolle zu gestatten. Tatsächlich werden damit die Kapitalverkehrsbeschränkungen Chinas etwas gelockert, dennoch bleibt der Weg zur Abschaffung der Beschränkungen sehr weit.126

			Ein ähnliches Experiment gab es bereits 2013 in Schanghai, wo die Shanghai Pilot Free Trade Zone mit hochfliegenden Erwartungen startete, die sich dann nicht erfüllten. Viele Banken haben die Freihandelszone inzwischen wieder verlassen, weil die angekündigte Aufhebung der Kapitalverkehrsbeschränkungen nicht realisiert wurde.127 Es ist schlechthin nicht möglich, innerhalb einer Volkswirtschaft einen Finanzplatz ohne Kapitalverkehrsbeschränkungen zu etablieren, ohne damit den Kapitalverkehr für das ganze Land zu liberalisieren. Peking scheut diesen Schritt, weil es zu ungeordneten Kapitalabflüssen und zu Turbulenzen auf den Devisenmärkten kommen könnte.

			Der wichtigste Faktor zugunsten Hongkongs sind allerdings die Mitarbeiter der internationalen Banken. Es ist schwer vorstellbar, dass hoch qualifizierte Finanzmarktspezialisten Hongkong verlassen, um nach Shen­zhen oder Schanghai umzusiedeln. Bevor sich die Volksrepublik China zu einem Willkürstaat entwickelte, mag ein solches Szenario noch denkbar gewesen sein; heute wären vermutlich nur wenige Banker bereit, aufs Festland zu wechseln.

			Allerdings ist Hongkong nicht nur ein Finanzplatz, sondern auch einer der größten Häfen der Welt und der größte Containerhafen für Südchina, das ökonomische Kernland Chinas. Durch den Umschlag von Waren in Hongkong wird die Steuerlast minimiert: Firmen vom Festland exportieren dort hergestellte Güter zum Selbstkostenpreis an ihre Tochtergesellschaften in Hongkong, von wo sie in andere Länder exportiert werden. Die Gewinne werden in Hongkong verbucht. Dies ist deshalb lukrativ, weil die Regierung Hongkongs Gewinne von Unternehmen mit maximal 16,5 Prozent besteuert.128

			4.5	Das Sicherheitsgesetz vom 1. Juli 2020

			Völkerrechtlich ist die Sonderverwaltungszone Hongkong ohne Zweifel ein Teil der Volksrepublik China. Das von Generalsekretär Xi Jinping am 30. Juni 2020 unterzeichnete und in Peking verabschiedete Sicherheitsgesetz hat die politischen Freiheiten von Hongkongs Bevölkerung über Nacht drastisch eingeschränkt. In Artikel 1 werden als Ziele des Gesetzes genannt:

			»[…] die Verhütung, Unterdrückung und Bestrafung von Straftaten wie Sezession, Subversion, Organisation und Durchführung terroristischer Aktivitäten sowie Absprachen mit einem fremden Land oder mit ausländischen Akteuren zur Gefährdung der nationalen Sicherheit in Bezug auf die Sonderverwaltungsregion Hongkong«.129

			Das Gesetz definiert einzelne Straftatbestände nicht genau. Insbesondere »Subversion« kann unterschiedlichste Tätigkeiten betreffen, etwa Kritik an der chinesischen KP oder an der Politik Xi Jinpings. Wie in anderen totalitären Staaten ist das Hauptziel des »Sicherheitsgesetzes« das Schüren von Angst und Unsicherheit.

			Peking begründet seine Handlungen mit der prekären Sicherheitslage der Stadt und behauptet, das Gesetz sei kein Verstoß gegen das Völkerrecht, weil Hongkong völkerrechtlich gesehen ein Teil Chinas sei. Bei genauer Betrachtung hat die Volksrepublik China gegen den Vertrag mit Großbritannien aus dem Jahr 1984 verstoßen. In diesem Vertrag wurde der besondere Status Hongkongs bis zum Jahr 2047 festgeschrieben.

			Die Bindungskraft dieses Vertrages ist nach Einschätzung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages hoch. Die »Gemeinsame Erklärung« nebst ihrer drei Anlagen trat am 27. Mai 1985 in Kraft und wurde am 12. Juni 1985 von beiden Regierungen bei den ­Vereinten Natio­nen registriert. Gemäß der Wiener Vertragsrechtskonvention (WVRK) handelt es sich bei der Erklärung um einen völkerrechtlichen Vertrag.130 Die Lesart der VR China, nach der die Gemeinsame Erklärung ein historisches Dokument ist, das heute keine Gültigkeit mehr hat, wird von den Wissenschaftlichen Diensten verworfen.131 Großbritannien beharrt auf der Gültigkeit des Vertrages und kritisiert dessen Missachtung durch Peking mit scharfen Worten.132

			Die VR China hat durch die Beschneidung der Bürgerrechte in Hongkong sein Fenster zur Welt verloren und wird mit schwerwiegenden wirtschaftlichen Folgen konfrontiert werden. Vor allem die USA werden die Niederschlagung der Protestbewegung zum Anlass nehmen, Hongkongs Sonderbehandlung zu beenden. Für Generalsekretär Xi war ein solcher Schritt äußerst gewagt. Er hat damit der ohnehin schwächelnden Binnenkonjunktur einen weiteren Stoß versetzt. Wenngleich dies gegenwärtig unwahrscheinlich erscheint, könnte es sein, dass die Niederschlagung der Demokratiebewegung in Hongkong in Festlandschina eine Kettenreaktion auslöst, an deren Ende eine gewaltige Umwälzung stehen könnte. Im Jahr 2020 gab es aber kaum Anzeichen für ein Aufbegehren des chinesischen Volkes gegen die Kommunistische Partei.

			Die USA wissen um die wirtschaftliche Verletzbarkeit Chinas und üben seit 2019 verstärkt Druck aus, weil sie sich diesen Konflikt – zumindest bis die verheerenden Folgen der Covid-19-Krise deutlich wurden – eher leisten konnten als China.

			Schon vor nahezu 30 Jahren hat die amerikanische Politik für den Fall der Veränderung des Status von Hongkong gesetzliche Vorsorgeregelungen getroffen. Am 5. Oktober 1992 unterzeichnete Präsident George H. W. Bush das Gesetz zur Regelung des Sonderstatus von Hongkong.133 Deutlich vor der Rückgabe Hongkongs an China setzte sich der amerikanische Kongress für die Wahrung der Sonderrechte der Stadt ein. Dies gilt zum einen für den Warenhandel. Im Gesetz heißt es, dass die USA den Status Hongkongs als eigenständiges Zollgebiet respektierten. Detailliert wird festgehalten, dass die Vereinigten Staaten Hongkong weiterhin den Meistbegünstigungsstatus gewähren und von den Behörden Hongkongs ausgestellte Ursprungszeugnisse für Industrieerzeugnisse anerkennen. Hongkong werde Zugang zu Technologien gewährt, deren Export in die Volksrepublik eingeschränkt ist.

			Neben dem Warenhandel wird im Gesetz Hongkongs Status als Finanzplatz genau beschrieben. Der US-Dollar könne dort frei gehandelt werden, Unternehmen werden ermuntert, weiterhin in Hongkong tätig zu sein. Mit dem Gesetz werden damit auch politische Ziele vorgegeben, auf deren Erreichung die amerikanische Regierung keinen direkten Einfluss hat – ein bemerkenswertes Signal.

			Die USA haben sich damit nicht direkt in die inneren ­Angelegenheiten Chinas eingemischt, aber deutlich gemacht, dass sie nicht bereit sind, Hongkong weiterhin eine Vorzugsbehandlung zu gewähren, wenn der Status Hongkongs als Sonderverwaltungszone aufgehoben werden sollte. Der Präsident wird im Hong Kong Policy Act explizit ermächtigt, die bevorzugte Behandlung Hongkongs zu beenden, wenn er feststellen sollte, dass Hongkong nicht ausreichend autonom ist. 2019 wurden die Bestimmungen des Gesetzes durch den Hong Kong Human Rights and Democracy Act bestätigt. Beachtenswert am neuen Gesetz ist weniger der Inhalt als vielmehr die Tatsache, dass es sowohl im Repräsentantenhaus als auch im Senat einstimmig verabschiedet wurde. In einer Phase starker Polarisierung der amerikanischen Politik ist die Haltung gegenüber China vielleicht die einzige verbindende Klammer in Politik und Gesellschaft der USA.134

			Allerdings konnten die Abgeordneten im Jahr 1992 nicht ahnen, welche Sprengkraft das Gesetz 2019 und 2020 haben würde. Durch den Handelskrieg zwischen den USA und China ist die Bedeutung Hongkongs weiter gestiegen, nicht gesunken. Exporte aus Hongkong in die USA waren von den Strafzöllen Donald Trumps ausgenommen. Heute werden Exporte aus Hongkong behandelt wie Exporte vom chinesischen Festland und damit ist ein Schlupfloch für chinesische Exporte geschlossen.135 Schätzungen zufolge könnten 98 Prozent der Exporte Hongkongs in die USA nach dem Verlust des Sonderstatus von Strafzöllen betroffen sein.136

			Hongkong erfüllte also eine wichtige Funktion für die Volksrepublik China, gerade in Zeiten anhaltender handelspolitischer Spannungen mit den USA. Zugleich gilt natürlich auch, dass Hongkong abhängig ist von den wirtschaftlichen Verflechtungen mit der Volksrepublik. Die Sonderverwaltungszone ist nicht zuletzt deshalb so wohlhabend, weil sie für China wichtige Handels- und Finanzdienstleistungen erbringt.

			4.6	Perspektiven für Hongkong und Festlandchina

			Die Unruhen des Jahres 2019 und das Sicherheitsgesetz haben Hongkong und seine Gesellschaft verändert. Eine Rückkehr zur früheren, vergleichsweise unpolitischen Haltung vieler Hongkonger erscheint heute unmöglich. Die Menschen diskutieren fortwährend politische Themen und entwickeln dabei eine neue kollektive Identität, die sie von Festlandchinesen zunehmend abgrenzt. Auf dem Festland ist ebenfalls ein ­wachsender Natio­nalismus zu beobachten. Zugespitzt finden sich diese Entwicklungen in der Formel one country, two nationalisms.137 Es erscheint nach der Verhängung des drakonischen Sicherheitsgesetzes schwer vorstellbar, einen Ausgleich zwischen den Interessen der Mehrheit der Hongkonger und denen der Kommunistischen Partei und ihrer Anhänger zu erwarten. Es ist zudem bemerkenswert, dass bei den Protesten des Jahres 2019 die Forderung nach einer Unabhängigkeit Hongkongs auftauchte – anders als in den 155 Jahren britischer Kolonialherrschaft.138

			Die Wahlen zu den örtlichen Bezirksräten am 24. November 2019 stellten für die Unterstützer Pekings eine schwere Niederlage dar. Das regimekritische Lager gewann 57 Prozent der Stimmen.139 Wegen des Mehrheitswahlrechts errangen die Vertreter der Demokratiebewegung 388 von 452 Sitzen.140 Die bis dahin vertretene Position, eine schweigende Mehrheit der Bevölkerung Hongkongs unterstütze die Linie der Kommunistischen Partei, war damit nicht länger haltbar.

			Die Lage war vor allem deshalb verhärtet, weil die Regierung ­Carrie Lams und ihre Polizeikräfte die Krise verschärften und den Protestierenden keine Angebote machten. Die Bevölkerung hat inzwischen starke Zweifel an Hongkongs Institutionen entwickelt. Vor allem das Vertrauen in die Polizei ist 2019 zusammengebrochen. In einer Umfrage des Center for Communication and Public Opinion Survey an der Chinese University of Hong Kong im Oktober 2019 gaben 51,5 Prozent der Befragten an, keinerlei Vertrauen in die Polizei zu haben, verglichen mit nur 6,5 Prozent im Mai und Juni.141 Diese Umfragen wurden abgeschlossen, bevor am 11. November ein Polizist einen unbewaffneten Mann in den Unterleib schoss. Der 21-jährige junge Mann verlor eine Niere und einen Teil seiner Leber. Er wurde noch im Krankenhaus wegen Teilnahme an einer ungenehmigten Demonstration angeklagt. Der Schütze wurde nicht etwa suspendiert, sondern krankgeschrieben.

			Es zeichnete sich schon 2019 ab, dass die Regierung und die Polizei nicht bereit waren, auf die Protestierenden zuzugehen. Die erste Handlung des im November 2019 neu berufenen Polizeichefs war, das Motto der Hongkonger Polizei zu ändern. Aus »Stolz und Fürsorge« (pride and care) wurde »Ehre, Pflicht und Loyalität« (honour, duty and loyalty)142 – die Handschrift Pekings war schon deutlich zu erkennen. Das Sicherheitsgesetz und die Verschiebung der Wahlen zur gesetzgebenden Versammlung von September 2020 um ein Jahr – vermeintlich wegen der Covid-19-Pandemie – stellen eine nahtlose Fortsetzung der repressiven Politik Pekings dar.

			Es mag aus heutiger Perspektive nicht überraschend sein, dass Peking den Sonderstatus von Hongkong beendete – allerdings wären auch andere Varianten möglich gewesen. Peking hätte den Sonderstatus bis zum Jahr 2097 verlängern, freie Wahlen zulassen und die Umgestaltung Chinas zu einem föderalen System beginnen können. Solange Xi Jinping an der Macht ist, sind solche Überlegungen Utopie. Er setzt auf die Stärkung der Kontrolle durch die KP, nicht auf die Liberalisierung der chinesischen Gesellschaft.

			Die Proteste in Hongkong und die Reaktionen der Führung in Peking haben Folgen über Hongkong hinaus. In Taiwan wurden die Befürworter eines sich von der Volksrepublik distanzierenden Kurses gestärkt. Generalsekretär Xi hatte in seiner Neujahrsansprache zu Beginn des Jahres 2019 die Bedeutung der Wiedervereinigung mit Taiwan betont und die aus Pekings Sicht »abtrünnige Provinz« aufgefordert, dem Vorbild Hongkongs zu folgen.143 Der amtierenden taiwanesischen Präsidentin Tsai Ing-wen, die im Wahlkampf stets auf der Unabhängigkeit des Landes beharrt hatte, brachten diese Aussagen und die Proteste in Hongkong am 11. Januar 2020 einen überwältigenden Wahlsieg.

			Die ersten acht Jahre der Herrschaft Xi Jinpings haben China enorm verändert. Aus einem Einparteistaat mit begrenzten politischen Freiheiten entwickelte sich ein autoritäres Regime mit imperialistischen Tendenzen. Der Personenkult, den Xi Jinping etabliert hat, ist ein wesentlicher Grund für die heute so verbreitete Skepsis gegenüber der Volksrepublik. Xi hat unter anderem dafür gesorgt, dass alle Parteimitglieder, Staatsbediensteten und Studenten seine Losungen regelmäßig studieren müssen.144 Der Kult um seine Person hat auch dazu geführt, dass sich in seinem engsten Umfeld nur noch sehr wenige Funktionäre ihm zu widersprechen trauen.145

			Xi Jinping hat viele neue Probleme geschaffen und wenige alte Risiken beseitigt. Seine neomaoistische Wirtschaftspolitik hat die Verwundbarkeit der chinesischen Wirtschaft gesteigert; mit der Zerschlagung der parteiinternen Opposition sind Parteikader kaum noch geneigt, auf Fehlentwicklungen hinzuweisen. Vor allem aber hat Xi den bisherigen Pfad der chinesischen Außenpolitik verlassen. Unter Xi Jinping wurde Chinas Außenpolitik offensiv, bisweilen sogar aggressiv.
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			Kapitel 7
Krise oder weiterer Aufstieg?

			[image: ]
			Eine Flughafenangestellte steht am 3. März 2020 mit einer Atemschutzmaske in dem kurz zuvor eröffneten Beijing Daxing International Airport. Bildnachweis: Andrea Verdelli/Getty Images; 3.3.2020

		


		
			Kapitel 3
Japan 1990, Südostasien 1997, China heute: Gibt es Parallelen?

			[image: ]
			Arbeiter vor der Oper in Guangzhou. Die einst von massivem Smog und chronischem Verkehrsstau geplagte Stadt hat einen Teil der früheren Probleme durch den Ausbau eines 192 Stationen umfassenden U-Bahn-Systems gelöst und ein neues Kulturviertel gebaut. Bildnachweis: BILLY H. C. KWOK/NYT/Redux/laif; 19.10.2017

		


		
			Kapitel 6
Chinas aggressive Einflussnahme auf die Innenpolitik anderer Länder
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			Auf dem G-20-Gipfel in Osaka trafen sich am 28. Juni 2019 mehrere Staatschefs bei ­einem Gespräch über die Digitalwirtschaft. Zunehmend wird China kritisiert, sich in die ­Innenpolitik anderer Länder einzumischen. Bildnachweis: JACQUES WITT/AFP via Getty Images; 28.6.2019

		


		
			Kapitel 4
China unter Generalsekretär Xi: wachsende Kontrolle der Debatten im In- und Ausland als Zeichen der Stärke oder der Schwäche?
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			Generalsekretär Xi Jinping und andere Spitzenpolitiker der Kommunistischen ­Partei Chinas klatschen nach einer Aufführung am 31.12.2020 während der Neujahrsversammlung des Politischen Konsultativkomitees des Chinesischen Volkes (CPPCC) in Peking. Bildnachweis: Ju Peng Xinhua/eyevine/eyevine/laif Beijing; 31.12.2020
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			Kapitel 5
Chinas internationale Beziehungen und Außenwirtschaftspolitik

			[image: ]
			Der »Trockenhafen« in Khorgos, Kasachstan, befindet sich an der chinesisch-kasachischen Grenze und ist ein wichtiges Drehkreuz für Warenlieferungen auf der Neuen Seidenstraße. Er ist seit August 2015 in Betrieb und in der umliegenden Region wird massiv in den Aufbau von Logistik- und Industriezonen investiert. Bildnachweis: Davide Monteleone/laif; 17.10.2017

		

